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Wolfgang Tiefensee

Stadtentwicklung zwischen Schrumpfung
und Wachstum

Die sich häufenden Berichte von teilweise drama-
tischen Wohnungsleerständen in ostdeutschen
Städten beschäftigen seit geraumer Zeit die
Öffentlichkeit. Politiker, Stadtplaner und die Woh-
nungswirtschaft entwickeln Konzepte, um hier
gegenzusteuern. Das Problem ist alles andere als
vorübergehend, handelt es sich doch um eine
unmittelbare Folge des immensen Wohnungs-
neubaus bei sinkenden oder jedenfalls stagnieren-
den Einwohnerzahlen. An den demographischen
Trends aber wird sich, belehren uns die Experten,
so bald nichts ändern.

Für eine Stadt wie Leipzig ist Bevölkerungsrück-
gang an sich nichts Neues. 1933 hatte die Stadt
713 000 Einwohner, 1988 waren es schon 170 000
weniger. Doch die Geschwindigkeit des Einwoh-
nerverlustes hat sich durch den Transformations-
prozess nach der politischen „Wende“ 1989 ver-
vielfacht. Dies führte auf der einen Seite zu einer
sinkenden Nachfrage nach Wohnraum, Versor-
gungs- und Infrastrukturleistungen sowie soziokul-
turellen Angeboten. Auf der anderen Seite ging
mit diesem Prozess eine qualitative Umschichtung
einher: Die Nachfrage nach Eigentumswohnungen
und Eigenheimen stieg, die erfolgreiche Ansied-
lungspolitik Leipzigs führte zu großen Bauprojek-
ten am Rand der Stadt (z. B. BMW). Generell
aber gilt, dass vieles, was in den ostdeutschen Bun-
desländern im Wohnungsbau und im Handel auf
Grund ausufernder Wachstumserwartungen in den
frühen neunziger Jahren entstanden ist, kontrapro-
duktiv war und die städtischen Strukturen noch
heute belastet. Lange Zeit war es ein „Tabu-
thema“ in der öffentlichen und politischen Diskus-
sion; doch heute ist den meisten Menschen
bewusst, dass die sich öffnende Schere zwischen
Angebots- und Nachfrageentwicklung kein zykli-
sches, sondern ein strukturelles Phänomen ist.

In Leipzig zeichneten sich die Konturen dieser Ent-
wicklung besonders scharf in den neunziger Jahren
ab. Sie wurden in der Öffentlichkeit auch stärker
als bei anderen Städten wahrgenommen, da sich
die Leipziger Stadtgesellschaft frühzeitig und offen
mit den problematischen Folgewirkungen, aber
auch mit kreativen Lösungsstrategien auseinander
gesetzt hat. Längst besteht in der Stadt weitgehen-
der Konsens über die wesentlichen Ziele des not-
wendigen Stadtumbaus. Aber es wird auch deut-

lich, dass Schrumpfungs- und Wachstumsprozesse
gleichzeitig gestaltet werden müssen.

Stadtentwicklung nach der „Wende“

Die Rahmenbedingungen der Leipziger Stadtent-
wicklung haben sich im vergangenen Jahrzehnt im
Zeitraffertempo verändert. In der Region um
Leipzig wurden nach der „Wende“ trotz aller städ-
tischen Proteste riesige Einkaufscenter, teilweise
heute noch ungenutzte Gewerbeparks und über
50 000 neue Wohnungen gebaut, vor allem am
Stadtrand und auf der „grünen Wiese“ in unmittel-
barer Nachbarschaft zu den alten Dorflagen. Die
Erneuerung der über Jahrzehnte vernachlässigten
innerstädtischen Bausubstanz begann dagegen nur
schleppend. Hohe Spekulationserwartungen und
das Prinzip „Rückgabe vor Entschädigung“ haben
wichtige Investitionen verzögert. So mangelte es in
der Stadt zunächst an modernisierten Wohn- und
Gewerberäumen, zugleich standen viele unsa-
nierte und teilweise marode Altbauten leer. Erst in
der zweiten Hälfte der neunziger Jahre löste ein
Sanierungsboom die maßlose Neubautätigkeit vor
den Toren der Stadt ab. Begünstigt durch steuer-
liche Förderungen wurden bis heute über 10 000
Gebäude des Historismus und des Jugendstils
(etwa 80 Prozent der gesamten Altbausubstanz)
saniert.

Gleichzeitig ging die Einwohnerzahl Leipzigs mas-
siv zurück; Geburtenrückgang, arbeitsmarktbe-
dingte Abwanderung in die westdeutschen Bun-
desländer und vor allem die Stadt-Umland-
Wanderung zehrten die Kernstadt aus. Die Folge
rückläufiger Einwohnerzahlen bei gleichzeitig
immensem Wohnungsneubau zeigte sich in einem
Wohnungsüberschuss, der im Jahr 2000 seinen vor-
läufigen Höhepunkt erreicht hat. Von den fast
320 000 Leipziger Wohnungen war jede fünfte
unbewohnt. In den das Stadtbild prägenden Alt-
bauten standen über 40 000 Wohnungen leer, und
dies beileibe nicht nur in unsanierten und verfal-
lenden Gebäuden.

Seit einigen Jahren stabilisiert sich die Einwohner-
zahl Leipzigs bei knapp einer halben Million. Ent-
gegen dem allgemeinen Trend in Ostdeutschland
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sinkt langsam die Leerstandsquote. Dabei gewin-
nen vor allem die „alten“ Stadtquartiere. In zentra-
len Lagen und im Umfeld des Leipziger Auwaldes
zieht die Nachfrage an. Auch die Einkaufslagen in
der Innenstadt entwickeln sich positiv. Die City hat
inzwischen Magnetwirkung – für Einkäufe und
Restaurantbesuche ebenso wie zum Flanieren.

Zwischen Schrumpfung
und Wachstum

Vor diesem Hintergrund wird in Leipzig das
Thema Stadtumbau und -rückbau diskutiert. Eine
Verengung der Debatte auf den Rückbau der
Großsiedlungen und die Aufwertung der Altbau-
quartiere, wie man sie häufig erlebt, greift dabei
viel zu kurz. Die aktuelle Entwicklung lässt sich
wohl am ehesten mit dem Bild einer bipolaren
Stadt beschreiben, in der Schrumpfungs- und
Wachstumsprozesse parallel verlaufen und sich
gegenseitig beeinflussen.

Zunächst sind in Leipzig wichtige Wachstumspro-
zesse zu bewältigen. Am nördlichen Rand der Stadt
bildet sich ein neues ökonomisches Zentrum heraus.
Vom Flughafenneubau über das Güterverkehrszen-
trum mit dem Porsche-Werk, die Neue Messe bis
zum entstehenden Automobilstandort rund um die
BMW-Ansiedlung entwickelt sich im Leipziger
Norden eine neue wichtige Gewerbe- und Infra-
strukturachse in Richtung Halle. Das ist auch not-
wendig, um in einer Region mit 18 Prozent Arbeits-
losigkeit eine langfristige Perspektive zu schaffen.

Gleichzeitig müssen in mehreren Stadträumen
Schrumpfungsprozesse gestaltet werden. Stadtöko-
nomisch und unter dem Leitbild einer „Stadt der
kurzen Wege“ ist ein Rückbau der Stadt von
außen nach innen anzustreben. Aber auf einem
Markt, der durch die Ansprüche der Wohnungs-
nachfrager geprägt ist und auf dem einige Woh-
nungsunternehmen am Rande der Insolvenz agie-
ren, sind stadtplanerische Idealvorstellungen
schwer umsetzbar.

So sind inzwischen auch Leipzigs Großsiedlungen
von Leerstand bedroht und erweisen sich auf
Grund ihrer Monostruktur als wenig krisenfest. In
Grünau, der größten Plattenbausiedlung der Stadt,
lief im vergangenen Jahr der Abriss von über 2 500
Wohnungen vor allem in Hochhäusern an. Neben
der Verminderung des Wohnungsüberschusses
geht es dabei auch um einen städtebaulichen
Mehrwert: um mehr Qualität durch weniger Häu-
ser, d. h. ein aufgelockertes, durchgrüntes, gestal-
tetes Wohnumfeld. Doch ein flächendeckender

Abriss der „Platte“ wie in anderen Städten steht
angesichts einer Leerstandsquote, die den städ-
tischen Durchschnitt noch nicht übersteigt, und
einer nach wie vor vorhandenen Nachfrage nach
preiswerten Wohnungen am Stadtrand kurz- bis
mittelfristig nicht zur Debatte.

Stadterhaltung und -umbau in den Altbauquartie-
ren stehen im Mittelpunkt der Leipziger Stadtent-
wicklungspolitik, auch wenn die Quote des Zuzugs
in die innere Stadt in den vergangenen Jahren
angestiegen ist. Unsere Bemühungen konzentrie-
ren sich auf die benachteiligten Stadtteile im Leip-
ziger Osten und Westen. Hier konnte der Abwärts-
trend bisher kaum gebremst werden, so dass auch
im wirtschaftlich relativ erfolgreichen Leipzig in
Teilräumen ein flächiger Stadtverfall und die Kon-
zentration sozialer Probleme drohen.

Angesichts dieser großen Herausforderung ist die
Stadtgesellschaft aufgerufen, ihre Energien auf die
Erneuerung der baulichen und soziokulturellen
Kerne zu konzentrieren. Der unvermeidliche Stadt-
umbau muss zu neuen Qualitäten in den Stadtteilen
führen und deren Konkurrenzfähigkeit verbessern.
Im hoch verdichteten Leipziger Osten wurde bei-
spielsweise eine Grün- und Freizeitachse vom
Hauptbahnhof bis an den Stadtrand konzipiert, die
das Quartier attraktiver machen und die langfristig
positive Entwicklungsimpulse geben soll.

Daneben setzen wir dort, wo die traditionellen
Blockstrukturen nicht mehr haltbar sind, auf klein-
teiligen und behutsamen Umbau. Durch Abbrüche
und gezielte Aufwertungsmaßnahmen wollen wir
die „polarisierte Stadt“ verhindern, in der Wohl-
stands- und Verfallsquartiere unmittelbar aneinan-
der stoßen. Die „Zwischennutzung“ der beim
Abriss frei werdenden Flächen führt kurzfristig
zur Aufwertung der Freiraumstrukturen, hält aber
langfristig Möglichkeiten für eine Neubebauung
offen.

Stadtumbau erfordert
strategische Konzepte . . .

Die Vielfalt der mit dem Einwohnerverlust ver-
bundenen Probleme – räumliche, wirtschaftliche,
soziale – erfordert zunächst einen klaren strategi-
schen Rahmen, auch angesichts knapper werden-
der kommunaler Kassen. Nachdem Leipzig in den
vergangenen Jahren den städtischen Investitions-
haushalt auf hohem Niveau gehalten hat, stehen
uns nun erstmals tief greifende Einschnitte bevor.
Die kommunalen Eigenmittel reichen nicht mehr
aus, um die vorhandenen Förderprogramme voll
auszuschöpfen.
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Das heißt, dass künftig nicht mehr nach dem
„Gießkannenprinzip“ gefördert werden kann. För-
derprogramme müssen räumlich und inhaltlich
gebündelt werden. Sie müssen dort ansetzen, wo
Entwicklungspotenziale vorhanden sind und
schnell positive Beispiele geschaffen werden kön-
nen. Prioritätensetzung bedeutet gleichzeitig, dass
andere Gebiete „zurückgestellt“ werden. Dies
können Stadtteile sein, deren Entwicklung sich
selbst trägt, aber auch Randbereiche mit besonde-
ren baulichen Problemen, für welche die Entwick-
lungsperspektive heute noch offen gelassen wer-
den muss.

Von zentraler Bedeutung für die strategische Rah-
mensetzung ist auch die Integration der Fachpoliti-
ken. Bevölkerungsrückgang wirkt sich nicht nur
auf bauliche und soziale Strukturen aus, sondern
beeinflusst auch die lokale Wirtschaft, die Ver-
kehrsentwicklung, die technische Infrastruktur
sowie soziale und öffentliche Angebote. So musste
die Stadt Leipzig auf die dramatisch rückläufigen
Geburtenzahlen schon vor Jahren mit der Schlie-
ßung zahlreicher Kindertagesstätten und Schulen
reagieren. Solche Einschnitte sind schmerzhaft
und gehen an die Substanz der Stadtteile; das Für
und Wider wurde bei jedem einzelnen Schulstand-
ort intensiv diskutiert. Dabei haben wir gelernt,
wie wichtig eine Verflechtung des Ausbaus der
sozialen Infrastruktur mit den strategischen Zielen
der Stadtteilentwicklung ist.

Die notwendige Zusammenführung der Fachpla-
nungen vor dem Hintergrund rückläufiger Einwoh-
nerzahlen hat in den ostdeutschen Bundesländern –
und besonders im Freistaat Sachsen – zu einer
Renaissance der „Integrierten Stadtentwicklungs-
planung“ geführt. Dabei gilt es aus Leipziger Sicht,
aus den Fehlern der Stadtentwicklungsplanung in
den siebziger und achtziger Jahren zu lernen. Benö-
tigt werden keine allumfassenden Pläne der städ-
tischen Entwicklung, sondern flexible und hand-
lungsorientierte Konzepte, mit denen auf die sich
rasch wandelnde Nachfrage reagiert werden kann.
Leipzig hat deshalb schon in den neunziger Jah-
ren eine sektorale Stadtentwicklungsplanung auf-
gebaut, um inhaltlich abgestimmte Teilkonzepte
problemorientiert und schrittweise zu erarbeiten.

. . . und kreative Ideen

Neben einer klaren strategischen Orientierung
geht es um kreative Ideen und Projekte. In den
vergangenen Monaten waren Leipziger Stadt-
entwicklungsplaner an einer Workshop-Reihe
beteiligt, in der die Möglichkeiten „städtischer
Kreativität“ im Umgang mit den ostdeutschen

Schrumpfungsprozessen im Mittelpunkt standen.
Wichtigstes Fazit war die Einsicht in die „Kultivie-
rung des Experimentes“ zur Gestaltung kreativer
Stadtentwicklungsprozesse. Es geht um einen ver-
antwortungsvollen Umgang mit offenen Ergebnis-
sen, verbunden mit dem Mut zum kalkulierten
Risiko. Dies erfordert veränderte Instrumentarien
und Verfahren.

Leipzig hat diesen Weg in den vergangenen Jahren
bereits beschritten. Parallel zu dem im Jahr 2000
beschlossenen Stadtentwicklungsplan „Wohnungs-
bau und Stadterneuerung“ wurden Umsetzungs-
möglichkeiten geschaffen, die weit über klassische
Planungsinstrumente hinausgehen. Bei der Stabili-
sierung von Wohnquartieren spielen beispielsweise
neue, attraktive Wohn- und Eigentumsformen eine
große Rolle. Deshalb unterstützt die Stadtverwal-
tung mit einem Selbstnutzerprogramm die Eigen-
tumsbildung in unsanierten Gründerzeitbauten,
um eine kostengünstige Alternative zum Anleger-
markt aufzubauen. Das Programm wurde unter
dem Namen „selbstnutzer.de – Wohnen im Eigen-
tum“ etabliert. Die ersten fünfzig Leipziger Fami-
lien haben ihre individuell sanierten, attraktiven
Altbauwohnungen bereits bezogen. Um der
Abwanderung aus der Stadt weiter entgegenzu-
wirken, werden auch Stadthäuser gefördert. Auf
preisgünstigen städtischen Grundstücken entste-
hen gerade die ersten dieser ambitionierten Rei-
henhäuser mitten in der Stadt.

Aber auch die Aktivierung der Potenziale, die aus
den Leipziger Traditionen einer Bürger- und Han-
delsstadt entspringen, ist wichtig für die Entwick-
lung und Umsetzung kreativer Ideen. Zahlreiche
Aktivitäten von Bürgern, die in Leipzig wohnen,
arbeiten oder sich ehrenamtlich engagieren, prä-
gen inzwischen neben dem öffentlichen Engage-
ment den Stadtumbau. So mischte sich eine
Gruppe junger Leipziger Architekten von Beginn
an mit neuen, provozierenden, aber auch fundier-
ten Ideen in die strategische Diskussion um Ent-
wicklungsprozesse und -instrumente ein. Eine
Ende der neunziger Jahre gegründete Wohnungs-
genossenschaft investiert – auf der Grundlage des
Stadtentwicklungsplans – parallel zu den Hand-
lungsschwerpunkten der Stadtverwaltung in die
Problemgebiete und nimmt Entwicklungsprozesse
über den eigenen Gebäudebestand hinaus selbst in
die Hand.

Auch einzelne Bürger beteiligen sich und suchen –
mit Unterstützung des Quartiersmanagements –
beispielsweise in kooperativen Gutachterverfah-
ren gemeinsam Lösungsstrategien für die Entwick-
lung und den Umbau ihrer Wohnquartiere.
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Olympische Impulse

Leipzigs Bewerbung um die Austragung der
Olympischen Spiele 2012 ist eine großartige
Chance für die Stadt, ihr Profil im Wettbewerb mit
anderen Städten zu schärfen. Olympia bietet durch
die Beschleunigungswirkung, die für viele Projekte
entsteht, eine hervorragende Möglichkeit, ent-
scheidende Impulse für den Stadtumbau zu geben.
Beispiele sind die Konzeption für die Gestaltung
des Olympischen Dorfes (Umnutzung einer
Gewerbebrache) und des Olympiaparks, aber
auch die Erarbeitung des Beherbergungskonzep-
tes. Dieses sieht nicht einfach nur den Neubau von
Hotels vor. Wir setzen vielmehr auf „Stadtwoh-
nungen für Olympia“: Wohnungsbestände unter-
schiedlicher Bauphasen werden zunächst vorgehal-
ten und dann speziell für Olympia zu „Boarding
Houses“ umgebaut. Das Besondere daran ist, dass
schon heute eine Nach-Olympia-Nutzung für die-
jenigen Wohnungsmarktsegmente konzipiert wird,
die am Leipziger Markt nur unterdurchschnittlich
vertreten sind. So werden im Leipziger Osten
große Wohnungen für Selbstnutzer geschaffen.
Diese können bereits in der Projektentwicklungs-
phase ihre individuellen Vorstellungen einbringen.
Gleichzeitig werden hochwertige Stadtwohnungen
in ausgewählten Quartieren konzipiert, die den
Leipziger Wohnungsmarkt auch zukünftig weiter
diversifizieren. So greifen Olympiaplanungen und
bereits vorhandene strategische Konzepte eng
ineinander und befruchten sich gegenseitig.

Ausblick

Um die Balance zwischen Schrumpfung und
Wachstum zu meistern, müssen die nächsten Jahre
eine Zeit des Experimentierens mit kreativen
Konzepten und Ideen werden. Dabei gibt es nur
teilweise übertragbare Lösungen; die Konzepte
müssen an den unterschiedlichen kommunalen
Problemen und Potenzialen ansetzen. Auf alle
Fälle sollten die Handlungsspielräume der kom-
menden Jahre genutzt werden, damit – vor dem
Hintergrund des demographischen Wandels –
erneute Einwohnerverluste, gepaart mit einer
drastisch zunehmenden Überalterung der Bevöl-
kerung, von den meisten Städten bewältigt werden

können. Vor dieser Herausforderung werden dann
auch zahlreiche westdeutsche Städte stehen.

Für einen breiten Erfolg städtischer Anpassungs-
strategien sind veränderte bundespolitische Rah-
menbedingungen von zentraler Bedeutung. Dabei
geht es nicht primär um die Veränderung der auf
die Gestaltung von Wachstumsprozessen angeleg-
ten bauplanungsrechtlichen Instrumente. Wichti-
ger erscheint der Umbau des Fördersystems. Die
kaum überschaubare Vielzahl von Förderprogram-
men führt zu teilweise gegensätzlichen Wirkungen.
Steuerliche Instrumente wie Entfernungspau-
schale und Eigenheimzulage, die eine Zersiedlung
und das Auseinanderbrechen städtischer Struktu-
ren begünstigen, müssen verändert werden. Städ-
tebau- und Wohnungsbauförderung sind dringend
zusammenzuführen und stärker durch die Kom-
munen zu steuern. Neben investiven Instrumenten
gewinnt die Förderung von Beratungsleistungen
und Moderationsprozessen an Bedeutung, damit
sich die Bewohner stärker in die (Um-) Gestaltung
ihrer Städte einbringen können. Der Reformstau
muss heute gelöst werden, um für morgen lebens-
werte Städte zu entwickeln.

Internetverweise des Autors:

Stadtumbau Ost I (www.stadtumbau-ost.de)
Aktuelles, Materialien und Projekte zum Stadtumbau
in Ostdeutschland.

Stadtumbau Ost II (www.bmvbw.de/
Wohnungswesen.319.5831/Stadtumbau-Ost.htm)
Webseiten des BMVBW über das „Programm der Bun-
desregierung für lebenswerte Städte und attraktives
Wohnen“.
Schrumpfende Stadt (www.schrumpfende-stadt.de)
Raumplanerische Reaktionen auf städtische Schrum-
pfungsprozesse.

Stadt 2030 (www.stadt2030.de)
Portal des Ideenwettbewerbs „Stadt 2030“ des BMBF
aus dem Forschungsprogramm „Bauen und Wohnen im
21. Jahrhundert“.
Kommunalpolitische Infothek „Schrumpfende Städte“
(www.kommunale-info.de/asp/
ThemenpaketAnzeige.asp?Themenpaketld=1004200)
Die Kommunalpolitische Infothek ist eine Internet-
Fachzeitschrift der Heinrich Böll Stiftung für kommu-
nalpolitisch Interessierte.

Stadtentwicklung Leipzig
(www.leipzig.de/stadtentwicklung)
Informationen zu Stadtentwicklung, Stadtentwicklungs-
plänen, Wohnungsmarktbeobachtung in Leipzig.
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Herbert Schmalstieg

Der Umbau des Sozialstaates und
die Funktionen der Städte

Betrachtet man die aktuelle Diskussion, so scheint
Städtepolitik mittlerweile einzig eine Frage fehlen-
der Finanzmittel zu sein. Gewaltige Haushalts-
defizite, schmerzhafte Sparprogramme und die
schwindende Investitionskraft der Kommunen ver-
stellen weitgehend die Sicht auf die Gesamtheit
der urbanen Probleme, denen sich die Politik wid-
men muss. Eine Reduzierung der Schwierigkeiten
auf die Haushaltslage nährt die trügerische Hoff-
nung, die Reform der Gemeindefinanzierung und
der ersehnte wirtschaftliche Aufschwung würden
die Aufmerksamkeit der Politik schon wieder von
den Kommunen weg auf andere Bereiche lenken
und strukturelle Reformen überflüssig machen.

Eher mangelndem Reformwillen denn fehlender
Aufmerksamkeit ist das Desaster der Kommunal-
finanzen geschuldet. Seit der sich verfestigenden
Beschäftigungskrise in den achtziger Jahren war
leicht prognostizierbar, dass die Ausgaben für die
kommunale Sozialhilfe die städtischen Etats
sprengen würden, wenn diese dauerhaft für die
Finanzierung des Lebensunterhalts von Langzeit-
arbeitslosen aufkommen müssen. Das Nebenei-
nander von Arbeits- und Sozialämtern bietet dem
Staat, den Sozialversicherungen und den Kommu-
nen Möglichkeiten zur Lastenverschiebung, es
steigert jedoch den administrativen Aufwand und
verschlechtert am Ende die Integrationschancen
der Hilfesuchenden. Auch dies ist lange bekannt
und wird nun mit fast zwei Jahrzehnten Verspä-
tung auf die Reformagenda gehoben, die gravie-
rende Umbaumaßnahmen im sozialen Sicherungs-
system einleiten soll.

Der Umbau wird von eher abstrakt anmutenden
Diskussionen etwa um die Beitragssätze der
Sozialversicherungen oder die Bezugsdauer von
Lohnersatzleistungen bestimmt. Neben dieser not-
wendigen Debatte sollte jedoch auch die gesell-
schaftliche Realität in den Städten Eingang in die
politische Auseinandersetzung finden. Zu dieser
Wirklichkeit gehört der Zerfall familiärer Struk-
turen, der Trend zur Vereinzelung, die Zunahme
psychischer Erkrankungen und die Ballung unter-
schiedlichster Problemlagen in einzelnen Stadt-
quartieren.

Doch die skizzierte Debatte über die Zukunft der
sozialen Sicherungssysteme blendet einen Aspekt

offensichtlich aus: Unverzichtbarer Bestandteil
des Sozialstaates bleibt eine solidarische Stadtge-
sellschaft, deren Erhalt die größte Herausfor-
derung an die Städtepolitik darstellt und die nicht
nur Kommunalpolitiker, sondern die Politik ins-
gesamt in die Pflicht nimmt. So wenig wie die
sozialen Sicherungssysteme ohne angemessene
finanzielle Beiträge einkommensstarker Gruppen
auskommen, kann eine Stadtgesellschaft ihre
soziale Funktionsfähigkeit ohne das bürgerschaft-
liche Engagement ihrer Einwohner erhalten. Noch
ist nicht entschieden, ob der Rückzug des Staates
bürgerschaftliches Engagement stimuliert oder
viele Menschen darin im Gegenteil ein Signal zur
Verringerung des eigenen gesellschaftlichen Enga-
gements zu erkennen glauben.

Bevor jedoch der Wettstreit um die düsterste Pro-
gnose einsetzt, sollten stadtpolitische Trends über
einen längeren Zeitraum ausgewertet werden.
Dabei wird man auf Brüche in Entwicklungslinien
stoßen und überraschende Veränderungen im
gesellschaftlichen Verhalten finden. Übrigens,
auch negative Trends sind per se nicht unumkehr-
bar. Allerdings führt nicht jedes energische Gegen-
steuern am Ende zum gewünschten Ergebnis.
Während sich die Stadtplanung übermäßig und
viel zu lange an den Bedürfnissen des motorisier-
ten Individualverkehrs ausgerichtet hat, könnte
man dessen Gegnern anlasten, ungewollt einen
Beitrag zur Konzentration des Einzelhandels an
den – mit dem Auto komfortabel erreichbaren –
Stadträndern geleistet zu haben. Das dürfte in der
Konsequenz nicht nur den Flächenverbrauch
gesteigert haben, sondern wohl auch den Auto-
verkehr – von der sinkenden Attraktivität der
Innenstädte ganz zu schweigen. Wer aus Furcht
vor dem Weg in den Überwachungsstaat die Instal-
lation technischer Überwachungssysteme ablehnt,
ignoriert das tatsächlich vorhandene Unsicher-
heitsgefühl von Einwohnern und vermindert die
Bereitschaft zur Nutzung des öffentlichen Per-
sonenverkehrs.

Dieser Verkehrssektor braucht Wachtumsimpulse,
die wohl eher von neuen Wettbewerbssituationen
als von Appellen an das Umweltbewusstsein zu
erwarten sind. Eine Verlagerung vom motorisier-
ten zum nichtmotorisierten Verkehr und vom Indi-
vidualverkehr zum öffentlichen Verkehr erscheint
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unausweichlich, sollen die angestrebten Klima-
schutzziele tatsächlich erreicht werden. Was nach
Einschränkung klingt, kann auch eine Chance zur
Verbesserung der Lebensqualität in den Städten
sein. Der Fortzug von Menschen aus den Groß-
städten in das Umland hat sicher auch viel mit den
Lebensbedingungen in den Städten und einer zu
stark auf die bloße Bedarfsdeckung ausgerichteten
Wohnungspolitik zu tun. Städte müssen mehr leis-
ten, um dem urbanen Leben größere Attraktivität
zu verleihen. Dabei sollten sie mehr auf die Inno-
vationskraft von Architekten, Stadtplanern und
Projektentwicklern denn auf die Werbewirkung
von Imagekampagnen setzen. So bieten brachlie-
gende Industrieflächen und schwer vermietbare
Gewerbe- und Wohngebäude Entwicklungsmög-
lichkeiten für moderne Stadtquartiere, die den
Reiz städtischen Wohnens neu entfalten und sich
wohltuend von den in der Regel uniform anmuten-
den Wohngebieten in Umlandgemeinden abheben
können.

Wer dort ein Eigenheim gebaut hat und zur Arbeit
in die Stadt pendelt, wird steuerlich gut behandelt,
obwohl dies zur Zersiedelung der Landschaft und
zu einem erhöhten Verkehrsaufkommen mit nega-
tiven Auswirkungen für die Lebensqualität vieler
Stadtbewohner führt. Diese Förderung lässt sich
der Staat einen zweistelligen Milliardenbetrag
kosten, der – zumindest zu einem Teil – besser für
städtische Infrastrukturprojekte eingesetzt würde.
Dies könnte die Attraktivität der Städte steigern
und damit auch einen Beitrag zur Verbesserung
der Wettbewerbsposition unserer Volkswirtschaft
leisten. Bei Standortentscheidungen international
operierender Unternehmen spielt der Zustand der
kommunalen Infrastruktur und die Lebensqualität
in der Stadt eine bedeutende Rolle. Hier droht der
Vorteil, den deutsche Städte in der Vergangenheit
traditionell hatten, verloren zu gehen.

Diese Gefahr resultiert auch aus der mangelnden
Bereitschaft, einen solidarischen Lasten- und Vor-
teilsausgleich zwischen den Großstädten und den
angrenzenden Umlandgemeinden zu organisieren.
Diese profitieren in der Regel von der kommuna-
len Infrastruktur der Kernstadt. Dies verringert
die eigenen Aufwendungen und schafft finanzielle
Spielräume, die in den Großstädten – auch wegen
der überproportionalen Belastungen im Sozial-
haushalt – längst nicht mehr vorhanden sind. Die
Situation dürfte sich drastisch verschärfen, wenn
den Kommunen ein eigenes Hebesatzrecht bei der
Einkommensteuer eingeräumt wird. Gäbe man
dieser Forderung nach, entstünde für die einkom-
mensstarken Bevölkerungsgruppen ein enormer
Anreiz zum Umzug in die Umlandgemeinden. Es
drohte ein Wettlauf um den niedrigsten Steuersatz,
an dem sich die Großstädte nicht beteiligen könn-

ten. Das Resultat wäre eine weitere Verschlechte-
rung der Finanzsituation der Großstädte.

Die überwiegende Mehrheit der Menschen in der
Europäischen Union (EU) lebt in Städten. Die
europäische Politik hat dieses Faktum lange Zeit
nicht ausreichend berücksichtigt und Städtepolitik
eher als Randthema behandelt. Noch immer fließt
fast die Hälfte des 100 Milliarden-Haushalts der
EU in den Agrarbereich. Sehr bescheiden wirkt
dagegen das finanzielle Engagement der EU in
der Gemeinschaftsinitiative URBAN II. Mit jähr-
lich rund 100 Millionen Euro fördert die EU
Maßnahmen zur wirtschaftlichen und sozialen
Wiederbelebung städtischer Gebiete. Auch wenn
sich die europäische Städtepolitik nicht auf eine
Gemeinschaftsinitiative beschränken lässt, bleibt
ein Missverhältnis zwischen Stadt und Land in
der EU-Politik bestehen. Dabei würde allein der
Respekt vor den Integrationsaufgaben Anlass zu
Korrekturen bieten: Die großen europäischen
Städte stehen vor der Herausforderung, den sozia-
len Zusammenhalt von Menschen unterschied-
lichster Herkunft und Religion in einer Periode
des schnellen gesellschaftlichen Wandels zu orga-
nisieren. Wie die künftigen Rahmenbedingungen
gestaltet sein werden, ist derzeit schwer abschätz-
bar.

Die Wettbewerbspolitik der EU-Kommission hat
in den vergangenen Jahren das Betätigungsfeld
der Kommunen neu abgesteckt und neue Regeln
geschaffen. Bei aller Sympathie für die mit der
Deregulierung verbundenen Zielsetzungen dürfen
jedoch Bedenken gegenüber einem undifferenzier-
ten Vorgehen nicht verschwiegen werden. Die
Erledigung kommunaler Aufgaben ist in den Mit-
gliedsstaaten der EU sehr unterschiedlich geregelt.
Diese unterschiedliche Ausgangssituation sollte
stärkere Berücksichtigung finden, was sicher den
Ehrgeiz zur Vereinheitlichung zügeln dürfte.

Das gilt auch für die Definition der Aufgaben, die
als Leistungen der kommunalen Daseinsvorsorge
nicht nur öffentlich gewährleistet, sondern auch in
kommunaler Verantwortung erbracht werden
sollten. Wo gleichberechtigter und ungehinderter
Zugang für alle Stadtbewohner zu garantieren ist,
entfalten die Marktkräfte nicht immer die
gewünschte Wirkung. Auch dieses Feld bietet sich
für einen konstruktiven Erfahrungsaustausch der
lokalen Akteure an. Von einer engeren Koopera-
tion der europäischen Städte können alle Beteilig-
ten profitieren. Schließlich bleibt die Vielfalt der
europäischen Stadtkultur ein Potenzial mit hoher
Entwicklungsfähigkeit, das sowohl zur Verbesse-
rung der Lebensqualität in unseren Städten als
auch als Triebfeder für eine positive wirtschaft-
liche Entwicklung genutzt werden muss.
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Albrecht Göschel

Der Forschungsverbund „Stadt 2030“

Leidvoll bekannt ist allen Handelnden in der
Kommunalpolitik der Widerstreit zwischen kurz-
fristig zu bewältigenden Tagesanforderungen und
der Notwendigkeit, langfristige Entwicklungen im
Auge zu behalten. Planung und Politik sollten sich
auch auf die Zukunft beziehen. Die Sachzwänge
des Alltags schließen jedoch Zukunftsorientierung
in aller Regel faktisch aus. Besonders in schwieri-
gen Zeiten wächst der Tagesdruck derartig, dass
die Forderung, zukunftsorientiert zu planen, leicht
als illusorisches Ansinnen zurückgewiesen wird.
Dem ist entgegenzuhalten, dass nahezu alle Pro-
bleme, mit denen sich Kommunalpolitik zur Zeit
konfrontiert sieht (vom demographischen Wandel
über das Finanzproblem bis zur Stadtschrumpfung
und zu neuen sozialen Ungleichheiten), vorherseh-
bar waren und vorhergesehen wurden. Offensicht-
lich konnte ihnen aber von der Kommunalpolitik
unter dem Druck der Tagesaufgaben nicht „recht-
zeitig“ präventiv und vorausschauend begegnet
werden. Die Erschließung der Zukunft, die Orien-
tierung auf längere Zeithorizonte – zum Beispiel
über Wahlperioden hinaus – scheinen in Politik
und Planung einem fundamentalen Dilemma von
Kurz- und Langfristigkeit zu unterliegen, das sich
offenbar weder durch gut gemeinte Appelle noch
durch Managementtechniken oder ähnliche pro-
bate Mittel aus der Welt räumen lässt.

Ziel des Forschungsverbundes „Stadt 2030“, den
das Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) seit dem Jahr 2000 fördert, ist die Ver-
mittlung dieses Zukunftsdilemmas in kommunaler
Politik und Planung:1

– Wie lassen sich verbindliche und doch nicht
über Gebühr bindende Ziele formulieren?

– Welche Funktion können Leitbilder oder Sze-
narien für die Stadtentwicklungspolitik erfül-
len?

– Welche Reichweite und Treffsicherheit haben
Prognosen in welchen Politikfeldern?

– Wie lässt sich eine zielorientierte und dennoch
lernende Stadtentwicklungsplanung etablieren?

Der Anspruch des Forschungsverbundes „Stadt
2030“ besteht darin, bei allen entscheidenden Fra-
gestellungen, mit denen deutsche Städte zur Zeit

konfrontiert sein könnten, die Möglichkeit der
Vermittlung von Lang- und Kurzfristigkeit, von
Zielorientierung und Offenheit kommunaler Pla-
nung zu prüfen. Um dies zu erreichen, wurden bei
einem bundesweiten Wettbewerb im Frühjahr 2001
21 Projekte mit insgesamt 33 Städten und 54 wissen-
schaftlichen Instituten ausgewählt (vgl. Schaubild).
Diese Projekte konnten fünf zentralen Komplexen
zugeordnet werden: wachsende Stadt, schrump-
fende Stadt, Integrationsleistung der Stadt, poli-
tische und territoriale Konstitution der Stadt
(Regionalisierung), Kultur der Stadt (Identität).

Während in den 21 Einzelprojekten die Planungs-
möglichkeiten für die Probleme der Stadt bear-
beitet werden, konzentriert sich die Begleit- und
Evaluationsforschung des Deutschen Instituts für
Urbanistik (Difu) auf die in den jeweiligen Projek-
ten vorgeschlagenen Lösungen. Mit dem For-
schungsverbund „Stadt 2030“ steht der planerische
Paradigmenwechsel, der sich in den siebziger Jah-
ren vollzogen hatte, nun erneut zur Disposition. In
der Planung der fünfziger bis siebziger Jahre gal-
ten klare, zumeist städtebauliche Ziele und Leit-
bilder als unabdingbare Bestandteile einer kom-
munalen Stadtentwicklungsplanung; sie wurden in
den sechziger Jahren zu umfassenden Zielsyste-
men ausgearbeitet und in Institutionen, den neuen
Stadtentwicklungsämtern oder entsprechenden
Stabsstellen, organisatorisch verankert. Nach viel-
fältiger Kritik an der unzureichenden Offenheit
solcher Zielsetzungen für die Stadtentwicklungs-
planung kam es Ende der siebziger Jahre zu einem
Umschwung. Gefordert wurde eine Prozessorien-
tierung, eine Planung in kleinen Einzelschritten
mit einer Zieloffenheit, die eine ständig lernende,
sich selbst korrigierende Planung ermöglichen
sollte. Man wollte nun Zielformulierungen vermei-
den, die zwar für die Zukunft aufgestellt zu sein
schienen, aber im Grunde nur Bedingungen der
Gegenwart fortschrieben und der Komplexität von
Stadtentwicklung nicht gerecht wurden.

Der Rückblick aus einem Abstand von fast 30 Jah-
ren erlaubt zwei Einschätzungen dieses Para-
digmenwechsels leitender Planungsvorstellungen.
Zum einen erscheint die propagierte Offenheit
von Planung angesichts drängender Herausforde-
rungen wie der sozialen, ökonomischen und ökolo-
gischen Nachhaltigkeit als unangemessen, so dass
eine Rückkehr zu klaren Zielsetzungen notwendig

1 Der Forschungsverbund „Stadt 2030“ des BMBF wird
vom Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) wissenschaft-
lich betreut und ausgewertet.
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sein könnte. Zum anderen aber war der Wandel,
der sich seit den späten siebziger bis in die frühen
achtziger Jahre vollzogen hat, zu tief greifend, als
dass eine Rückkehr zu Leitbildern der sechziger
Jahre ohne weiteres möglich wäre.

Damit ist der Anspruch des Forschungsverbundes
„Stadt 2030“ formuliert: Wie kann die Planung
langfristig ausgerichtet werden, ohne die gleich-
falls notwendige Offenheit für aktuelle Entwick-
lungen unzulässig zu begrenzen? Ist eine Vermitt-
lung zwischen den beiden Planungsparadigmen
möglich – zwischen der klaren, verbindlichen,
langfristigen, aber einengenden (und damit unter-
komplexen) Zielsetzung auf der einen Seite und
einer Schritt-für-Schritt-Planung mit einer offe-
nen, sich zwar ständig korrigierenden, aber zielun-
sicheren Stadtentwicklung auf der anderen Seite?
Und wie kann sie organisiert und konzeptualisiert
werden?2

Bereits in den achtziger Jahren zeigte sich, dass
der Wandel in den Planungsvorstellungen nicht
nur auf der Kritik an einer fixierender Zielsetzung
basierte, sondern auf umfassenden Veränderungen
gründete. So schien zum Beispiel der Zukunftsop-
timismus, der die Planungsvorstellungen der sech-
ziger und frühen siebziger Jahre getragen hatte,
erschüttert, sei es durch den akuten Rohölschock,
sei es durch die heraufdämmernde Umweltkrise.3

Von einer „deutschen Achsenzeit“ ist die Rede,4

in der sich Sicherheiten und Gewissheiten aufzu-
lösen, ja in ihr Gegenteil zu verkehren schienen.
Drei für Planung und Politik zentrale Wandlungen
haben sich offenbar in diesen Jahren vollzogen:5

– Zukunftszweifel:

In den siebziger Jahren wird der bis dahin
selbstverständliche Zukunftsoptimismus von

Schaubild: 21 Projekte mit insgesamt 33 Städten und 54 wissenschaftlichen Instituten

Integration/
Gleichheit

Stuttgart
München

Identität Regionalisierung

Bremen
Leipzig Mönchengladbach

Karlsruhe

Braunschweig
Städteregion Ruhr

Esslingen Erlangen

Saarbrücken Kiel Görlitz/Zgorzelec
Gießen/Wetzlar

Dietzenbach Günzburg Schkeuditz

Guben/Gubin
Eisenhüttenstadt

Beeskow

Schwalm-Eder-
West

Großstädte
> 250.000
Einwohner

Mittelstädte
50.000 bis
250.000

Einwohner

Kleinstädte
< 50.000

Einwohner

wachsend oder konsolidiert
schrumpfend oder im Strukturwandel

Der Forschungsverbund
„Stadt 2030“

21 ausgewählte Städteprojekte

2 Diese Anforderungen knüpfen an eine Weiterent-
wicklung des Perspektivischen Inkrementalismus an, der seit
Beginn der neunziger Jahre als neuer Planungsansatz prakti-
ziert und reflektiert wird. Kennzeichnend ist die Verbindung
einer Vielzahl von Pilotprojekten mit einer langfristigen Per-
spektive.

3 Vgl. Heinrich Mäding, Verwaltung und Planung, in:
Deutsche Verwaltungsgeschichte (im Auftrag der Freiherr-
vom-Stein-Gesellschaft e.V.), hrsg. von Kurt G.A. Jeserich,
Bd. 5: Die Bundesrepublik Deutschland, Stuttgart 1987.
4 Vgl. Bernhard Giesen, Die Intellektuellen und die Nation.
Eine deutsche Achsenzeit, Frankfurt/M. 1993.
5 Vgl. Ulrich Beck, Risikogesellschaft. Auf dem Weg in
eine andere Moderne, Frankfurt/M. 1986.
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Pessimismus abgelöst. Zukunft erscheint nicht
mehr als das Bessere gegenüber dem Hier und
Heute, sondern als Gefährdung. In riskanter
Weise scheinen die Selbstbedrohungen der
westlichen Zivilisation zu wachsen und ein
Zukunftshandeln erforderlich zu machen, das
eher in der Vermeidung von Übeln als in der
Entwicklung, im Entwurf und der Durch-
setzung des Guten besteht. Zukunftsbilder
wandeln sich von positiven Utopien in Kata-
strophenszenarien, die Planung bestenfalls ver-
hindern, aber nicht stimulierend auf Phantasie
und Planung wirken können. Dessen ungeach-
tet wird aber Politik nach wie vor mit der For-
derung nach einer positiven Perspektive kon-
frontiert.

– Wissenschaftszweifel:

Galten Wissenschaft und Forschung bis in die
Mitte der siebziger Jahre als Autoritäten der
Wahrheit und Objektivität, die damit auch
Zukunft vernünftig erschließen konnten, setzt
zum Ende der siebziger Jahre ein gravierender
Legitimationsverlust aller Wissenschaft, vor
allem aber der Sozial- und Planungswissen-
schaften, ein. Ihre Ergebnisse gelten als belie-
big, zu jeder Aussage kann auch das Gegenteil
gesagt und durch „bestellte Gutachten“ „unter-
mauert“ werden, so jedenfalls die landläufige
Vorstellung. Diese Zweifel an objektiver Wis-
senschaft stehen aber in tiefem Gegensatz zur
wachsenden Notwendigkeit von Wissen, auch
von wissenschaftlichem Wissen in einer wis-
sensbasierten Ökonomie, auf die sich die deut-
sche Gesellschaft hinbewegt.

– Politikzweifel:

Die Politik erleidet seit den späten siebziger
Jahren einen Legitimitätsverlust. Ihre Position
als exklusiver Akteur einer Gesellschaftssteue-
rung wird als unsicher und begrenzt wahrge-
nommen. Zunehmend rückt die Abhängigkeit
der Politik von einer Vielzahl anderer, natio-
naler und internationaler, Akteure ins öffentli-
che Bewusstsein, ohne dass dabei die Wünsche
an politische Steuerungsleistungen erheblich
zurückgenommen würden. Es intensiviert sich
die internationale Verflechtung, wenig später
als Globalisierung bezeichnet, in der national-
staatliche Autonomie vermutlich tatsächlich
reduziert wird. Auf kommunaler Ebene ist
diese Abhängigkeit der Politik von internatio-
nal agierenden Akteuren der privaten Wirt-
schaft spürbar. Aber auch die Abhängigkeit
der Kommunen von staatlicher Gesetzgebung
bestärkt die verbreiteten, wenn auch häufig
diffusen Zweifel an der Gestaltungs- und

Steuerungsmacht lokaler Politik. Mechanismen
einer pluralen Willensbildung, die nicht mit
repräsentativer Wahl erschöpft ist, werden
zunehmend undurchschaubar und führen zum
Anerkennungs- oder Legitimationsverlust von
Politik.

Diese drei Zweifel – an positiver Zukunft, an Ver-
lässlichkeit von Wissenschaft und an Steuerungsfä-
higkeit von Politik – sind seit den siebziger Jahren
keineswegs geringer geworden, sondern sie sind im
Gegenteil zum gesicherten Bestand eines „Alltags-
wissens“ großer Teile der Bevölkerung geworden.
Damit ist eine direkte Rückkehr zu politisch hand-
habbaren, wissenschaftsfundierten und emotional
stimulierenden Zukunftsbildern und -vorstellun-
gen für die kommunale Planung eher unwahr-
scheinlich, auch für den Forschungsverbund „Stadt
2030“. Die These vom langfristigen Wandel in der
„Achsenzeit“ der siebziger Jahre scheint sich zu
bestätigen. Und dennoch verstärkt sich die Not-
wendigkeit langfristiger Planung und Politik, will
man zum Beispiel Phänomenen wie dem Gebur-
tenrückgang, dem Flächen- oder dem Energiever-
brauch gerecht werden. Dies führt zu fünf Dilem-
mata von Politik und Planung6 die auf lokaler
Ebene die Herausforderungen des Forschungsver-
bundes „Stadt 2030“ darstellen.

Die Dilemmata der Planung

Gegenwartsschrumpfung und Zukunftswachstum

Hochindustrielle Gesellschaften sind in zunehmen-
dem Maße von Wissen abhängig. Die Produktion
dieses Wissen unterliegt jedoch wachsender
Beschleunigung, so dass bestehendes Wissen
zunehmend entwertet wird. Dieses Dilemma führt
zur „Gegenwartsschrumpfung“,7 da der Zeitraum
enger wird, für den ein bestimmtes, gesichertes
Wissen nicht nur gilt, sondern auch handlungsrele-
vant ist; und es führt zu wachsender Unklarheit in
Bezug auf Zukunft, da diese von Wissen abhängt,
das Wissen der Zukunft aber jetzt noch nicht
bekannt ist. Der Punkt, an dem eine bisher unbe-
kannte Zukunft beginnt, wird in wissensbasierten
Gesellschaften demnach nicht in die Ferne ver-
schoben, sondern rückt immer näher an die
Gegenwart heran.

6 Vgl. Hermann Lübbe, Zeit-Erfahrungen. Sieben Begriffe
zur Beschreibung moderner Zivilisationsdynamik, in: ders.,
Modernisierung und Folgelasten. Trends kultureller und po-
litischer Evolution, Berlin 1997.
7 Vgl. ders., Im Zug der Zeit. Verkürzter Aufenthalt in der
Gegenwart, Berlin 1992.
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Ausdehnung der Zeiträume von Folgen des
wissenschaftlich-technischen Handelns

Aufgrund technischer Anforderungen verlängern
sich die zeitlichen Folgen jeder Handlung, etwa im
Verkehrswesen und in der Energiewirtschaft. Ein
vorindustrieller „Trampelpfad“ zum Beispiel
konnte, wenn nicht mehr benutzt, nach wenigen
Jahren überwuchert und verschwunden sein. Eine
moderne Autobahn liegt „auf ewig“ in der Land-
schaft. Und in der Energieproduktion reichen die
Zeiträume von Folgen dieser Produktion inzwi-
schen in die Jahrtausende. Gegenwärtige Entschei-
dungen haben also langfristige Folgen, ragen in
eine Zukunft hinein, die aber – wie gesehen –
immer weniger bekannt ist und als unbekannte
Zukunft immer näher an die Gegenwart heran-
rückt.

Wachsende Folgenmasse des
wissenschaftlich-technischen Handelns

Nicht nur die Dauer, auch die Masse der Folgen
von allen Handlungen im technischen oder sozia-
len Feld wächst und wirkt in eine Zukunft, von der
wir immer früher immer weniger wissen – außer,
dass wir sie durch unser Handeln mit prägen und
binden.

Verkürzung des Zeitraumes
für politische Entscheidungen

Die Verkürzung der Gegenwart führt zu wachsen-
dem Zeitdruck auf die Politik, deren Entscheidun-
gen und Maßnahmen unmittelbar zu Ergebnissen
und Erfolgen führen sollen. Der Erwartungshori-
zont an Politik wird damit immer enger und zeit-
lich kürzer. Die Folgen politischer Entscheidungen
aber nehmen an zeitlicher Reichweite und Masse
zu, so dass unter ständig abnehmender Zeitper-
spektive Entscheidungen von wachsender zeitli-
cher Reichweite getroffen werden.

Zukunft als Abstieg

Die wachsenden Risiken und Selbstgefährdungen,
denen sich moderne Gesellschaften aussetzen, las-
sen Zukunft tendenziell als Abstieg von einem
gegenwärtig hohen Niveau an Sicherheit und
Wohlstand erscheinen. Da zukünftiges Wissen in
der Gegenwart nicht schon bekannt sein kann,
können auch zukünftige Lösungen für Probleme
nicht jetzt gewusst werden, selbst wenn die Prob-
leme selber bereits bekannt oder gar verursacht
sind. Es entstehen Zukunftsunsicherheiten und
-ängste.

Konsequenzen für den
Forschungsverbund „Stadt 2030“

Unter diesen Bedingungen war in den Projekten
des Forschungsverbundes „Stadt 2030“ zu ent-
scheiden, welche Entwicklungen mit hinreichender
Sicherheit über einen mittel- bis langfristigen Zeit-
raum zu prognostizieren sind, welche Maßnahmen
sich aus diesen Entwicklungen entweder zu ihrer
Realisierung oder zu ihrer Verhinderung ableiten
lassen und wie diese Maßnahmen in der lokalen
Politik zu implementieren sind.

Auf dem gegenwärtigen Stand des Forschungsver-
bundes „Stadt 2030“ zeigen sich einige Entwick-
lungen, denen große Stabilität und hohe prognosti-
sche Sicherheit zugeschrieben werden, und andere,
denen man mit prognostischer Unsicherheit oder
Zurückhaltung begegnet.

Sichere Prognosen mit großer
zeitlicher Reichweite: Demographie

Als Entwicklung mit größter denkbarer prognosti-
scher Sicherheit gilt die natürliche Bevölkerungs-
entwicklung, der demographische Wandel. In allen
Projekten, die diese Zukunftsperspektive themati-
sieren, werden die verfügbaren Prognosen über
den Rückgang der Bevölkerungszahl in Deutsch-
land wegen konstant niedriger Reproduktionszif-
fern uneingeschränkt akzeptiert. Diese Entwick-
lung gilt als stabil und politisch nur noch marginal
beeinflussbar sowie als Rahmenbedingung zukünf-
tiger Planung. Unsicher bleibt nur, wann und in
welchem Ausmaß Migration zur Kompensation
des natürlichen Bevölkerungsrückgangs einsetzt
und akzeptiert wird.

Dennoch neigen einzelne Projekte aus stark
schrumpfungsgefährdeten Städten dazu, Bevölke-
rungsprognosen nicht über das Jahr 2015 hinaus
aufzustellen, obwohl sich die natürliche Bevölke-
rungsentwicklung ohne gravierende Fehlerrisiken
über mindesten drei bis vier Jahrzehnte prognosti-
zieren ließe. Solche Projekte aus Städten mit mas-
sivem Bevölkerungsrückgang tendieren daher zu
einer Konzentration auf kurzfristige, eher prozes-
suale Planungen, da ein Fernziel so pessimistisch
wirkt, dass es politisch nicht vermittelbar er-
scheint. Dies ist möglicherweise ein schwerer Feh-
ler, denn auf diese Weise können illusorische
Wachstumshoffnungen genährt und erhalten wer-
den. Dramatische Fragen zukünftiger Stadttrans-
formation – z. B. des Wandels einiger, etwa
mittlerer oder kleinerer Industriestädte durch
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Bevölkerungsverlust zu völlig neuen Stadttypen –
werden auf diese Weise ausgeblendet, obwohl sie
unter langfristiger Perspektive zu stellen wären. In
verdeckter Form taucht das Problem dennoch auf,
wenn in schrumpfenden Kommunen nach der
Stadtgestalt gefragt wird, welche deren Substanz
ausmachen könnte und nicht angetastet werden
darf, wenn die Stadt erhalten werden soll.

Als gleichfalls sicher, wenn auch deutlich unklarer
in den Konsequenzen, gilt der ökonomische Wan-
del. Alle Projekte, die diese Perspektive einbezie-
hen, halten den Übergang zur Dienstleistungs- und
Wissensökonomie für unausweichlich und akzep-
tieren ihn als Rahmenbedingung, obgleich die Fol-
gen dieses Wandels häufig noch nicht in klaren
Konturen vor Augen stehen. Eine Reihe von Pro-
jekten verbindet den Übergang zur Dienstleis-
tungs- und Wissensökonomie mit dem Identitäts-
problem, also mit der Frage nach den kreativen
Milieus und der mentalen Kultur der Stadt, von
denen der Wandel ausgehen und getragen sein
könnte. Mit dem Ziel eines weiteren Wachstums in
neuen Wirtschaftsbereichen verbindet sich in der
Regel das Ziel eines Mentalitätswechsels in der
Stadt selbst, aber auch das eines Imagewandels,
also eines neuen Außenbildes der Stadt – beides in
der Stadtforschung bekannte Problemstellungen,
deren planerische Lösung aber als außerordentlich
schwierig gilt, da sich städtische oder regionale
Identitäten aufgrund ihrer extremen Stabilität
kaum steuernd und planend verändern lassen. In
diesen Projekten ist häufig das Fernziel relativ klar
definiert, die nächsten Schritte zu seiner Realisie-
rung bleiben aber undeutlich.

Unsichere Prognosen mit geringer
zeitlicher Reichweite: Entwicklung

und Reform des Sozialstaates

Als Feld mit deutlich geringerer prognostischer
Sicherheit gilt die Entwicklung des Sozialstaates,
eine für die Kommunalpolitik sehr entscheidende
Rahmenbedingung. Zwar sind sich die Projekte,
die diesen Komplex thematisieren, nicht sicher
oder gar einig über das Ausmaß erwartbarer Ver-
änderungen – dass aber soziale Ungleichheit in
den deutschen Städten zunehmen wird und sich
Armuts-, Ausgrenzungs- und Segregationsphäno-
mene ausweiten werden, gilt als gewiss.

Aber mehr noch als in den Projekten zu schrump-
fenden Städten scheint mit dieser Perspektive
einer wachsenden sozialen Ungleichheit gleichsam
ein Tabubruch verbunden zu sein. Zunehmende
Ungleichheit kann weniger noch als die Stadtver-

kleinerung zum stadtentwicklungspolitischen Ziel
erklärt werden, so dass langfristige „Bilder“ dieser
anderen Stadt kaum auftauchen. Es dominiert ein-
deutig die „inkrementalistische“ Planung in klei-
nen Schritten, mit denen das Problem, das sich
politisch nicht in eine Vision umsetzen lässt, eher
umgangen als bearbeitet wird. Zukunftsunsicher-
heit oder gar -angst prägen die Auseinanderset-
zung mit neuer Ungleichheit. Förderung sozialer
Gleichheit als Strategie der Integration nach dem
Modell des Wohlfahrtsstaates und mit seinen
Instrumenten einer materiellen Umverteilung
wirkt auf kommunaler Ebene wie ein moralischer
Konsens, der durch die Anteilnahme aller am
Gemeinwesen normativ gestützt wird. Hier über-
schneiden sich die Themenkomplexe Integration
und Identität oder Identifikation. Nicht die pro-
gnostizierte Ungleichheit wird in Zukunftsbildern
vorwiegend zum Ausdruck gebracht, sondern es
wird eine Identifikation aller Bewohner mit der
Stadt postuliert, eine Solidarität zwischen allen
Bürgern, die zur Basis von Gleichheitskonzepten
werden soll. Da sich solche Modelle für die Stadt
als Ganzes kaum vorstellen und konkretisieren las-
sen, beschränken sich die Integrationsprojekte vor-
wiegend auf einzelne Stadtteile, suchen deren Soli-
daritätspotenziale aufzuspüren und als Ressource
von Lebensqualität im Sinne eines „sozialen Kapi-
tals“8 der Bevölkerung zu aktivieren. In diesen
Strategien kommen einzelne Projekte des For-
schungsverbundes „Stadt 2030“ anderen Stadtent-
wicklungsprogrammen, z. B. dem Programm
„Soziale Stadt – Stadtteile mit besonderem
Erneuerungsbedarf“, sehr nahe. Sie verlieren
dabei aber die langfristige Perspektive leicht aus
dem Auge, statt sie gerade in kommunale Sozial-
politik einzubringen.

Besonders heikle Forschungsprobleme stellen sich
bei Projekten, die die Zukunft der Stadt aus der
Formulierung und Durchsetzung neuer Bürger-
rechte zu entwickeln suchen. Z. B. wird im Projekt
der Stadt Bremen9 eine urbane Zukunftsvision aus
dem neuen Bürgerrecht auf Zeitgerechtigkeit
abgeleitet, das sich an dem sozialstaatlichen Bür-
gerrecht der Chancengleicheit orientiert. Das
Bremer Projekt steht damit in der Gefahr, die
Grenzen zwischen objektiver Prognose und nor-
mativer Setzung zu verwischen. Zwar ist die Lang-
fristprognose wachsender individueller Zeitknapp-
heiten und zeitlicher Koordinationsanforderungen
in der „24-Stunden-Gesellschaft“ plausibel, dass
diese Herausforderungen aber zu einem Bürger-

8 Vgl. Sebastian Braun, Putnam und Bourdieu und das so-
ziale Kapital in Deutschland. Der rhetorische Kurswert einer
sozialwissenschaftlichen Kategorie, in: Leviathan. Zeitschrift
für Sozialwissenschaften, 29 (2001) 3, S. 337–354.
9 Vgl. auch http://www.bremen2030.de
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recht auf Zeitgerechtigkeit führen können, das von
kommunaler Politik zur Basis von Stadtentwicklung
und Infrastrukturpolitik erklärt wird, bleibt zurzeit
normative Setzung. Wissenschaftler, die sich mit
Tagesabläufen in der Stadt befassen und extreme
Zeitknappheiten bei besonderen Bevölkerungs-
gruppen – z. B. bei allein erziehenden Müttern –
registrieren, fordern Abstimmungen von Öffnungs-
zeiten sozialer öffentlicher und privater Infrastruk-
tur – Kindergärten, Kinderhorte, Schulen, Einzel-
handel, Arztpraxen – mit Verkehrstakten und
Arbeitszeiten, um besonders belasteten Bevölke-
rungsgruppen ein Bürgerrecht auf Zeitautonomie zu
garantieren. Sie verweisen dazu auf Parallelen in der
Entwicklung des Sozialstaates und des ihn begrün-
denden Bürgerrechts der Teilhabe,10 dem ein Bür-
gerrecht auf Teilnahme, z. B. an Sozialkontakten
und Freizeit, gleichzustellen sei. Auch der Sozial-
staat sei aus der Bewältigung von Armutsproblemen
hervorgegangen, die vor der Formulierung entspre-
chender Bürgerrechte als Privatangelegenheit gese-
hen worden seien. Öffentliche Sozialpolitik habe
sich als Sozialfürsorge verstanden, die in karitativer
Weise nur für eine Reparatur der schlimmsten Aus-
wüchse sorgte, ohne einem langfristig angelegten
Konzept von Gleichheit zu folgen. Die Lücke zwi-
schen solchen kurzfristigen Maßnahmen und diesem
Konzept des modernen Sozialstaates sei durch die
Arbeiterbewegung geschlossen worden, die in
Kooperation mit einem patriarchalischen Staat öko-
nomische Teilhabe als Bürgerrecht fixieren konnte.
Nach diesem Modell entwickelt das Bremer Projekt
seine Perspektive des Bürgerrechts auf Zeitgerech-
tigkeit, kann aber selbst extreme Zeitbelastungen –
etwa bei allein erziehenden Müttern – nur „karita-
tiv“ und in Einzelschritten reparieren. Das Binde-
glied einer urbanen, sozialen „Zeitgerechtigkeitsbe-
wegung“ bleibt eine normative Forderung. Über
deren Realisierung kann das Projekt keine Aussa-
gen machen, so dass die Lücke zwischen Nahschrit-
ten und Fernziel nicht geschlossen werden kann.
Unklar bleibt fernerhin, ob die Erwartung, mit einer
Folge von Nahschritten langfristig das Ziel der Zeit-
gerechtigkeit zu erreichen, Gegenstand kommuna-
ler, lokaler Politik sein kann.

Widersprüchliche Prognosen:
Effizienz und legitimatorische Basis

lokaler Politik

Neben Projekten, die in ihren Zukunftsperspekti-
ven zwischen objektivierender Prognostik und nor-

mativer Setzung schwanken, findet sich eine
Gruppe, in der zu ein und demselben Gegenstand
widersprüchliche Vorhersagen getroffen werden.
Solche Widersprüche entstehen vor allem in Bezug
auf die institutionellen Formen der Kommunalpo-
litik. Dass die Kommune als politische Institution
lokaler Selbstverwaltung Bestand haben wird,
bezweifelt kein einziges Projekt im Forschungsver-
bund „Stadt 2030“. Ob jedoch angesichts zuneh-
mender Vernetzung der Städte und mit Blick auf
Zukunftsaufgaben, die an kommunalen Grenzen
nicht enden, gegenwärtige territoriale Abgrenzun-
gen aufrechterhalten werden können, ist umstrit-
ten. Diese Auseinandersetzung wird vor allem bei
den Regionalisierungsprojekten geführt. Einerseits
sollen Regionalstädte gegenwärtig eng gefasste
kommunale Territorien ersetzen, die zur Basis
lokaler Willensbildung und Verwaltung werden
müssten, wenn zum Beispiel eine nachhaltige
Regionalentwicklung erfolgreich sein soll. Dem
stehen andererseits Projekte gegenüber, welche
die Zukunft von Regionalpolitik und -planung in
Verabredungen zwischen Kommunen sehen, um
so den mühsamen Prozess einer institutionellen
Reform der Kommune zu überspringen. Sowohl
bei der Effizienz als auch hinsichtlich der demo-
kratischen Legitimation zeigen sich Stärken und
Schwächen der beiden Lösungen. Das Verabre-
dungsmodell ist sofort herstellbar, kann also kurz-
fristig effizient sein. Ob Verabredungen wie zum
Beispiel im Projekt „Städteregion Ruhr“11 lang-
fristig funktionsfähig sind, kann sich nur an harten
Entscheidungen erweisen, die im Konsens aller
Beteiligten getroffen werden müssen – eine Nagel-
probe, die zur Zeit noch aussteht, da bisher eher
weiche Themen aufgegriffen werden, bei denen es
keine „Verlierer“ geben muss. Darüber hinaus
zwingt das Verabredungsmodell die politischen
Akteure, auf territorialer Ebene zu handeln, für
die sie nicht gewählt wurden.

Diesen beiden Einwänden suchen die Befürworter
dieses Modells durch Bildung regionalstädtischer
Institutionen zu begegnen, müssen dafür aber eine
wachsende Distanz der gewählten Kommunalpoli-
tiker und der Regionalverwaltungen von der
lokalen Basis in Kauf nehmen. Und selbst dann,
wenn die Regionalstadt als neue kommunale Insti-
tution fixiert werden kann, bleibt deren territoriale
Abgrenzung prekär. Es müssen neue Grenzen
gefunden werden, die ihrerseits zur Zerschneidung
von Vernetzungen und Problemzusammenhängen
führen. Die Tatsache, dass die Stadt für die kleinen
Schwierigkeiten zu groß und für die großen zu
klein ist, stellt sich unausweichlich bei jeder
Abgrenzung. Verabredungsstrategien eines Gover-10 Vgl. Thomas H. Marshall, Bürgerrechte und soziale

Klassen. Zur Soziologie des Wohlfahrtsstaates, Frankfurt/M.
1992. 11 Vgl. auch http://www.ruhr-2030.de.
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nance-Modells zielen nicht nur auf eine Flexibili-
sierung von Grenzen, sie heben diese praktisch
auf, da für jeden Anlass neue Konstellationen von
gemeinsam handelnden kommunalen Akteuren
gefunden werden können (dies ist ihr unschätzba-
rer Vorteil), aber auch gefunden werden müssen
(das kann zu ihrem Nachteil werden).

Partizipation als
Steuerungsressource

Politische Steuerung basiert traditionell auf Recht
oder auf Geld. Da die Kommunen einerseits selbst
kein Recht setzen, also nicht gesetzgeberisch wir-
ken können, da die kommunalen Finanzen ande-
rerseits unter einer notorischen Dauerkrise leiden,
zeigen sich deutliche Schwächen kommunalpoliti-
scher Steuerungspotenziale. Diese verweisen die
21 Projekte des Forschungsverbundes „Stadt
2030“ nachdrücklich auf die Zukunft der lokalen
Demokratie als Forschungsgegenstand. Durch
neue Formen der Bevölkerungsbeteiligung sollen
die gegenwärtigen Defizite kommunaler Steue-
rungsressourcen ausgeglichen werden. Partizipa-
tion, sei es von formellen Akteuren im kommuna-
len Feld, sei es von einer weitgehend unorganisiert
gedachten Bevölkerung, gilt als Ressource. In kon-
sequenter Reaktion auf die anfangs genannten
drei „Zweifel“, die sich seit den siebziger Jahren
verfestigt haben, sind es drei Funktionen, die einer
Beteiligung der Bevölkerung oder zivilgesell-
schaftlicher Akteure zugeschrieben werden:

– Die Projekte, die Barrieren gegen langfristige
Zukunftsorientierung vor allem in Zukunfts-
ängsten und Zukunftsunsicherheiten sehen,
versuchen die Bevölkerung in die Planung ein-
zubeziehen, um Akzeptanz für schwer nachvoll-
ziehbare, unpopuläre Planungen zu erreichen.

– Werden dagegen eher die Zweifel an der
Objektivität wissenschaftlicher Aussagen
betont, gelten Bewohnerinnen und Bewohner
häufig als „Experten in eigener Sache“. Ihre
Mitsprache, Mitentscheidung oder auch nur
ihre Befragung kann in diesen Fällen, so die
Vorstellung, Mängel der wissenschaftlichen
Aussagen kompensieren, diese korrigieren
oder erhärten, ihnen also die Glaubwürdigkeit

geben, die allein aus der Wissenschaft nicht –
mehr – zu gewinnen ist.

– Werden dagegen Defizite in den politischen
Steuerungskapazitäten als Ursachen unzurei-
chender Zukunftsorientierung vermutet, zielen
die Versuche, Partizipation zu mobilisieren, auf
eigene Leistungs- und Handlungsressourcen
der Zivilgesellschaft, also z. B. auf Solidaritäts-
potenziale oder auf ein „Sozialkapital“ zum
Ausgleich sozialpolitisch nicht mehr zu schlie-
ßender Versorgungslücken.

Unsicher bleibt allerdings, ob diese Beteiligungs-
formen kommunaler Politik die Stabilität vermit-
teln können, die zur Formulierung und Durchset-
zung langfristiger Ziele notwendig ist.

Resümee

Der Forschungsverbund „Stadt 2030“ wirft Fragen
nach der Notwendigkeit und Möglichkeit langfristi-
ger Ziele und Zukunftserschließungen in der Kom-
munalpolitik und -planung auf. Über die Defizite
einer ausschließlich in Einzelschritten oder prozes-
sual operierenden und denkenden Politik und Ver-
waltung besteht bei allen Projekten weitgehend
Einigkeit. Die Differenzen aber in der Verbindlich-
keit von Zielen, in den prognostischen Aussagen
über die Zukunft der Stadt – sei es als gebauter
Raum, sei es als Lebens- und Wirtschaftsraum oder
als politische Institution – verweisen auf die
Schwierigkeiten, die mit der Verfestigung von Pro-
zessen zu Strukturen, von Diskursen zu Entschei-
dungen, von Bewegungen zu Institutionen verbun-
den sind. Allerdings sollen auf der gegenwärtigen
Stufe des Forschungsverbundes „Stadt 2030“ auch
keine umfassenden Lösungen gefunden werden.
Eher geht es darum, angesichts der bisher noch vor-
herrschenden Dominanz prozessualen Denkens
eine neue Sensibilität dafür zu wecken, dass die
großen Herausforderungen für die Zukunft der
Stadt nur bewältigt werden können, wenn diese
Aufgaben auch institutionalisiert werden, wenn es
also Institutionen auf kommunaler Ebene gibt, die
Langfristigkeit und Zukunftsorientierung sicher-
stellen – ohne deswegen zu den Überbürokratien
der Stadtentwicklungsämter der sechziger Jahre
zurückzukehren.
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Christine Hannemann

Schrumpfende Städte in Ostdeutschland –
Ursachen und Folgen einer Stadtentwicklung

ohne Wirtschaftswachstum

Hoyerswerda ist überall

Hoyerswerda, 1956 als „zweite sozialistische
Wohnstadt der DDR“ für die Kohle- und Energie-
arbeiter des „größten Braunkohle- und Steinkoh-
leveredlungskombinats Europas“, Schwarze
Pumpe, errichtet, durchläuft seit der Wiederverei-
nigung einen dramatischen Deindustrialisierungs-
prozess: Tausende Arbeitsplätze sind verloren
gegangen. Gleichzeitig nimmt die Bewohnerschaft
der Stadt stetig ab und die verbleibende wird
immer älter. In etwa zehn Jahren, so die Progno-
sen, wird die einst „jüngste Stadt“ der DDR annä-
hernd zur Hälfte von PensionärInnen bewohnt
sein. Heute handelt es sich bei diesen zwar noch
um die relativ gut versorgten Knappschaftsrent-
nerInnen. Aber künftig werden jene Personen-
gruppen überwiegen, deren Bezüge als Folge von
Vorruhestand und jahrelanger Arbeitslosigkeit
eine eher trostlose Perspektive bieten: Einkom-
men/Vermögen und künftige Rentenansprüche
sind gering. Hier droht ein Wiederanstieg der
Altersarmut. Hinzu kommt, dass die gesamte tech-
nische und soziale Infrastruktur der Stadt ange-
sichts der sinkenden Einwohnerzahlen überdimen-
sioniert ist.

Wie können Stadtmütter und -väter unter diesen
Bedingungen ihre Stadt entwickeln? „Was fängt
man mit einem Gemeinwesen an“, so der ostdeut-
sche Architekturkritiker Wolfgang Kil zu Recht
dramatisierend, „das sich weder durch Zuzüge
noch durch eigenen Nachwuchs reproduziert, also
de facto zum Aussterben verurteilt ist?“ Und wei-
ter: „Was fangen die Bürger dieser Stadt mit sich
an, wenn sie mehrheitlich alt und immer älter wer-
den, zunehmend beschwert von körperlicher Müh-
sal und ohne finanzielle Ressourcen? Wird
Hoyerswerda in zehn Jahren ein Rentnerparadies
aus zweigeschossigen Hauszeilen, oder doch lieber
mit alters- und pflegegerecht aufgerüsteten Hoch-

häusern, eingebettet in Parkanlagen mit vielen
Bänken und Elektromobil-Ausleihservice, Haus-
tierpflegestationen, die berühmte Bergarbeiter-
Klinik umgerüstet zum geriatrischen Fachkranken-
haus, in der Lausitzhalle allwöchentlich Musikan-
tenstadl und schließlich die Friedhofsgärtnerei als
letzter Arbeitgeber mit garantierter Expansions-
aussicht?“1 Das sind Fragen, die sich heute in fast
allen ostdeutschen Städten stellen und vielleicht
auch sehr bald in den westdeutschen. Denn unab-
hängig von Lage, Größe, wirtschaftlicher Basis,
Geschichte und administrativem Status zeigen sich
die wirtschaftlichen und sozialen Folgen der
Wende besonders in den tief greifenden Schrump-
fungsprozessen von Städten und Regionen Ost-
deutschlands. Es handelt sich dabei um eine Ent-
wicklung, die zwar schon seit der Wende
offensichtlich wurde, aber erst seit November 2000
politisch und wissenschaftlich nicht mehr ignoriert
wird: „Die neue Herausforderung heißt Umgang
mit Schrumpfung.“2 Und erst seit diesem Zeit-
punkt werden Möglichkeit und Notwendigkeit
urbaner Rückbildungsprozesse diskutiert,3 ist es
politisch opportun, das „Schrumpfen“ als neuen,
folgenreichen Pfad von Stadtentwicklung auf die
Tagesordnung zu setzen.

„Schrumpfung“ als altes und neues
Phänomen postindustrieller

Entwicklung

Man sollte allerdings nicht meinen, das Schrump-
fen von Städten und Regionen sei ein völlig uner-
wartetes und nicht vorhersehbares Phänomen. Der

Dieser Aufsatz verwendet Argumentationen aus einer Ver-
öffentlichung der Autorin, die in der Publikation „Labor Ost-
deutschland“ der Bundeskulturstiftung, herausgegeben von
Kristina Bauer-Volke und Ina Dietzsch, voraussichtlich im Juli
2003 erscheinen wird.

1 Vgl. Wolfgang Kil, Was jetzt fehlt, sind wieder mal Visio-
nen. Rede zur Verleihung des MPW-Journalistenpreises in
Berlin am 30. Januar 2002. www.gdw.de/ausgezeichnet/jour-
nalistenpreis2001/Preisrede%20Wolfgang%20Kil.pdf
2 So im Bericht der Kommission „Wohnungswirtschaft-
licher Strukturwandel in den neuen Ländern“, erarbeitet im
Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und
Wohnungswesen im November 2000, Berlin 2000, S. 66.
3 Versuche seitens der Stadtforschung, das Schrumpfen als
empirische Realität zu benennen, stießen auf erbitterten Wi-
derstand bei Ministerialbürokratie, Wissenschafts- und Kom-
munalpolitik.
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ökonomische Strukturwandel seit den siebziger
und frühen achtziger Jahren offenbarte sich im
Niedergang traditioneller Industrieregionen. Dein-
dustrialisierung, Arbeitslosigkeit und Abwande-
rung waren Krisensymptome jener Regionen und
Städte, die bis dahin als Zentren des industriellen
Wachstums gegolten hatten. Vor allem die Ver-
schiebung der internationalen Arbeitsteilung,
ausgelöst durch den Wandel der so genannten Ent-
wicklungsländer von Rohstofflieferanten zu Stand-
orten industrieller Massenproduktion, verschärfte
den Konkurrenzkampf auf dem internationalen
Markt. Hatte die Industrialisierung hier seit
dem 19. Jahrhundert zu einem explosionsartigen
Wachstum städtischer Agglomerationen geführt,
so wurde nun eine Implosion dieser Räume kon-
statiert. Das internationale Wirtschaftsgefüge ver-
schob zum einen die Regionalproportionen und
zum anderen das Leitbild wachsender (Groß-)
Städte in den entwickelten Industriestaaten. Im
Karussell politischer Krisendefinition wurde die
herkömmliche Polarisierung „Stadt – Land“ durch
die nunmehr unterschiedlichen Entwicklungstypen
städtischer Agglomerationen überlagert: „Wachs-
tum ist also in Schrumpfung umgeschlagen. Nur
noch wenige Städte haben ein stabiles wirtschaftli-
ches Fundament [. . .]“4 und es entstehen „neue
Entwicklungstypen von Großstädten“5.

Obwohl das neue urbane Problem offensichtlich
war, hat dies bis Ende der neunziger Jahre keine
wesentlichen wissenschaftlichen und politischen
Bemühungen ausgelöst. Angesichts des weitge-
hend ungebrochenen Festhaltens an der Gleich-
setzung von Entwicklung und Wachstum in indus-
triellen und postindustriellen Gesellschaften
scheint es berechtigt zu sein, deren ideellen Hin-
tergrund auch in einer „Wachstumsmentalität“6 zu
vermuten. Des Weiteren überlagerten nach 1989
die euphorischen Erwartungen, die in der
Umbruchszeit in jegliche Entwicklungsprozesse
gesetzt wurden, die warnenden Stimmen all jener,
die darauf hinwiesen, dass der „Deindustrialisie-
rungsprozess“ auch Ostdeutschland treffen werde.

Angesichts der allgemeinen Strukturprobleme der
deutschen Wirtschaft und der besonders prekären
Situation in Ostdeutschland erlebt die Forschung
zu schrumpfenden Städten und Regionen derzeit
eine massive Ausweitung. Hier wird die Brisanz

des ausbleibenden wirtschaftlichen Strukturwan-
dels besonders deutlich. Der ostdeutsche Sozio-
loge Wolfgang Engler warnt jedoch zu Recht vor
dem Denkfehler, die deindustrialisierte Gesell-
schaft des Ostens mit der postindustriellen Gesell-
schaft des Westens zu verwechseln. Die Ursachen
des Schrumpfungsprozesses in den ostdeutschen
Bundesländern sind nicht in jeder Hinsicht mit
denen in der alten Bundesrepublik zu verglei-
chen.7

Ostdeutsche Städte leiden an Systemproblemen,
die noch aus der DDR-Zeit rühren und den
Schrumpfungsprozess wesentlich mitbestimmen.
Dieser ist seit 1989 eng verbunden mit den konkre-
ten Bedingungen und Ergebnissen der gesell-
schaftlichen Transformation in Ostdeutschland.

Die sozialistische Stadt als Hypothek

Die Entwicklung der DDR-Städte vollzog sich
unter den Bedingungen einer „sozialistischen
Gesellschaft“: staatliches Bodeneigentum, zentral-
staatliche Planung und Stadtverwaltung. Es lässt
sich zwar kein konsistentes Konzept einer „sozia-
listischen Stadt“ zeichnen. Aber es gibt dennoch
Merkmale der sozialistischen Stadtentwicklung in
der DDR, die auf der – idealtypischen – Differenz
zur „kapitalistischen Stadt“ gründen: Die Nut-
zungsstruktur der Stadt sollte sich nicht aus den
Verwertungsinteressen privater Grundeigentümer
und wirtschaftlicher Großunternehmen sowie
anderer Akteure ergeben, sondern aus übergrei-
fenden Gesellschaftszielen, Anforderungen und
Bedürfnissen. Die Ausrichtung der Wohnpolitik
zielte auf die „Lösung der Wohnungsfrage als
soziales Problem“ und folgte damit einem alten
sozialreformerischen Ideal, das die Versorgung der
„breiten Schichten der Bevölkerung“ mit Wohn-
raum und die Vermeidung einer sozial segregierten
Stadt beinhaltete. Die Schaffung gleichwertiger
Lebensbedingungen in den Städten und im Ver-
hältnis von Stadt und Land, ausgerichtet am postu-
lierten Leitbild der „sozialistischen Lebensweise“,
sollte die Reproduktion sozialer Ungleichheit ver-
meiden. Hinsichtlich der Stadtstruktur galt das
Ideal der kompakten und arbeitsgerechten (werk-
tätigen) Stadt: Kleinteilige Zersiedlung und damit
Suburbanisierung wurde baupolitisch verhindert,
indem Stadterweiterungen im Wesentlichen nur in
Gestalt industriell gebauter Wohngebiete realisiert
wurden. Systemideologie und Baupolitik waren
lange Zeit von dem Glauben geprägt, die histori-

4 Hartmut Häußermann/Walter Siebel, Die Chancen des
Schrumpfens: Plädoyer für eine andere Großstadtpolitik, in:
Die Zeit vom 22. März 1985, S. 33–37, hier S. 33.
5 Dies., Neue Entwicklungstypen von Großstädten, in:
Stadtbauwelt, 77 (1986) 91, S. 1355–1361.
6 Vgl. Frithjof Hager/Werner Schenkel, Einleitung, in:
Schrumpfungen: Chancen für ein anderes Wachstum. Ein
Diskurs der Natur- und Sozialwissenschaften, Berlin 2000,
S. 3–8.

7 Vgl. Wolfgang Engler, Friede den Landschaften! Zur po-
litischen Geographie Ostdeutschlands, in: Blätter für deut-
sche und internationale Politik, 44 (2000) 7, S. 872–879.
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sche Bausubstanz sei in eine sozialistische Stadtge-
staltung nicht integrierbar. Auch wurden die
Rationalisierungseffekte des industriellen Bauens
überbewertet. Dies führte zu einer Orientierung
auf „Neubau“ und zur Verwahrlosung der alten
Stadt.

Aus heutiger Sicht stellen die Vernachlässigung der
„alten Stadt“, die Unterfinanzierung der Woh-
nungswirtschaft und die Austrocknung der kommu-
nalen Selbstverwaltung die größten Probleme dar,
welche die sozialistische Stadtpolitik hinterlassen
hat. Zudem differenzierten sich ostdeutsche Städte
schon zu DDR-Zeiten aus – in solche, die von der
zentralstaatlichen Siedlungsplanung der DDR aus
wirtschaftlichen, administrativen oder anderen
politisch-ideologischen Gründen in der Ressour-
cenzuweisung bevorzugt, und solche, die bewusst
nicht in diesen Kreis einbezogen wurden. In den
sechziger Jahren waren neben Berlin vor allem aus-
gewählte industrielle Großvorhaben und entspre-
chende neue „sozialistische Stadtgründungen“ be-
günstigt worden. Diese Politik musste in den
siebziger Jahren zwar offiziell revidiert werden, in
der Realität nahm im Lauf der Jahre aber nur die
Anzahl der zur Förderung vorgesehenen Städte
zu.8 Diese „Bevorzugungspolitik“ ausgewählter
Standorte von Industrie, Administration oder Mili-
tär wurde bis zum Ende der DDR weiterverfolgt.

Parallel dazu entwickelte sich die Bevölkerung:
Die Hauptrichtung der Wanderungsbewegungen
verlief zu DDR-Zeiten von den Dörfern, wenn
diese nicht zum sozialistischen Hauptdorf erhoben
worden waren, über die Kleinstädte, wenn diese
nicht Kreisstadtstatus hatten, über die Mittel- in
die Großstädte.

Die transformierte Stadt:
Deökonomisierung, Depopulation

und Deurbanisierung

Mit dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik
veränderten sich die Rahmenbedingungen der
Stadtentwicklung in Ostdeutschland grundlegend.
Die Wiedereinführung von Privateigentum an
Grund und Boden, die Privatisierung volkseigener
und genossenschaftlicher Mietwohnungen bei
gleichzeitiger Restitutionspolitik nach dem Prinzip
„Rückgabe vor Entschädigung“ sowie die Alt-
schuldenregelung für DDR-Wohnungsunterneh-
men und die Retablierung der kommunalen
Selbstverwaltung bei gleichzeitigem Austausch der
lokalen Eliten sind hier die wichtigsten Stichworte.

Hinzu kamen hohe Steuervergünstigungen für
Investitionen in ostdeutsche Immobilienprojekte
und eine Schwerpunkte setzende Subventions- und
Förderpolitik von Bund und Ländern gegenüber
den Städten und Gemeinden. Die politischen Initi-
ativen zur städtischen Rekonstruktion nach der
Vereinigung gingen dominant von den staatlichen
Instanzen aus und erzeugten in den Kommunen
einen hohen Anpassungsdruck an die Vorgaben
der zentralen Förderprogramme. Dadurch wurden
bestimmte „Moden“ in allen Gemeinden gleicher-
maßen umgesetzt, z. B. die Sanierung der DDR-
Neubaugebiete wie auch die Förderung des Woh-
nungsneubaus außerhalb der städtischen Kerne
ohne Analyse des ortsspezifischen langfristigen
Wohnbedarfs oder die flächendeckende „Ästhe-
tisierung“ des öffentlichen Raumes durch immer
gleiche Lampen, Betonsteine und Isolierfenster.

Alle Veränderungen in den Rahmenbedingungen
stehen jedoch im Bann der „Deindustrialisierung“.
In der Diskussion um Ursachen, Ausmaß und Fol-
gen der allgemeinen Krise globalisierter Wirt-
schaftsentwicklung mit stagnierendem Wachstum
wird dieser Begriff in zwei Zusammenhängen ver-
wendet. Zum einen bezeichnet er die Tertiärisie-
rung der Produktion (Übergang von der verar-
beitenden Produktion zur Dienstleistung), zum
anderen aber auch den bloßen Abbau traditionel-
ler Produktionsbereiche ohne deren Ersatz durch
moderne Dienstleistungen oder andere Gewerbe
des tertiären Sektors. Doch auch in dieser doppel-
ten Bedeutung erfasst der Begriff der Deindus-
trialisierung Ausmaß, Inhalt und Resultat des
wirtschaftlichen Strukturwandels und der daraus
resultierenden hohen Arbeitslosigkeit, der demo-
grafischen Entwicklung und der urbanen Rückbil-
dungsprozesse in den ostdeutschen Bundesländern
nur unzureichend: „De-LPGsierung“ (Dekollekti-
vierung der Landwirtschaft), „De-Administrie-
rung“ und „De-Militarisierung“ sind gleicherma-
ßen Prozesse mit erheblichen Auswirkungen auf
die wirtschaftliche Situation der Städte in Ost-
deutschland. Ein Beispiel von vielen: Die wirt-
schaftliche Basis der mecklenburgischen Klein-
stadt Teterow bildeten vor der Wiedervereinigung
u. a. ein Panzerreparaturwerk, ein Kleiderwerk zur
Produktion von NVA-Uniformhosen und die
Landwirtschaft. Außerdem war Teterow Kreis-
stadt des gleichnamigen Landkreises. Heute exis-
tieren von diesen Wirtschaftsbereichen und Ver-
waltungsfunktionen allenfalls noch Restbestände.
Eine „Tertiärisierung der Produktion“ hat nicht
stattgefunden. Die Stadt Teterow versucht mit der
Ansiedlung von Unternehmen der Biotechnologie
eine grundsätzliche Neudefinition der wirtschaft-
lichen Basis, deren Erfolg zur Zeit jedoch äußerst
ungewiss ist.

8 Vgl. Frank Werner, Die Raumordnungspolitik der DDR,
Hannover 1985, hier: S. 203 ff.
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Der Zusammenbruch der ostdeutschen Industrie –
also die Deindustrialisierung – hatte die folgenreich-
sten und schwerwiegendsten Auswirkungen auf die
wirtschaftliche Basis der ostdeutschen Städte. „Auf
die Industrie entfielen im Saldo 70 % des Arbeits-
platzabbaus im Gefolge der deutschen Einheit.“9

Die eruptive Marktöffnung, ein Umtauschkurs, der
weit über der Kaufkraftparität lag, und eine erste
Annäherung von Löhnen und Gehältern an
das westdeutsche Niveau verursachten einen
„Abschmelzungsprozess“ bei den Arbeitsplätzen.10

Die Landwirtschaft war für viele Städte im ländli-
chen Raum nach der Industrie die wichtigste wirt-
schaftliche Basis. Immerhin betrug der Arbeits-
kräftebesatz hier am 30. September 1985 850 000
Erwerbstätige, d. h., er war etwa doppelt so hoch
wie in dem bevölkerungs- und flächenmäßig viel
größeren Gebiet der früheren Bundesrepublik.11

Wie in den anderen Wirtschaftsbereichen war der
Anpassungsdruck für die ostdeutsche Landwirt-
schaft enorm, nur betrug hier der Beschäftigungs-
rückgang zwischen 1989 und 1993 fast 80 Prozent;
es handelte sich um den größten Arbeitsplatzver-
lust im Vergleich aller Wirtschaftsbereiche.12 Die
Umstrukturierung der Landwirtschaftlichen Pro-
duktionsgenossenschaften (LPG) zu privatwirt-
schaftlichen Unternehmen ist zwar wesentlich
erfolgreicher gelungen als etwa die Transformation
im Industriebereich. Aber der Aufstieg erfolgrei-
cher – die EU-Subventionssysteme ausschöpfender
– Agrarunternehmen erfolgte bei gleichzeitigem
sozialen Abstieg von ländlichen Regionen wie der
Altmark in Sachsen-Anhalt oder des Landkreises
Uckermünde-Randow in Mecklenburg-Vorpom-
mern. Die Landwirtschaft trägt heute nur noch
unwesentlich zur Wirtschaftskraft einer Stadt bei.

Auf dem Territorium der DDR gab es, gemessen
an ihrer Größe, übermäßig viel Militär sowie para-
militärische Organisationen und Institutionen.13

Die „bewaffneten Organe“ der DDR, die Natio-
nale Volksarmee, die Grenztruppen, der Apparat
der Staatssicherheit, sowie alle anderen paramilitä-
rischen Organisationen und die hier stationierte
Sowjetarmee hatten einen teilweise bedeutenden
Anteil an der wirtschaftlichen Basis vieler Regio-
nen und Städte, da sie nicht nur Arbeitsplätze für
Militärs und Zivilangestellte bereitstellten, son-
dern auch Dienstleistungen aller Art nachfragten.
Die fortlaufende Schließung und Zusammenle-
gung von Standorten der Bundeswehr infolge der
„strategischen Neuausrichtung der Streitkräfte“
setzte diesen Abbau von Arbeitsplätzen, die an
Militäreinrichtungen gebunden sind, nach der Wie-
dervereinigung fort.14

Eine besondere Form der Schrumpfung in den ost-
deutschen Bundesländern stellt – zwar mit deutlich
geringerem, aber doch nennenswertem Anteil –
der Abbau der administrativen Strukturen und
Institutionen der DDR dar. Diese „De-Adminis-
trierung“ betrifft zum einen den Statusverlust, den
viele bisherige Bezirks- und Kreisstädte hinneh-
men mussten, zum anderen den damit verbunde-
nen umfangreichen Arbeitsplatzabbau, der durch
die Abschaffung politischer Führungsstrukturen
und Liquidation der DDR-Massenorganisationen
noch verstärkt wurde.

Insgesamt ist die Entwicklung der Städte in Ost-
deutschland von Funktionsverlusten und wirt-
schaftlichem Strukturabbau gekennzeichnet. Zen-
trales Problem ist nicht die Transformation der
wirtschaftlichen Basis, sondern vielmehr ihre wei-
testgehende Erosion (s. die Grafik). Infolgedessen
kam es zu einer hohen Arbeitslosigkeit und einer
stagnierenden bzw. rezessiven Wirtschaftsentwick-
lung, die bis zum jetzigen Zeitpunkt anhält. Seit
1991 hat die Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland
ständig zugenommen und verharrt seit etwa 1997
relativ konstant bei 18 bis 19 Prozent der Erwerbs-
bevölkerung. Das sozioökonomische Profil der
ostdeutschen Städte ist durch hohe Sozialleistun-
gen bei geringem Steueraufkommen und einer
starken Abhängigkeit von staatlichen Transferleis-
tungen charakterisiert. Da der ökonomische Wan-
del nicht nur – wie dargestellt – durch Deindustria-
lisierung verursacht ist, sondern einen allgemeinen
wirtschaftlichen Strukturabbau umfasst, wird hier
vorgeschlagen, treffender von der „Deökonomisie-
rung“ zu sprechen. Die wirtschaftliche Basis der
ostdeutschen Städte ist weitgehend frei von
„Marktwirtschaft“. Schaut man sich die defizitären
Haushalte der ostdeutschen Städte an, wird offen-
sichtlich, dass diese überwiegend von Transferzah-
lungen getragen sind. Selbst erwirtschaftete Ein-

9 Burkart Lutz/Holle Grünert, Beschäftigung und Arbeits-
markt, in: Hans Bertram/Raj Kollmorgen (Hrsg.), Die
Transformation Ostdeutschlands, Opladen 2001, S. 133–162,
hier: S. 142.
10 Vgl. ebd., S. 139 f.
11 Vgl. Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten (Hrsg.), Zur aktuellen Entwicklung der Agrar-
wirtschaft in den neuen Ländern – Bilanz und Ausblick, Bonn
1992, S. 5.
12 Vgl. Burkart Lutz/Holle Grünert, Der Zerfall der Be-
schäftigungsstrukturen der DDR 1989–1993, in: Burkart Lutz
u. a. (Hrsg.), Arbeit, Arbeitsmarkt und Betriebe, Opladen
1996, S. 69–120, hier: S. 108; Peter Pollack, Die Landwirt-
schaft in der DDR und nach der Wende, in: Deutscher Bun-
destag (Hrsg.), Materialien der Enquete-Kommission
„Überwindung der Folgen der SED-Diktatur im Prozeß der
deutschen Einheit“, Bd. III/2, Baden-Baden 1999, S. 1429–
1499, hier: S. 1468 ff.
13 Vgl. Harald Bluhm, Facetten des militarisierten Sozia-
lismus, in: Berliner Debatte Initial, 8 (1997) 6, S. 3–12.

14 Vgl. Das neue Standortkonzept der Bundeswehr, in: In-
formationen aus der Forschung der BBR, (2000) 3, S. 9.
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nahmen von der Gewerbe- bis zur Hundesteuer
haben einen verschwindend geringen Anteil.

Jedoch ist nicht nur der Prozess der Deökonomi-
sierung ein Merkmal schrumpfender Städte in Ost-
deutschland. Hinzu kommt als weiteres dramati-
sches Problem der Bevölkerungsrückgang bei
gleichzeitiger Alterung der Bewohner in den Städ-
ten. Dieses resultiert zum einen aus der Abwande-
rung der jungen, qualifizierten Bevölkerung in die
alten Bundesländer, vorwiegend als Erwerbswan-
derung. Desgleichen spielen Zuwanderungspro-
zesse aus dem Ausland für Ostdeutschland keine
Rolle. Zum anderen kam es infolge der „Wende“-
Ereignisse zu einem extremen Rückgang der
Geburten. Innerhalb von sechs Jahren, von 1988
bis 1994, sank deren Zahl um 60 Prozent. Zwi-
schenzeitlich stieg sie wieder an, kompensiert
jedoch bis heute nicht die Sterberate.

Die Wanderungsbewegungen der Bevölkerung
verlaufen schwerpunktmäßig von Ost nach West,
und das siedlungsstrukturelle Gefälle in Ost-
deutschland wird verstärkt. Schließlich bewirkt der

ausbildungs- und erwerbsbedingte Abgang der
jungen Bevölkerung in Ostdeutschland bei gleich-
zeitiger Zunahme der Lebenserwartung in den
fünf Ländern eine Alterung der Bevölkerung.15

Darüber hinaus bestimmt ein weiterer Prozess den
sozialräumlichen Wandel: Seit dem Umbruch
1989/90 lassen sich in den ostdeutschen Städten
selektive Mobilitätsprozesse beobachten, die teil-
weise den Mustern westdeutscher Kommunen ent-
sprechen.16 Die Städte in den ostdeutschen Bun-
desländern unterliegen einer Suburbanisierung

Wirtschaftliche Strukturschwäche
fehlende Arbeits- und Ausbildungsplätze Wegzüge von Jüngeren, Qualifizierten

(Fernwanderung)
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Grafik: Drohende Abwärtsspirale in schrumpfenden Städten.

Quelle: Ingeborg Beer; Urbane Projekte Schmitz; Potsdam 2001: Obere Talsandterasse in Schwedt/Oder, Integriertes
Entwicklungs- und Handlungskonzept im Rahmen des Förderprogramms „Soziale Stadt“. Gutachten im Auf-
trag der Stadt Schwedt/Oder, S. 25.

15 Vgl. z. B. Hansjörg Bucher/Martina Kocks, Die Be-
völkerung in den Regionen der Bundesrepublik Deutschland.
Eine Prognose der BBR bis zum Jahr 2015, in: Informationen
zur Raumentwicklung, (1996) 11/12, S. 755–772; Hansjörg
Bucher, Der Geburtenrückgang in den neuen Ländern, in:
Günter Heinritz (Hrsg.), Raumentwicklung und Sozialver-
träglichkeit (50. Deutscher Geographentag Potsdam), Stutt-
gart 1999, S. 9–20; Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Be-
völkerungsentwicklung Deutschlands bis 2050. Ergebnisse
der 9. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des
Bundes und der Länder, Wiesbaden 2000.
16 Vgl. Anette Harth u. a., Segregation in ostdeutschen
Städten, Opladen 1998.
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und Deurbanisierung als dominierendem Prozess
des sozialräumlichen Wandels. Einer der wich-
tigsten Gründe ist darin zu sehen, dass die Innen-
städte durch den jahrzehntelangen Verfall als
Wohnstandorte wenig attraktiv sind. Die notwen-
dige Sanierung der historischen Bausubstanz ver-
zögerte sich lange aufgrund von Restitution, unge-
klärten Eigentumsverhältnissen und fehlendem
Eigenkapital der privaten Hausbesitzer. Verschärft
wurde diese Stagnation durch die staatliche Förde-
rung der Neuerschließung und -bebauung von
Flächen außerhalb der Innenstadt. In der Folge
entstanden neue städtische Räume wie Gewerbe-
gebiete, subventionierte Wohnparks und Klein-
haussiedlungen, die eine Ausweitung der städti-
schen Flächen bei sinkender Nachfrage bewirkten.

In den ostdeutschen Stadtregionen wurde die
(Wohn-)Suburbanisierung das dynamisierende
Element der sozialräumlichen Entwicklung. Nach
einer extrem hohen Dynamik der Stadt-Umland-
Wanderungen zu Beginn der neunziger Jahre, die
ihren Höhepunkt in den Jahren 1996/1997
erreichte, hat sich der Prozess zum Ende der
Dekade zwar deutlich abgeschwächt, aber er
erfolgte unter den Bedingungen demographischer
Schrumpfung. In der Folge erlitten nicht nur die
Städte, sondern auch die Stadtregionen insgesamt
deutliche Bevölkerungsverluste, welche im Gegen-
satz zu den alten Bundesländern nicht durch
Zuwanderungen ausgeglichen werden können.17

Die Verschränkung von Stadt-Umland-Migration
und Funktionsverlust bei gleichzeitiger Erschlie-
ßung großer Randlagen ist mehr als bloße Subur-
banisierung. Sie führt zu einer Reorganisation des
gesamten Raumes, die man insgesamt als Deurba-
nisierung bezeichnen kann. War für die DDR eine
kompakte Stadtentwicklung charakteristisch, so
sind jetzt Dekonzentration und Dispersion die
zentralen Elemente der raumstrukturellen Ent-
wicklung. Diese wurde Anfang der neunziger
Jahre zunächst durch die Ansiedlung von rand-
und/oder außerstädtischen großflächigen Einzel-
handelseinrichtungen und die Ausweisung von
Gewerbegebieten in Gang gesetzt. Seit Mitte der
neunziger Jahre lässt sich eine weitere Ausweitung
dieser stadtstrukturellen Dispersion beobachten.
Die Stadt-Umland-Wanderung ist kein neues Phä-
nomen der Stadtentwicklung, aber sie erfolgt in
Ostdeutschland in einer neuen Größenordnung
sowie mit einer erheblichen Beschleunigung – und
sie wirkt sozial selektiv. Die neuen Wohnangebote
werden vor allem von Besserverdienenden und

solchen Personengruppen wahrgenommen, welche
die Bausparförderung nutzen können. Es entste-
hen sektoral und räumlich ausdifferenzierte Woh-
nungsteilmärkte innerhalb der Stadtregionen, die
mit einer beträchtlichen sozialräumlichen Restruk-
turierung der Wohnbevölkerung verbunden sind.

Folgt man den amtlichen Bevölkerungsprognosen,
so wird diese „Umverteilung“ der Bevölkerung
und der Flächen in den nächsten Jahrzehnten wei-
ter voranschreiten: Bis zum Jahr 2025 – so die
Schätzung – werden die ostdeutschen Städte bis zu
25 Prozent ihrer Bevölkerung verlieren.18 Es ent-
stehen neuartige Stadtregionen, die in mehr oder
weniger zusammenhängende Teilgebiete zerfallen.
Daneben ist eine großflächige Ausdehnung von
Städten aufgrund weiträumiger Eingemeindungen
zu beobachten.

Nicht zuletzt gibt es eine Tendenz zur Verlagerung
regionaler Entwicklunskräfte in städtische Rand-
gebiete mit der Folge einer Verödung der Innen-
städte. Die für die Kernstadt charakteristische
Konzentration von öffentlichen Einrichtungen,
Geschäftsleben und Veranstaltungen ist heute in
vielen ostdeutschen Städten auf ein Minimum
reduziert. Insbesondere der Durchgangsverkehr
hat dazu geführt, dass Innenstädte und Innenstadt-
Randbereiche für die Wohnbevölkerung unattrak-
tiver geworden sind. Der Verkehrslärm, so ergab
die Untersuchung „Wohn-Ort-Innenstadt“ aus
dem Jahre 2000,19 ist das Haupthindernis für Woh-
nen in der Innenstadt. Die Belastung der Innen-
stadt und der Wegzug ins Umland als Folgen der
Politik sind das Gegenteil der offiziellen Planungs-
strategie. Diese sich öffnende Schere zwischen
Politikfolge und Planungsziel wurde mittlerweile
realistisch als eine neue Form städtischer Siedlung,
als „Zwischenstadt“ (Thomas Sieverts), typisiert.20

Ein planerischer Lösungsweg ist damit nicht
benannt. Die Abnahme an räumlicher Dichte, die
durchaus Wohnqualität befördern kann, wird
erkauft mit einer kaum tragbaren Ausdünnung der
sozialen und kulturellen Infrastruktur.

17 Vgl. Jürgen Aring/Günter Herfert, Neue Muster der
Wohnsuburbanisierung, in: Klaus Brake u. a. (Hrsg.), Subur-
banisierung in Deutschland. Aktuelle Tendenzen, Opladen
2001, S. 43–56, hier: S. 43 ff.

18 Vgl. Michael Krautzberger, Wohnungsleerstand und
Rückbau: die ostdeutsche Stadtentwicklung, in: Raum, (2001)
44 , S. 40–43, hier: S. 40.
19 Vgl. Wohn-Ort-Innenstadt (Gutachten im Auftrag des
Ministeriums für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr des
Landes Brandenburg), Potsdam 2000. Anmerkung der Re-
daktion: Siehe hierzu auch den Beitrag von Heike Leitschuh-
Fecht in dieser Ausgabe.
20 Thomas Sieverts, Zwischenstadt: Zwischen Ort und
Welt, Zeit und Raum, Stadt und Land, Braunschweig – Wies-
baden 1997. (Dieses Buch, das 1999 schon in der dritten
Auflage erschienen ist, hat die Fachdiskussion zum „Stadt-
Umland-Problem“ in den vergangenen Jahren am nach-
haltigsten belebt und teilweise auch polarisiert. Sieverts
möchte sein Buch als Aufruf verstanden wissen, sich vorbe-
haltlos den veränderten, also den stadtregionalen und nicht
ausschließlich den „städtischen“ Realitäten zu stellen.)
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Fazit: Schrumpfende Städte als neuer
Normalfall der Stadtentwicklung

Noch immer wird der Schrumpfungsprozess in der
beschriebenen Verschränkung verschiedener Pro-
blemlagen nicht durchgängig als gravierendes Pro-
blem vieler Städte anerkannt. Die umfangreichen
Transferzahlungen überdecken teilweise die Wir-
kungen der ökonomischen Erosion. Vielfach wird
noch versucht, Schrumpfung auf den demographi-
schen Faktor zu reduzieren. Im Falle Ostdeutsch-
lands konzentriert sich die politische Debatte um
„schrumpfende Städte“ jedoch aktuell auf das von
der Bundesregierung aufgelegte Programm „Stadt-
umbau Ost“, in dessen Kontext 262 Kommunen
integrierte Stadtentwicklungskonzepte als Voraus-
setzung zur Förderung von Rückbau und Abriss
erarbeitet haben. Das Bund-Länder-Programm ist
der erste Versuch, die anspruchsvolle gesellschaft-
liche Aufgabe der Gestaltung von Schrumpfungs-
prozessen zu instrumentieren. Durch seine
Ausrichtung auf integrierte Stadtentwicklungskon-
zepte werden städtebauliche und wohnungswirt-
schaftliche Belange auf das Engste miteinander
verknüpft. Dies könnte zu einem für Deutschland
neuen Niveau der Durchdringung von Stadtent-
wicklung und Wohnungswirtschaft führen.21 Das
Programm ist jedoch wesentlich auf Druck der
Wohnungswirtschaft entstanden. Der Diskurs folgt
– stark vereinfacht – der Formel: Bevölkerungs-
rückgang = Leerstand = „Platte“ = Rückbau
(Abriss bzw. Wohnungsmarktbereinigung). Damit
bleibt nicht nur die Deökonomisierung der ost-
deutschen Städte ausgeklammert. Es werden auch
gravierende Probleme des rasanten Bevölkerungs-
verlustes ausgeblendet, der sich eben nicht nur im
Leerstand von Plattenwohnungen, sondern vor-
wiegend in der Verödung der Innenstädte zeigt
und mit einer dramatischen demographischen
Alterung der Stadtbevölkerung gekoppelt ist.
Nicht nur der prognostizierte absolute Bevölke-
rungsrückgang, sondern auch die Zusammen-
setzung der Bevölkerung und die Haushaltsstruk-
turen signalisieren mittel- und langfristig
Handlungsbedarf. Zudem geriert die Verschiebung
der Altersstruktur einen dramatischen Wandel der
städtischen Bevölkerung; der Altersdurchschnitt
der StadtbewohnerInnen wird sich deutlich erhö-
hen, wie es demographische Hochrechnungen
nahe legen. Durch den Geburtenrückgang ist von
immer weniger familiären Unterstützungssyste-
men für ältere Menschen auszugehen.

Der Wohnungsleerstand in den ostdeutschen Län-
dern ist angesichts seiner Überdimensionalität
nicht mehr als vorübergehende Erscheinung zu
verstehen, die etwa durch „Abriss“ zu bewältigen
wäre. Die prognostizierte steigende Anzahl der
Haushalte kann diesen ebenso wenig kompensie-
ren, wie die EU-Osterweiterung ihn regulieren
wird. Vielmehr ist er ein deutliches Zeichen für
eine dauerhafte Entwicklung. Das bloße Konsta-
tieren leer stehenden Wohnraums reicht als Reak-
tion auf die schrumpfende Stadtentwicklung nicht
aus. Ein solches Verständnis engt die Entwicklung
produktiver Umgangsweisen mit diesem neuen
Phänomen ein. Vielmehr müssen Ursachen in der
strukturellen Verkopplung von Deökonomisie-
rung, Depopulation und Suburbanisierung verortet
werden – Entwicklungen, die zudem von Globa-
lisierung bzw. Europäisierung und dem Abbau des
deutschen Sozialstaates überlagert werden. Die
neue Qualität der städtischen Schrumpfung in
Ostdeutschland ist gekennzeichnet durch die Kon-
vergenz und wechselseitige Verstärkung verschie-
dener Rückbildungsprozesse. Diese erzeugen ins-
gesamt eine Abwärtsspirale, die als strukturelle
Schrumpfung alle städtischen Lebensprozesse
erfasst.

Seit Ende der neunziger Jahre findet der Schrump-
fungsprozess die Aufmerksamkeit von Stadtfor-
schung und -planung, Städtebau und Architektur.
Ein veränderter Diskurs begründet ein neues For-
schungs- und Praxisfeld. Der Umgang mit aufgege-
benen Stadtgebieten der Industriegesellschaft wird
daher in Ostdeutschland gewissermaßen in einer
Laborsituation erforscht, deren Ergebnisse auch
für die westlichen Industrieregionen relevant sein
können.

Ostdeutsche Städte stehen für eine Option der
Stadtentwicklung, für die es keine bewährten und
belastbaren Lösungsstrategien gibt. Stadtentwick-
lung ist in Deutschland wie in Europa auf die
Steuerung von Wachstum und die Erneuerung von
Bestehendem eingespielt. Hierfür existieren Rege-
lungen und Instrumente, die seit vielen Jahrzehn-
ten als verlässlich erachtet werden. Letztlich offen-
bart sich bei der Auseinandersetzung mit den
Schrumpfungsprozessen in Ostdeutschland das
Dilemma eines Modells von Ökonomie und
Gesellschaftsentwicklung, das auf Wachstum
basiert – ein Dilemma, das auf konstitutiv proble-
matische Strukturen der westlichen Moderne ver-
weist, wie sie etwa im sozialwissenschaftlichen Dis-
kurs über „Kontinuitätsbrüche der Moderne“ in
den achtziger Jahren schon einmal Gegenstand
der Diskussion waren. In der damals geführten
Debatte um Symptome, Missbildungen und Pro-
gnosen des Übergangs von der modernen zur
„postmodernen“ Gesellschaft wurde – angesichts

21 Vgl. Dokumentation zum Bundeswettbewerb „Stadt-
umbau Ost“ – für lebenswerte Städte und attraktives Woh-
nen, hrsg. v. Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen, Bonn 2003.
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der politischen und ökonomischen Krisenerfah-
rungen – „Modernität“ auch als hochgradig prekä-
res Entwicklungsziel diskutiert. Der Politologe
Claus Offe hat in diesem Diskurs explizit auf das
Phänomen der Unumkehrbarkeit als konstitutives
Problem der Moderne aufmerksam gemacht.
Allein schon wegen der Höhe der Investitionsmit-
tel sei in soziotechnischen Systemen wie z. B. beim
Bau einer Autobahn (oder z. B. bei der Erschlie-
ßung von Gewerbegebieten in jeder noch so klei-
nen ostdeutschen Siedlung – C.H.) ein außer-
ordentlicher Revisionswiderstand sozusagen
eingebaut, so Offe. Ein Autobahnbau eröffne eine
Vielzahl von Optionen, verschließe jedoch für alle
relevanten Zeithorizonte eine entscheidende
Wahlmöglichkeit – und zwar die, darauf auch ver-
zichten zu können.22 Im Zusammenhang mit der
Schrumpfungsdebatte bekommt dieser Gedanke
eine neue, wenn auch anders gelagerte Aktualität.
Nunmehr müssen angesichts des eklatanten
Schrumpfungsproblems zwingend Antworten auf
das Phänomen der Unumkehrbarkeit gefunden

werden. Eine „Null-Option“, d. h. die Weigerung,
sich mit diesem Problem auseinander zu setzen
und sich für Handlungen zu entscheiden, die über
den simplen Abriss von Plattenbauten nicht hin-
ausreichen, ist politisch, ökonomisch, kommunal
und vor allem sozial nicht mehr akzeptabel. Bisher
werden in den Diskursen über nachindustrielle
Wirtschafts- und Gesellschaftsformen zumeist –
wenn überhaupt – die Verlierer des Strukturbruchs
als Opfer thematisiert. Vorerst sind sozialstaatliche
Transferzahlungen und die weitere Migration der
mobilen Bevölkerung in die wirtschaftlich prospe-
rierenden Gebiete West- und Süddeutschlands die
„Lösung“ des Problems. Aber der deutlich sicht-
bare Wandel der Siedlungsstruktur in vielen ost-
deutschen Städten und Regionen führt zur Ver-
ödung ganzer Stadtteile und/oder zur Absiedlung
ganzer Landstriche. Ein Programm „Stadtumbau-
Ost“ – bisher die einzige politische Reaktion auf
diese Entwicklung – kann nur den Anlass für eine
Diskussion geben, die sich intensiv mit diesem gra-
vierenden Wandlungsprozess auseinander setzt:
Die Transformation in Ostdeutschland führt in
eine von ausschließlich erwerbsbezogener Arbeit
freigesetzte Gesellschaft; dies zeigt Phänomene
auf, die künftig in ganz Deutschland wirken wer-
den.

22 Vgl. Claus Offe, Die Utopie der Null-Option, in: Jo-
hannes Berger (Hrsg.), Die Moderne – Kontinuitäten und
Zäsuren (Soziale Welt, Sonderband 4), Göttingen 1986,
S. 97–117, hier: S. 104.
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Leerstand von Gebäuden in Wolfen-Nord

Foto: Philipp Oswalt, Projekt Schrumpfende Städte,
www.shrinkingcities.com

Brache im Zentrum von Merseburg

Foto: Philipp Oswalt, Projekt Schrumpfende Städte,
www.shrinkingcities.com
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Abriss von Wohngebäuden in Wolfen Nord

Foto: Philipp Oswalt, Projekt Schrumpfende Städte,
www.shrinkingcities.com

Abrisshäuser in Weißenfels

Foto: Philipp Oswalt, Projekt Schrumpfende Städte,
www.shrinkingcities.com

Zerfall

Foto: Jürgen Weidner, Difu.
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Wolfgang Kil/Marta Doehler/Michael Bräuer

Zukunft der Städte und Stadtquartiere
Ostdeutschlands

I. Schattenland des Neoliberalismus
– Überlegungen zum Schrumpfungs-

prozess ostdeutscher Städte

Anderthalb Millionen leer stehende Wohnungen
in Ostdeutschland zwingen zum Umdenken. Der
Wohnungsüberhang entspricht nämlich keinem
der typischen Stadien im so genannten „Schweine-
zyklus“ aus Verknappung und Überproduktion,
sondern er hat sich zur konstanten Größe verfes-
tigt und eine brisante Eigendynamik entwickelt:
Da man vier vermietete Wohnungen braucht, um
die Ausfälle einer leeren fünften zu kompensieren,
liegt der ökonomische Umschlagspunkt bei etwa
15 Prozent Leerstand. Bei 20 Prozent ist der Kon-
kurs nur noch eine Frage der Zeit. Anfang 2001
war in Leipzig-Grünau die erste Wohnungsgenos-
senschaft zusammengebrochen. Treten solche
Insolvenzen erst einmal wellenartig auf, so die
Befürchtung etwa der Sächsischen Aufbaubank,
ist eine Zerstörung des gesamten ostdeutschen
Wohnungsmarktes durchaus vorstellbar.

Weder dem Wittenberger Packhofviertel oder der
Görlitzer Südstadt noch Neubaustädten wie Wol-
fen-Nord, Schwedt oder Hoyerswerda wird man
also nach altvertrautem Schema, etwa durch den
Ersatz der „Platte“ durch „Stadtvillen“, wirksam
helfen können. Es fehlen die im „alten Westen“
bewährten Gegenkräfte: Es gibt hier keine retten-
den Besserverdiener, nirgends. Auch die Empfeh-
lung, beim Abriss nicht zimperlich zu sein, weil
freigelegtes Bauland werthaltiger sei als eine
durch unnütze Substanz blockierte Immobilie, ver-
kennt das Wesen der Sache: Wo die Menschen
davonlaufen, verlieren selbst Grund und Boden
alle Heiligkeit.

Diese Krise wird sich als ein allein wohnungspoliti-
sches Problem weder erklären noch lösen lassen,
denn erstens ist der Leerstand kein Reflex auf die
verrufene „Plattenästhetik“; in besonders betroffe-
nen Städten wie Leipzig, Halle oder Görlitz sind
bisher vorrangig die Alt- und Innenstädte betrof-
fen. Zweitens lässt sich die Entvölkerung ostdeut-

scher Städte mit allgemeinen demographischen
Tendenzen oder gar dem extremen Geburtenknick
nach der „Wende“ nur ungenügend begründen;
die eigentliche demographische Entvölkerungs-
welle kommt erst noch. Auch der immer wieder
genannte Nachholbedarf an Eigenheimen ist – vom
Berliner „Speckgürtel“ einmal abgesehen – nach
dem Zurückfahren der verlockenden Subventionen
weithin gedeckt; die Bewohnerverluste gehen aber
ungehemmt, in bestimmten Regionen sogar noch
rasanter, weiter. Drittens sind es bezeichnender-
weise vor allem bestimmte ländliche Regionen, die
an Bevölkerungsschwund leiden; geradezu drama-
tisch ist die Entwicklung in der Uckermark und in
Vorpommern, aber auch in Teilen Mecklenburgs, in
der Altmark und der Lausitz. In diesen traditionell
dünn besiedelten Landschaften war zu DDR-
Zeiten mit umfänglichen Industrieansiedlungen
(Schwedt, Neubrandenburg, Stendal, Eisenhütten-
stadt, Schwarze Pumpe) und hoch technisierter
Agrarwirtschaft massive Strukturförderung betrie-
ben worden. Da stellt ein sich selbst überlassener
Markt nun den Status quo ante wieder her: die im
vorindustriellen Schattendasein dahindämmernde
Arme-Leute-Gegend. Für viele der mühevoll aus
dem Boden gestampften Industrie-Wohnstädte
dürfte dies wohl vor allem eines bedeuten: Sie sind
schlicht überflüssig geworden.

Niemals zuvor war im Westen ein Strukturwandel
dermaßen planlos und ungeschützt dem Selbstlauf
überlassen worden. Der nach Kräften verzögerte
und kompensatorisch weitgehend abgefederte Nie-
dergang des „alten“ Ruhrgebiets ist mit der kol-
lapsartigen Preisgabe der ostdeutschen Industrien
in keiner Weise zu vergleichen. Allein am Chemie-
standort Bitterfeld-Wolfen-Dessau waren von 1990
bis 1993 durch wilde Abrisskampagnen, aus Grün-
den der Arbeitsbeschaffung oder zur Freilegung
von „jungfräulichem“ Investitionsbauland über 80
großbetriebliche Anlagen demontiert worden.
Dabei sank die Zahl der noch irgendwie produktiv
Beschäftigten auf unter ein Drittel der Stärke vor
1989. Wohin man auch blickt, überall finden sich
ähnliche Relationen: Dessau (Waggonbau, Che-
mie) hat 5 500 produktive Arbeitsplätze verloren,
Görlitz (Waggonbau, Textil- und Elektromaschi-
nenbau) sogar über 15 000. Der Anlagenbauer
Bergmann-Borsig in Berlin schrumpfte von 4 500

Autor des ersten Kapitels ist Wolfgang Kil. Das zweite Kapitel
hat Marta Doehler verfasst, das dritte Michael Bräuer.
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auf 300 Arbeiter, im Halbleiterwerk Frankfurt/
Oder sind von 8 500 gerade noch 160 Beschäftigte
übrig. „Von der ostdeutschen Wirtschaft blieb viel-
fach kaum mehr zurück als der berühmte ,Staub
von Brandenburg’“, stellt der Berliner Soziologe
Wolfgang Engler in einer jüngst veröffentlichten
Studie fest.1 „Der Umfang der Erwerbsarbeit sank
alarmierend, von 9,7 Millionen Erwerbstätigen im
Jahr 1990 auf 6,4 Millionen im Jahr 2000. Bezieht
man die mehr als 400 000 Pendler, die im Westen
Beschäftigung fanden, in die Rechnung ein, dann
sank ihre Zahl sogar auf unter 6 Millionen.“

So stehen wir vor den Auswirkungen einer ökono-
mischen Transformation, die sich nicht als Struk-
turwandel, sondern als rapider Strukturbruch voll-
zogen und im Osten Deutschlands deshalb keine
postindustrielle (wie im Westen), sondern eine
deindustrialisierte Landschaft hervorgebracht hat.
Dass diese beiden Gesellschaftszustände – post-
industriell und deindustrialisiert – in ihrer grund-
sätzlichen Differenz nicht verstanden wurden,
gehört nach Engler zu den zentralen Irrtümern
deutscher Vereinigungspolitik. Denn die von der
Deindustrialisierung Betroffenen erfahren diesen
Unterschied ganz existenziell: Sie haben keinen
„Modernisierungsschub“ zu verkraften, also indi-
viduelle Neuorientierungs- oder Anpassungspro-
bleme zu lösen, sondern sie kämpfen, einzeln wie
kollektiv, ums Überleben – weniger materiell-
finanziell (das zunehmend auch) als mehr im
Sinne einer jeden Morgen neu zu findenden
Rechtfertigung: Warum soll man als aktiver, mobi-
ler und ehrgeiziger Mensch in einer Region blei-
ben, die dauerhaft mit einer Arbeitslosigkeit von
25 Prozent und mehr zu kämpfen hat, in der die
Bahn erst einzelne Bahnhöfe, dann ganze Strecken
stilllegt, wo Sparkassen und Postfilialen reihen-
weise schließen, wo Ärzte und Schulen nur noch in
der Kreisstadt zu finden sind, der Einzelhandel
zum Erliegen kommt und – als finale Katastrophe
– die letzte Kneipe aufgibt. Wenn dann nur noch
die Tankstelle als Zuflucht aller Alltagsbedürfnisse
übrig bleibt, sollte man sich nicht wundern, dass
früher oder später alle vom „Abhauen“ träumen.
Alarmierte Regionalforscher warnen inzwischen
vor einer mentalen Verinnerlichung der Krise: Die
Betroffenen selbst sprechen von ihren Heimat-
orten als „sterbenden Städten“ und verfallen ange-
sichts der ausweglosen Peripherisierung in Depres-
sionen.2 „Das ist wie vor ’89“, kann man selbst in
noch vitalen Städten wie Hoyerswerda hören,
„jetzt gehen alle, die noch was bewirken könnten.

Keiner will der Letzte sein, der am Ende das Licht
ausmacht.“

Die Krise der ostdeutschen Städte lässt sich als
Muster wie als Signal für das Ende einer Epoche
interpretieren. An deren Beginn, im 19. Jahrhun-
dert, hatte die industrielle Revolution und die
Suche nach Arbeit wahre Völkerwanderungen
kreuz und quer durch Europa ausgelöst. Um
Wohnraum für das neu entstandene Proletariat zu
schaffen, waren in einem gewaltigen Kraftakt
zahllose Städte aus ihrer mittelalterlichen Be-
schränktheit gerissen und den neuen Produktions-
und Konsumbedürfnissen angepasst worden.
Heute stammen immer mehr Alltagswaren und
Rohstoffe aus Ländern, in denen die Arbeitskraft
deutlich billiger ist. In Mitteleuropa lösen sich die
auf Industriearbeit ausgerichteten Lebenswelten
auf, was ihre neuerliche Verwandlung erwarten
lässt. Nur – welche Verwandlung?

Schrumpfung als Symptom industrieller Wand-
lungsprozesse ist weder ein neues noch ein speziell
ostdeutsches Phänomen. Die Krise der Montan-
oder der Textilindustrie liefert hierfür viele Vorbil-
der, etwa in England, Ostfrankreich, Belgien oder
den USA. Neu ist allerdings der nun erreichte
Grad der „Überflüssigkeit“: Nahezu das gesamte
Erwerbsspektrum einer modernen Industriegesell-
schaft wurde als Folge der deutsch-deutschen
Wirtschaftsunion 1990 vollkommen unvorbereitet
zur Disposition gestellt. Selbst Städte mit einer
vielfältig ausdifferenzierten Fertigungspalette blie-
ben von den Einbrüchen nicht verschont, denn mit
den jeweiligen Hauptprodukten verschwand auch
die weit gefächerte Zuliefererstruktur. An der ost-
deutschen Situation lässt sich also einiges über das
Schicksal von Regionen lernen, die im Zuge
globalisierter Wirtschaftsprozesse uninteressant
geworden sind: Der Unterschied der ostelbischen
Tiefebene zu den prosperierenden westeuropä-
ischen Produktions- und Innovationszentren – von
Rotterdam und Lille rheinabwärts bis ans Mittel-
meer – ist offenbar zu groß. Außerdem reicht dank
radikaler Marktöffnung die Binnennachfrage für
rentable heimische Produktionen nicht aus. Ange-
sichts dieser Bedingungen sind alle Hoffnungen
auf „Nachholeffekte“ und „Aufschwung“ in den
Wind gesprochen. Eine solche Region ernährt ihre
bisherige Bevölkerung nicht mehr, sie wird zum
Schattenreich des neoliberalen Globalisierungs-
modells.

Während in allen Diskursen über zukünftige Wirt-
schafts- und Gesellschaftsformen stets nur die
Gewinnerseite eine Rolle spielt, gilt den Verlierern
des Epochenbruchs selten die nötige Aufmerksam-
keit. In Ostdeutschland geht es aber in erster Linie
um diese Verlierer, weil sie durch ihre massenhafte

1 Wolfgang Engler, Die Ostdeutschen als Avantgarde, Ber-
lin 2002.
2 Vgl. Ulf Mathiesen, Statement zum Zukunftsforum
Brandenburg 2025, in: IRS aktuell, Nr. 37, Oktober 2002 (IRS
= Institut für Raumentwicklung und Strukturplanung).
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individuelle Anpassung eine zunehmend spürbare
Umwälzung der Gesellschaftsverhältnisse bewir-
ken: Die Menschen ziehen der Arbeit und damit
den Lebenschancen hinterher. Dieser Prozess hat
in einigen östlichen Bundesländern bereits eine
bestürzende Dynamik gewonnen. Er könnte schon
bald zu einem Wandel in der Raumstruktur füh-
ren, einschließlich der Auflassung ganzer Stadt-
teile oder der gezielten Absiedlung bestimmter
Landstriche.

Um die massenhafte individuelle Betroffenheit
und Verunsicherung aufzufangen, sind von Planern
wie Politikern vor allem soziale und kulturelle
Strategien gefragt – unter Stichworten wie Ent-
schleunigung, Entdichtung, Verkleinerung, Vorläu-
figkeit, Abschied. Einem solchen notwendigen
Wandel der Leitbilder stand bislang entgegen, dass
in den auf permanentes Wachstum gegründeten
Gesellschaften „Schrumpfung“ oder „Rückzug“
einem grundsätzlichen Tabu unterworfen waren
bzw. sind. Doch gemessen an den fundamentalen
Umbrüchen zu Beginn des Industriezeitalters darf
an dessen Ende eine neuerliche Infragestellung
aller vertrauten Verhältnisse weder verwundern
noch beirren. Im Gegenteil – die dramatische
Krise der ostdeutschen Städte sollte ein weiterer
Anlass dafür sein, über vernünftige Rückzugsstra-
tegien aus der herkömmlichen Arbeitsgesellschaft
insgesamt nachzudenken.

Und weil Schrumpfungsprozesse von durchreisen-
den „Bauprimadonnen“ weder verstanden noch
bewältigt werden können, schlägt ja vielleicht end-
lich die Stunde der Geduldigen. Sie sind am ehes-
ten bereit, die neuen Länder tatsächlich als Neu-
land zu begreifen, wo „Scouts und Pioniere im
retardierenden Zukunftsland an den inneren Peri-
pherien auf die ,Rückkehr der Wölfe‘ warten und
bereit sind, die Auflassungsarbeiten im Interesse
des Weltklimas auf das Gewissenhafteste zu über-
nehmen“ (Simone Hain). So könnte am Ende also
der Abschied von einer Epoche noch die Wendung
ins Positive finden: Die von der Industrie hinter-
lassenen Ländereien als Paradiese für Gärtner und
Träumer, für die Kundschafter einer völlig neuen
Lebensweise. Wäre das wirklich eine so erschre-
ckende Vision?

II. Die perforierte Stadt –
Chaos oder Methode?

Leipzig hat schon viele Prädikate erhalten: Von
Johann Wolfgang von Goethe mit dem Kompli-
ment Klein-Paris bedacht, war die Stadt tatsäch-
lich lange Zeit eine weltläufige Handelsstadt und
Messemetropole, deren Einwohnerverlust mit der

Vertreibung der jüdischen Wohnbevölkerung in
der Nazizeit begann. In den späten achtziger Jah-
ren war die einst repräsentative und wohlhabende
Stadt zweifellos an einem Tiefpunkt ihrer
Geschichte angekommen und zur kaputtesten
Großstadt der späten DDR verkommen. Nicht
allein, aber auch nicht zuletzt aufgrund ihres
augenscheinlichen baulichen Verfalls und des
damit einhergehenden Kulturverlusts sowie der
eklatanten Umweltbelastungen wurde Leipzig zu
einem der Plätze des gesellschaftlichen Umbruchs
und im Herbst 1989 zur Heldenstadt ausgerufen.
Die eintreffenden Wendetouristen aus dem
Westen erblickten ein morbides Stadtbild voller
„Schätzchen“, die ihnen nur kurze Zeit darauf per
Einigungsvertrag und Restitution zufielen. Erben
und Investoren, Liebhaber und „Developer“
machten sich daran, ein bemerkenswertes Poten-
zial an vornehmer und schlichter gründerzeitlicher
Altbausubstanz zu verkaufen oder selbst zu sanie-
ren. In der Boomtown Leipzig drehten sich alsbald
die Kräne über den Großprojekten Messe, Flugha-
fen und Autobahn. Parallel dazu wurden nahezu
80 Prozent der Altbausubstanz saniert und moder-
nisiert.

Schon Mitte der neunziger Jahre kam freilich
der Katzenjammer. Im Windschatten des Booms
stellten die Akteure auf dem Immobilienmarkt
erschrocken fest, dass sie selbst den Aufschwung
ausgelöst hatten, für den sie doch zu bauen glaub-
ten. Das frühzeitige Aufzeigen von etwa 800 000
Quadratmetern leer stehender Büro- und Gewer-
befläche sowie annähernd 60 000 leeren Wohnun-
gen brachte der Stadt den zweifelhaften Ruf der
Stadt in Ostdeutschland mit den größten Leerstän-
den ein. Diesem problematischen Image begegnet
die Stadt seither mit einem offenen und innovati-
ven Umgang mit dem Leerstand. Leipzig kann
gewiss für sich in Anspruch nehmen, die Debatte
um den Leerstand in Ostdeutschland ausgelöst zu
haben, die sich innerhalb weniger Monate zu dem
Slogan der schrumpfenden Stadt verdichtete.3

Als würden Städte schrumpfen! Was sich tatsäch-
lich vollzieht, ist ein anhaltender und massiver
Nachfragerückgang nach Wohnungen und anderen
bebauten Flächen, der nicht – wenigstens nicht
überall oder vollständig – durch Mehrverbrauch
an Wohnfläche kompensiert werden kann. Für
eine Nutzung entfallen die schlechtesten Lagen
und Bestände; der gesamte Immobilienmarkt ver-
liert an Dynamik und wird zum riskanten Unter-
nehmen, Sanierungs- und Neubauvorhaben sta-
gnieren oder kommen völlig zum Erliegen.

3 Anmerkung der Redaktion: Siehe hierzu auch den Essay
des Oberbürgermeisters von Leipzig, Wolfgang Tiefensee, in
dieser Ausgabe.

27 Aus Politik und Zeitgeschichte B 28 / 2003



Parallel dazu dehnen sich die Baugebiete von
Städten und Gemeinden auf die „grüne Wiese“ am
Stadtrand aus. So wird die Nutzungsdecke immer
dünner, bis sie am Ende reißt.

Inzwischen gibt es eine städtebauliche Metapher
für diese Art von Umverteilungsprozessen im
Raum: die perforierte Stadt. Dieser Begriff tauchte
erstmals auf, als die Zeitschrift „Stadtbauwelt“
eine Ausgabe unter den Titel stellte: „Was meint
das Schlagwort ,Die perforierte Stadt?‘“4 Man
begegnet ihr als Realitätsmodell, Horrorvision
oder bewusstem Leitbild. Perforation meint jedoch
zunächst nicht mehr und nicht weniger als Durch-
löcherung. In seiner Anwendung auf den urbanen
Kontext bezeichnet der Begriff Störungen in
einem ursprünglich kompakten Bestand vor- und
gründerzeitlicher Altstadt. Die einzelne Baulücke,
die fehlende Straßenecke und gar ausgedehnte
Stadtbrachen unterbrechen einen einst kontinuier-
lichen baulich-räumlichen Kontext und Nutzungs-
zusammenhang. Die perforierte Stadt ist dort
längst Realität, wo schon Kriegszerstörungen Lü-
cken rissen, die niemals geschlossen wurden, wo
später Verluste an unsanierter Bausubstanz eintra-
ten und bis in die Gegenwart weiter zu verzeich-
nen sind, vor allem in jenen Bereichen, wo
gewerbliche, industrielle, Militär- und Bahnflächen
nach 1990 großflächig stillgelegt wurden. Damit
steht dieser Stadtraumtypus für eine an vielen
Orten auftretende gesellschaftliche und städtebau-
liche Transformation altindustriell geprägter Stadt-
strukturen; wir kennen diese aus Bilbao ebenso
wie aus Buffalo, aus Dessau oder Detroit.

Aber die perforierte Stadt beschreibt darüber hi-
naus auch einen Ausblick und eine Entwicklungs-
richtung: Anders als es in den vergangenen zehn
Jahren exzessiv geplant wurde, dürften sich die
Lücken in der städtischen Struktur mit großer
Wahrscheinlichkeit nicht wieder füllen. Die weitere
Auflösung des „starken architektonischen Zusam-
menhalts“ scheint vorgezeichnet, wenn niemand das
Risiko der Sanierung oder den Neubau in Lücken
übernehmen will. In diesem Sinne bedeutet die per-
forierte Stadt eine sukzessive Veränderung ganz
wesentlicher Eigenschaften der europäischen Stadt,
wie sie André Corboz zutreffend mit dem „Doppel-
prinzip der aneinander stoßenden Bauten und der
einheitlichen Höhe“ beschreibt.5 Gewiss gibt es in
allen Städten robuste Stadtstrukturen, attraktive
Bestände und gute Lagen, die hervorragende Aus-
sichten haben, sich selbst als subsistente Nachbar-

schaften und vitale Stadtquartiere zu reproduzieren.
Aber ebenso klar dürfte sein, dass die schwächsten
Bestände und schlechtesten Lagen geringe
Zukunftsaussichten haben.

Die Stadt verändert sich. Wann und wo welche
Verluste eintreten, wird vor allem davon abhän-
gen, wohin die Nachfrage bei einem Überangebot
an Flächen driftet. Die große Frage ist, ob sich die
Leerstände weiter überwiegend dispers verteilen
oder ob im Extremfall einzelne Stadtquartiere von
ihren Nutzern aufgegeben werden. Niemand kann
das genau vorhersagen. Vor dem Hintergrund
einer sich abzeichnenden degressiven Entwicklung
werden räumliche Umverteilungsprozesse unsyste-
matisch oder sogar zufällig ablaufen, ja anarchisch
anmuten – das ist das Gegenteil von Planung, wie
wir sie aus Zeiten des Wachstums und einer wohl-
fahrtsstaatlichen Fördermoral kennen.

Dass die Spieltheorie in jüngster Zeit immer wieder
für den urbanen Kontext der schrumpfenden Städte
herangezogen wird, könnte ein Hinweis darauf sein,
dass sich unser Planungswissen und -handeln viel
stärker als bisher um die Akteure der baulichen
Reproduktions- und städtischen Transformations-
prozesse bemühen muss. Deren Verhalten ist ent-
weder rational und unterstellt bei den Mitspielern
ebenfalls strategische Entscheidungen, wie es das
Grundkonzept der Spieltheorie voraussetzt, oder es
ist in einem unscharf abgegrenzten Spielraum zufäl-
lig und unbewusst. Dies könnte für die kleinteilig
parzellierten Bestände der altstädtischen Struktu-
ren des 19. und 20. Jahrhunderts – im Unterschied
zu den großen Wohnsiedlungen der ökonomisch
handelnden, koalitionsfähigen Wohnungsunterneh-
men – sehr viel weniger steuerbare Reproduktions-
prozesse bedeuten.

Normative Setzung im Sinne bisherigen Planungs-
handelns könnte in der perforierten Stadt leicht zu
Wunschdenken geraten. Vor dem Hintergrund
knapper öffentlicher Kassen und hoher Risiken
für die private Immobilienwirtschaft müssten sich
unsere Plandokumente ohnehin auf diejenigen
Bereiche konzentrieren, für die tatsächlich Inter-
ventionen stattfinden sollen und können. Dafür
wird man den anderen Teil der Stadt/des Stadtteils
sich selbst überlassen müssen. Planung wird ver-
mutlich viel stärker deskriptiv als bisher betrieben
werden müssen, was uns übrigens dank einer ent-
wickelten Computertechnik ganz neue Möglich-
keiten (geografische Interpretationen, komplexe
Datenverknüpfungen, demokratisch zugängliche
Datenbanken u. a. m.) eröffnen wird. Planen wird
Mitschreiben und Sichtbarmachen.6

4 Stadtbauwelt, (2001) 24, S. 40.
5 André Corboz, Die vier Phasen der theoretischen Aus-
einandersetzung mit der Stadt im 20. Jahrhundert, in: Die
Schweiz. Fragment einer europäischen Galaxie der Städte,
Basel 2001, S. 71.

6 Anmerkung der Redaktion: Siehe hierzu auch den Beitrag
von Albrecht Göschel in dieser Ausgabe.
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Von der perforierten Stadt zu sprechen bedeutet
nicht das Ende, wohl aber eine neue Facette der
europäischen Stadt. Es ist höchste Zeit, sie in die
bislang vorherrschende pathetisch-restriktive Kon-
zeption von Stadt einzubinden.7 Wahrscheinlich
stehen wir gerade am Ende einer Epoche, nämlich
des rationalen Planungsdenkens der Moderne.
Wohl kann man Szenarien für die Zukunft entwer-
fen, aber man sollte sich davor hüten, genaue
Prognosen zu erstellen. Die Stadt entwickelt sich
durch das rationale und irrationale Handeln ihrer
Akteure. Lediglich in Bezug auf die unzweifelhaf-
ten Megatrends hat dieses Chaos Methode. Etwas
mehr „Spiel“ kann der Profession nur gut tun.

III. Chancen für Zukunft –
Erkenntnisse und Überlegungen

Der Diskurs über die Frage, welche Zukunft den
Städten und Stadtquartieren Ostdeutschlands vo-
rausgesagt werden kann, ist derzeit vorwiegend
von Fragen geprägt, mit Problemen überladen und
im Grundtenor negativ besetzt. Das ist aus der
Konfrontation der wachstumsorientierten und bis-
her auf die „blühenden Landschaften“ gerichteten
Sicht mit den zunehmend nicht mehr zu überde-
ckenden Brüchen nicht verwunderlich. Es zeigt
aber eben auch die nach wie vor vorherrschende
Tendenz nicht nur der Politik, sondern auch der
Gesellschaft, unliebsame Entwicklungen zu ver-
drängen, keine Prävention zu betreiben und erst
dann zu reagieren, wenn schon die Grenzen der
ökonomischen Handlungsfähigkeit erreicht sind.
Wenn dies auch in den vergangenen 150 Jahren
und allemal für die derzeit in Deutschland leben-
den Generationen ungewohnt sein mag, ist der
Auf- und Niedergang von Regionen, Städten,
Landschaften, das Entstehen von Wüstungen auch
in Mitteleuropa verbürgt. Allein der Gedanke,
dass ein Politiker dies zum Thema einer vier- oder
auch siebenjährigen Legislaturperiode erklären
könnte, ist wenig geeignet, die Wählerschaft zu
einer Wiederwahl zu animieren. Aber der Realität
ist ins Auge zu sehen, und sie erfordert politisches
Vorausdenken und abgewogenes, motiviertes Han-
deln. Hierzu ist von ermutigenden Aktivitäten zu
berichten:

1. Der unter der Schirmherrschaft des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswe-
sen von der Deutschen Stiftung Denkmalschutz

in den Jahren 2001 und 2002 durchgeführte
„Bundesweite Wettbewerb: Leben in histori-
schen Innenstädten und Ortskernen – Zukunft
für urbane Zentren und Räume“ mit 129 Teil-
nehmerstädten aus Gesamtdeutschland hat
überzeugende Ergebnisse erbracht.8 Die
Effekte von Förderungen für erhaltende
Stadterneuerung, städtebaulichen Denkmal-
schutz und Stadtgestaltung zur Wiedererwe-
ckung historischer Altstädte, Innenstädte und
Ortskerne sind immens. In den östlichen Bun-
desländern ist innerhalb eines Jahrzehnts ein
Prozess der Stabilisierung dieses kulturellen
Erbes von vielfach europäischer Dimension
eingeleitet worden, der hinsichtlich seiner
materiellen Rahmenbedingungen unumkehr-
bar erscheint – eine großartige, gesamtdeutsche
Anstrengung. Die teilnehmenden Kommunen
aus den westlichen Bundesländern konnten
überzeugend einbringen, welche langfristige
Stabilisierung in einem Vierteljahrhundert kon-
tinuierlicher Stadterhaltung und -erneuerung
erreicht werden kann. Die ausgezeichneten
Städte wirkten alle überzeugend für das Sied-
lungsmodell der europäischen Stadt und die
Zukunftsorientierung der kompakten Stadt. Es
bleibt allerdings die Frage, inwieweit die Exis-
tenz dieser Städte durch selbst tragende wirt-
schaftliche Rahmenbedingungen als gesichert
angesehen werden kann. Hier sind noch Inno-
vationskraft und viel Kreativität notwendig, um
diese Frage insbesondere für die ostdeutschen
Kommunen auch langfristig positiv beantwor-
ten zu können.

2. Der Bericht der im Jahr 2000 vom Bun-
desministerium für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen eingesetzten Expertenkommission
„Wohnungswirtschaftlicher Strukturwandel in
den neuen Bundesländern“ stellte ein Alarm-
signal dar; er ging ursprünglich auf die ostdeut-
sche Wohnungswirtschaft zurück, die eine ent-
lastende Regelung der Altschuldenproblematik
eingefordert hatte.9 Der Bericht entschlüsselte
das zunächst von der Politik als vorübergehen-
des Phänomen betrachtete Leerstandsproblem
auf dem ostdeutschen Wohnungsmarkt in sei-
nen Ursprüngen und Abläufen, indem er die
Auswirkungen von Steuervergünstigungen und
Subventionen ohne ausreichende statistische
Begleitung und regulierende Planung offen

7 André Corboz, Die Kunst, Stadt und Land zum Sprechen
zu bringen, in: Die Schweiz (Anm. 5), S. 46; Manfred J. Hol-
ler/Gerhard Illig, Einführung in die Spieltheorie, Berlin –
Heidelberg – New York 2000.

8 „Bundesweiter Wettbewerb: Leben in historischen In-
nenstädten und Ortskernen – Zukunft für urbane Zentren
und Räume“ (Werkbericht, Institut für Regionalentwicklung
und Strukturplanung IRS), Erkner 2002.
9 Vgl. Bericht der Expertenkommission „Wohnungswirt-
schaftlicher Strukturwandel in den neuen Bundesländern“,
Berlin 2000.
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legte. Daraus hat sich ein vielstimmiges Sire-
nengeheul entwickelt. Aus der Anfangsthema-
tik haben sich erweiterte Diskussionsfelder zu
demographischen Entwicklungen, zur lokalen
und regionalen Arbeitsmarktsituation, zu
Migrationsprozessen und ihren Ursachen, zu
Deökonomisierung, Dis- und Reurbanisierung
herauskristallisiert. Diese werden von der ein-
schlägigen Fachwelt engagiert und in verschie-
denen Forschungsthemen verfolgt.10 Die Fülle
der Themen und Veröffentlichungen beweist
eindrucksvoll, wie bedeutsam eine komplexe
Sicht aus planerischer Kompetenz und Verant-
wortung ist. Das wäre schon im Sinne der Prä-
vention erforderlich gewesen und ist nun in der
Phase der Reaktion unverzichtbar.

Es muss als großes Verdienst der Politik anerkannt
werden, dass es gelungen ist, die von der Experten-
kommission zur Konsolidierung des Wohnungs-
marktes empfohlene Abrissquote an eine vorlau-
fende Planungskomponente zu koppeln, die einer
gesamtstädtischen Abwägung und Zielformulie-
rung folgt. Die 260 Kommunen, die sich am Bun-
deswettbewerb „Stadtumbau Ost“ im Jahr 2002
beteiligten, haben – auf der Grundlage einer
hohen Bundesförderung und differenzierter lan-
despolitischer Aktivitäten – mit in der Regel ein-
gekauftem planerischem Sachverstand „integrierte
Stadtentwicklungskonzepte“ erarbeitet. Dabei
haben sie erfahren, dass ressortorientierte und
disperse Stadtpolitik unzulänglich funktioniert und
vernetztes Handeln unverzichtbar ist. Planung hat
in diesem Prozess wieder einen Stellenwert
bekommen, nachdem sie vielerorts in Verruf gera-
ten war („Marktgläubigkeit“). Die hochkarätig
besetzte Jury konnte 34 von 269 Einreichungen
zum Wettbewerb für ihre innovativen und reali-
tätsnahen Konzepte auszeichnen.11 Besonders
erfreulich war, wie engagiert und aufgeschlossen
die Fachöffentlichkeit, die Kommunen und auch
die Wohnungsunternehmen sich um eine gemein-
sam getragene, konstruktive Lösung bemühten.

Es handelte sich dabei um die erste Phase eines für
das heutige planerische und politische Verständnis
unverzichtbaren Lernprozesses, so wie das ganze
Stadtumbau-Thema nicht ohne Grund als „lernen-
des Programm“ betrachtet wird. Umso bedauer-
licher ist es, dass die einschlägigen Dokumen-
tationen, insbesondere die wissenschaftliche
Auswertung mit einer beeindruckend breiten

Palette von Ansätzen und Lösungen, der Fachwelt
und der interessierten Öffentlichkeit bisher nicht
zur Verfügung stehen. Der weitere Lernprozess ist
dadurch behindert. Die ursprünglich positive
Grundstimmung, die auch aus dem Eindruck eines
gemeinsamen Willens von Politik, Fachwelt und
Unternehmen gespeist wurde, ist durch diesen Ver-
zug bedauerlicherweise Skepsis gewichen.

Diesen Zustand gilt es schnellstens zu überwinden.
Die weitere Zunahme der Leerstände, die Gefähr-
dung der wirtschaftlichen Existenz der Wohnungs-
unternehmen und die notwendige Qualität des
Stadtumbaus lassen jede weitere Verzögerung zum
Verlust werden. Die Forderung nach Qualität ist
für ein solches Vorgehen, wo Umquartierungen
sozialorientiert erfolgen müssen, Steuergelder ein-
gesetzt und neue Formen von städtischem Leben
angestrebt werden, unverzichtbar. Qualität muss
für den Gesamtprozess immer wieder eingefordert
werden, und im Rahmen des lernenden Pro-
gramms sind die Kriterien durch ein entsprechen-
des Monitoring immer wieder zu aktualisieren
bzw. in ihrem Anspruch zu verschärfen.

Das sind nur einige, aber wichtige Aspekte, die
aus der Sicht und Verantwortung der Stadtpoliti-
ker und Planer helfen können, die Zukunft von
Städten, Stadtregionen und Stadtquartieren zu
sichern.

Auch wenn sie stark im Bewusstsein der Akteure
verankert sind, bieten sie doch nur geringe Chan-
cen zur Abwehr von globalen Entwicklungen und
des immer ungezügelteren Wirkens der Markt-
kräfte. Der unter sozialen Aspekten unverzicht-
bare Ansatz der Sicherung einer zivilisatorischen
Komponente, der Humanität und ein funktionie-
rendes Sozialgefüge impliziert, ist (noch?) deutlich
unterentwickelt. Staat und Parteien – weniger
wohl die Gesellschaft als Ganzes – streben einen
Rückzug aus der Verantwortung, eine Abkehr von
der Deregulierung und dem Primat marktwirt-
schaftlicher Regulative sowie einen Abbau von
Subventionen an und reagieren damit auf ständig
wachsende ökonomisch bedingte Einschränkungen
ihres Handlungsspielraums.

Der Teufelskreis von Reform- und Problemstau
und den – im Interesse des öffentlichen Friedens –
begründeten Erwartungen an eine Sicherung der
Lebensqualität ist noch kaum erkannt, geschweige
denn gebrochen. Es wird keine Zukunft geben,
ohne die ökonomischen Rahmenbedingungen zur
Sicherung eines kulturellen Grundkonsenses auf
solide Grundlagen zu stellen, d. h. auch kontrapro-
duktive Subventionen zugunsten notwendiger Exis-
tenzsicherung abzubauen. In diesen Prozess werden
auch die Städte, Stadtquartiere und Regionen Ost-
deutschlands – ob man das will oder nicht – einzu-

10 Vgl. Fachdokumentation zum Bundeswettbewerb
„Stadtumbau Ost“, Expertisen zu städtebaulichen und woh-
nungswirtschaftlichen Aspekten des Bundesministeriums für
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (BMVBW) 2002.
11 Vgl. Dokumentation zum Bundeswettbewerb „Stadt-
umbau Ost“ – für lebenswerte Städte und attraktives Woh-
nen, hrsg. v. BMVBW, Bonn 2003.
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beziehen sein. Milliarden sind in den vergangenen
zwölf Jahren eingesetzt worden und haben keinen
selbst tragenden wirtschaftlichen Aufschwung
erzeugt. Sie sind nach dem Gießkannenprinzip in
die Fläche vergossen worden. Der Länderfinanz-
ausgleich und die EU-Förderung dürften tempo-
räre Unterstützungsprozesse sein. Auf Dauer sind
sie nicht zu verantworten. Somit steht ein hoffent-
lich kulturell unterfütterter Wertsetzungsprozess
bevor, der möglichst bald eine sinnvolle Orientie-
rung auf wirksame und zukunftsfähige Förderun-
gen auslöst. Eine durch Subventionen künstlich
erhaltene Wirtschaftsstruktur ist Verschwendung
von Volksvermögen, und das Geld wird bei knap-
pen Kassen in Zukunft an wichtiger Stelle fehlen.
Politik wird mehr und mehr die Kunst des Mach-
baren werden. So ist nicht auszuschließen, dass
neben den durch Wirtschaftskraft, günstige Ver-
kehrslage und innovative Milieus geprägten Kon-
zentrationsräumen in Mitteleuropa auch dünn
besiedelte ökologische Ausgleichsräume mit land-
wirtschaftlichen und Freizeitfunktionen existieren
werden. Wer genau hinschaut, wird bemerken,
dass diese Entwicklung längst eingetreten ist. Es
kann nicht falsch sein, sie mit den zur Verfügung
stehenden Mitteln und im Sinne einer europä-
ischen Raumordnungspolitik zu unterstützen und

damit mittel- bzw. langfristig neue Formen sinn-
voller Betätigung von Menschen und neue Wirt-
schaftsstrukturen zu entwickeln. Das Festhalten
an Gewohntem, an in Gegenwart und Vergangen-
heit orientierten Denkmustern und Verhaltens-
weisen reicht nicht mehr, um die Zukunft zu ge-
winnen.12

Das Problem wird auch an den Städten und Stadt-
quartieren, an den ländlichen Siedlungen und an
den Zuständen in den Regionen nicht vorbeige-
hen. Da die Gesellschaft nicht gewillt ist, Anstren-
gungen in Richtung auf eine demographische Um-
steuerung zu unternehmen, und sie sich nicht zu
einer gezielten Einwanderungspolitik bekennt,
wird der Rückgang der Population unwiderruflich
sein. Das wird Auswirkungen auf alle Besiedlungs-
strukturen haben. Schlimm ist das aber nur, wenn
man sich darauf nicht einlassen will, ständig dage-
gen arbeitet und am Ende als Verlierer dasteht.
Diese Prozesse sozial determiniert und bewusst zu
gestalten ist eine Aufgabe von hohem humanisti-
schen Anspruch und der Inbegriff einer zivilisier-
ten Gesellschaft. Wir sollten die Herausforderung
annehmen.

12 Anmerkung der Redaktion: Siehe hierzu auch den Bei-
trag von Christine Hannemann in dieser Ausgabe.
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Markus Ottersbach

Die Marginalisierung städtischer Quartiere
in Deutschland als theoretische und

praktische Herausforderung

Marginalisierte Quartiere in der
stadtsoziologischen Diskussion

Im Zuge der Ausdifferenzierung der modernen
Gesellschaften und der Wissenschaften nahm auch
in Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg das
Interesse der Soziologinnen und Soziologen zu,
sich explizit mit dem Thema „Stadt“ auseinander
zu setzen. Insbesondere mit dem Aufkommen der
Lebensstilforschung in den achtziger Jahren und
der Diskussion um die Zukunft der „Sozialen
Stadt“ seit Anfang der neunziger Jahre1 kam es zu
einem regelrechten Boom innerhalb der Soziolo-
gie, sich mit dem Phänomen der Entwicklung der
Städte und deren Auswirkungen zu befassen. So
entwickelte sich auch in der Bundesrepublik eine
weitere eigenständige Disziplin innerhalb der
Soziologie: die Stadtsoziologie.

Allerdings hatten sich schon lange Zeit zuvor nam-
hafte Soziologen mit städtischen Phänomenen
beschäftigt, etwa Max Weber, der die Stadt als
bedeutenden Träger der Rationalität und somit als
Motor der kapitalistischen Wirtschaftsordnung
gesehen hat. Auch für Karl Marx spielte die Stadt
als Versammlungsort des Proletariats und als Ort
der Entstehung der Revolution eine wichtige
Rolle. Georg Simmel maß dieser eine große
Bedeutung in Bezug auf die Entwicklung sozialer
Beziehungen bei. Für alle Autoren stand jedoch
die Gesellschaftstheorie im Vordergrund, in der
die Stadt allerdings eine zentrale Rolle einnahm
und zwar als Ursache wie als Wirkung gesamtge-
sellschaftlicher Entwicklungen. Es ist m. E. nach

wie vor wichtig, die Stadtsoziologie in eine Theorie
der Gesellschaft einzubetten.

Betrachtet man die deutschsprachigen stadtsozio-
logischen Diskussionen der vergangenen Jahre, so
erkennt man zwei Grundpositionen:

Die VertreterInnen der ersten Position sehen eine
negative Entwicklung der Städte:

– Das Ende der zivilisierten Stadt sei in Sicht;2

– die Stadt sei von einer Krise erfasst3 bzw. die
„Integrationsmaschine“ Stadt funktioniere
nicht mehr4 oder

– die Stadt sei durch den fortgeschrittenen Kapi-
talismus zweckentfremdet.5

Die VertreterInnen der zweiten Position relativie-
ren das Bild von bzw. die Kritik an der fehlenden
Integrationskraft der Städte:

– Ungleichheit und Konflikte seien nicht der
Stadt, sondern gesamtgesellschaftlichen Ent-
scheidungen geschuldet;6

– das zivilgesellschaftliche Potenzial der europä-
ischen Städte sei relativ hoch7 oder

– die Ressourcen der Menschen zur Verbesse-
rung der Situation in marginalisierten Quartie-
ren würden unterschätzt.8

1 Vgl. hierzu z. B. die Sammelbände von Jens Dangschat/
Jörg Blasius (Hrsg.), Lebensstile in den Städten, Opladen
1994; Bernhard Schäfers/Göttrik Wewer (Hrsg.), Die Stadt in
Deutschland. Soziale, politische und kulturelle Lebenswelt,
Opladen 1996; Walter Hanesch (Hrsg.), Überlebt die soziale
Stadt? Konzeption, Krise und Perspektiven kommunaler So-
zialstaatlichkeit, Opladen 1997; Jens Dangschat: Moder-
nisierte Stadt – Gespaltene Gesellschaft. Ursachen von Ar-
mut und sozialer Ausgrenzung, Opladen 1999; Uwe-Jens
Walther (Hrsg.), Soziale Stadt – Zwischenbilanzen. Ein Pro-
gramm auf dem Weg zur Sozialen Stadt?, Opladen 2002;
Martina Löw (Hrsg.), Differenzierungen des Städtischen,
Opladen 2002.

2 Vgl. Manuel Eisner: Das Ende der zivilisierten Stadt? Die
Auswirkungen von Modernisierung und urbaner Krise auf
Gewaltdelinquenz, Frankfurt/M. – New York 1997.
3 Vgl. Wilhelm Heitmeyer/Rainer Dollase/Otto Backes,
Einleitung: Die städtische Dimension ethnischer und kultu-
reller Konflikte, in: dies (Hrsg.), Die Krise der Städte.
Analysen zu den Folgen desintegrativer Stadtentwicklung für
das ethnisch-kulturelle Zusammenleben, Frankfurt/M. 1998,
S. 9 f.
4 Vgl. Hartmut Häußermann, Die Stadt und die Stadt-
Soziologie. Urbane Lebensweise und die Integration des
Fremden, in: Berliner Journal für Soziologie, 5 (1995) 1, S. 95 f.
5 Vgl. Andreas Feldtkeller, Die zweckentfremdete Stadt.
Wider die Zerstörung des öffentlichen Raumes. Frankfurt/
M. – New York 1994.
6 Vgl. Thomas Krämer-Badoni, Urbanität und gesellschaft-
liche Integration, in: Deutsche Zeitschrift für Kom-
munalwissenschaft, 40 (2001) 1, S. 12 f.
7 Vgl. Klaus M. Schmals/Hubert Heinelt (Hrsg.), Zivile Ge-
sellschaft. Entwicklung, Defizite, Potentiale, Opladen 1997.
8 Vgl. Wolf-D. Bukow/Claudia Nikodem/Erika Schulze/
Erol Yildiz, Die multikulturelle Stadt. Von der Selbst-
verständlichkeit im städtischen Alltag, Opladen 2001.
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Welches dieser Szenarien ist – empirisch gesehen –
haltbar?

Fragt man die Betroffenen – die Menschen in den
Städten – gehen die Meinungen auseinander. Auf
der einen Seite gibt es diejenigen, die sich auf-
grund des vielfältigen Angebots an Arbeit, Woh-
nungen, Freizeitgestaltung, Verkehrsanbindung
und sozialen und kulturellen Einrichtungen in
Städten nach wie vor wohl fühlen, auf der anderen
Seite gibt es immer mehr Menschen, die ihre Quar-
tiere – gemeint sind die Wohnviertel, Stadtbezirke,
der jeweilige Kiez – am liebsten sofort verlassen
würden.

Bei der Analyse wird deutlich, dass es sich um eine
Krise handelt, die in erster Linie bestimmte Quar-
tiere in bestimmten Städten betrifft. Dabei konzen-
trieren sich die Krisen vor allem in den im Zuge
der Industrialisierung stark gewachsenen Städten,
den heutigen Großstädten. Aber auch unter den
Großstädten gibt es enorme Differenzen z. B. zwi-
schen den ostdeutschen Städten, den Städten des
Ruhrgebiets oder süddeutschen Städten wie Stutt-
gart oder München. Insgesamt ist die Situation in
der Bundesrepublik gegenüber den amerikani-
schen Ghettos oder den französischen „banlieues“
jedoch weitaus weniger brenzlig, auch wenn
soziale Segregation und Polarisierung in jüngster
Zeit in deutschen Städten zunehmen.9

Aus wissenschaftlicher Perspektive ist es wichtig,
dass die soziologische Stadtforschung – will sie der
Komplexität der Entwicklung der Städte gerecht
werden – nicht nur Probleme, sondern auch Stär-
ken der Städte und ihrer BewohnerInnen aufzeigt.
Auf der Seite der Schwierigkeiten der Stadtent-
wicklung fehlt die Betrachtung der Stigmatisierung
marginalisierter Quartiere, etwa durch medial auf-
bereitete wissenschaftliche Analysen oder durch
politische Stellungnahmen und Verlautbarungen,
können doch durch solche negativen „Bilder“
bereits positiv verlaufende Veränderungsprozesse
beeinträchtigt oder gar blockiert werden. Auf der
Seite der Stärken müssten die Möglichkeiten einer
positiven Quartiersentwicklung und die Ressour-
cen der BewohnerInnen stärker hervorgehoben
werden. Dadurch wird erstens ersichtlich, dass die

negative Entwicklung durchaus veränderbar ist;
zweitens kann man ablesen, welche Maßnahmen
erforderlich sind, um die Situation in den Quartie-
ren zu verbessern.

Theoretische Überlegungen
zur Marginalisierung städtischer

Quartiere

1. Ein Modell der Integration der Individuen
in urbanen Gesellschaften

Um die Integration von Menschen in urbanen
Gesellschaften zu veranschaulichen, bedient sich
die Soziologie theoretischer Modelle. Auf diese
Weise können gesellschaftliche Aktivitäten darge-
stellt werden, allerdings nur auf einer abstrakten
Ebene. Um Kenntnisse über konkrete gesellschaft-
liche Abläufe zu erlangen, ist Feldforschung quan-
titativer oder qualitativer Art unerlässlich.

Das folgende Modell (vgl. Schaubild 1), mit dem
ich mich auf Jürgen Habermas’ Modell von
„System“ und „Lebenswelt“10 beziehe – und das
inzwischen in etwas erweiterter Form auch in der
Stadtforschung etabliert ist11 – kann gesellschaft-
liche Prozesse in urbanen Gesellschaften veran-
schaulichen:

Die Integration von Menschen in urbanen Gesell-
schaften erfolgt durch gesellschaftliche Systeme
(Systemintegration), innerhalb der Lebenswelt
und mit Hilfe von verständigungsorientierten Dis-
kursen (Sozialintegration). Ziel der Integration
der Individuen durch gesellschaftliche Systeme ist
deren Einschluss (Inklusion) in den Bereichen der
Ökonomie, des Rechts etc. Ziel der Integration
der Individuen durch die Lebenswelt ist deren
Anerkennung in Bezug auf Kultur, Werte, Milieus,
ihre Lebensstile etc. Ziel der Integration der Indi-
viduen durch verständigungsorientierte Diskurse
ist deren Partizipation im Bereich des zivilgesell-
schaftlichen Engagements.12

9 Zu Differenzen zwischen der Situation in deutschen und
französischen Städten vgl. Dietmar Loch, Soziale Aus-
grenzung und Anerkennungskonflikte in Frankreich und
Deutschland, in: Wilhelm Heitmeyer (Hrsg.), Die Krise der
Städte. Analysen zu den Folgen desintegrativer Stadtent-
wicklung für das ethnisch-kulturelle Zusammenleben,
Frankfurt/M. 1998, S. 281; zu den Unterschieden zwischen
französischen und amerikanischen Vorstädten bzw. Ghettos
vgl. Loïc J.D. Wacquant, Über Amerika als verkehrte Utopie,
in: Pierre Bourdieu u. a., Das Elend der Welt. Zeugnisse und
Diagnosen alltäglichen Leidens an der Gesellschaft, Kon-
stanz 1997, S. 169 ff.

10 Vgl. hierzu Jürgen Habermas, Theorie des kom-
munikativen Handelns. Bd. 1 und 2, Frankfurt/M. 1988. Ha-
bermas hat den Bereich der verständigungsorientierten Dis-
kurse der Lebenswelt zugerechnet. Aufgrund der besonderen
Bedeutung dieses Bereichs für die Entwicklung der Städte ist
er hier hervorgehoben.
11 Vgl. hierzu Albrecht Göschel, Integration und Stadt, in:
Deutsche Zeitschrift für Kommunalwissenschaften, (2001) 1,
S. 5 f.; Anmerkung der Redaktion: Siehe auch den Beitrag von
A. Göschel in dieser Ausgabe.
12 Die Verbindung der drei Bereiche ist als ein Kreislauf zu
verstehen. Die gesellschaftlichen Systeme prägen die Le-
benswelt der Menschen. Wird diese Prägung von den Men-
schen als Problem empfunden, ist eine mögliche Reaktion die
Bildung zivilgesellschaftlicher Assoziationen, in denen ver-
sucht wird, diese Probleme in die Öffentlichkeit zu tragen und
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2. Ein Modell der Marginalisierung
städtischer Quartiere

Bezieht man das Modell auf das Phänomen der
Marginalisierung städtischer Quartiere, so erhält
man in etwa folgendes Modell (vgl. Schaubild 2):

Um die Entstehung marginalisierter Quartiere als
Folge des Einflusses der gesellschaftlichen Systeme

zu verdeutlichen, muss man die wirtschaftliche
Schwäche, die rechtliche Benachteiligung, das
Fehlen kultureller und sozialer Einrichtungen und
städtebauliche Mängel aufzeigen. Die wirtschaft-
liche Schwäche dieser Quartiere drückt sich in der
Regel durch eine Kumulation ökonomischer Pro-
bleme aus, das heißt, in diesen Vierteln wohnen
überdurchschnittlich viele SozialhilfeempfängerIn-
nen, Arbeitslose, BezieherInnen von Wohngeld,
Alleinerziehende und Alte. Rechtlich benachteiligt
sind die BewohnerInnen dieser Orte dadurch, dass
viele keinen deutschen Pass besitzen und auf wich-
tigen Ebenen von der politischen Partizipation

Schaubild 1: Modell der Integration der Individuen in urbanen Gesellschaften

Quelle: Eigene Darstellung.

Schaubild 2: Modell der Marginalisierung städtischer Quartiere in Anlehnung an Jürgen Habermas

Quelle: Eigene Darstellung.

im Rahmen deliberativer und partizipativer Verfahren Lö-
sungen zu suchen. Die so entstehenden verständigungsorien-
tierten Diskurse können dazu führen, dass die gesellschaft-
liche Prägung bestätigt oder kritisiert wird. Darüber wird
sozialer Wandel erklärbar.
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ausgeschlossen sind. Auch kulturelle und soziale
Einrichtungen sind kaum zu finden. Um ins
Theater und Kino zu gehen oder an sonstigen kul-
turellen Angeboten teilzuhaben, muss man das
Quartier verlassen. Es gibt z. B. nur wenige Kin-
dergärten und Horte, zu wenig weiterführende
und höhere Schulen, selten öffentliche Bibliothe-
ken und weniger Ärzte als in anderen Stadtvier-
teln. Städtebauliche Mängel sind z. B. die dichte
Bebauung, die schlechte Bausubstanz vieler Woh-
nungen, die zu dunklen Hinterhöfe oder die zu
wenigen Grünanlagen in unmittelbarer Umgebung
– die schlechte Wohnqualität.

Ist die systemische Inklusion der Individuen der-
maßen lückenhaft, kann es zu sozialen Problemen
kommen, die in der Lebenswelt sichtbar werden.
Ist zudem die Anerkennung der lebensweltlichen
Bezüge (der Kultur, der Identität) in den Quartie-
ren gefährdet oder gar nicht gegeben, kann es ent-
weder zu apathischen Zuständen, zu einem Rück-
zug ins Private oder auch zu Gewalt und
Rassismus kommen. Andere BewohnerInnen ver-
suchen möglicherweise, sich mittels verständi-
gungsorientierter Diskurse in der Öffentlichkeit
Gehör zu verschaffen, eine Bürgerinitiative zu
gründen oder auch an Stadtteilforen teilzunehmen
und dort ihren Unmut über die Lage kundzutun.
Ist das Medium Öffentlichkeit ebenfalls blockiert,
gerät die Situation zumeist außer Kontrolle, die
Alternativen werden noch geringer, es kommt ver-
stärkt zu Kriminalität oder Apathie.

Zur Entstehung
marginalisierter Quartiere

Der Marginalisierung geht der Prozess der Polari-
sierung voraus. Quartiere können erst dann ver-
elenden, wenn zuvor eine Differenzierung bzw.
eine Segregation stattgefunden hat. In unserem
Fall ist dies zunächst die Polarisierung zwischen
Städten. Zu unterscheiden ist deshalb eine Polari-
sierung zwischen bundesdeutschen Städten und
zwischen Stadtquartieren.13

1. Die Polarisierung zwischen
bundesdeutschen Städten

Mit Polarisierung ist vor allem das Auseinander-
driften von Orten in Bezug auf die bereits genann-
ten Kriterien wirtschaftliche Lage, kulturelle Infra-
struktur und soziale Probleme gemeint. Betroffen
sind davon in erster Linie die bundesdeutschen
Großstädte. Spätestens seit den siebziger Jahren
beginnt eine Segregation der Städte, die in den
achtziger Jahren durch regionale Krisen und
Umstrukturierungsprozesse noch verstärkt wird.
Ab 1987 stagniert diese Ausdifferenzierung, die
Entwicklung verläuft dann auf hohem Niveau pa-
rallel.14

Bis zur Wiedervereinigung der beiden deutschen
Staaten war die Differenz in Bezug auf die wirt-
schaftliche Stärke zwischen dem Ruhrgebiet und
den florierenden Städten im Süden der Republik
besonders groß. In Frankfurt am Main war 1985
die Quote der Bauinvestitionen fast dreimal so
hoch wie in Oberhausen. In Stuttgart und Frank-
furt am Main entsprach die Anzahl der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten in etwa der Ein-
wohnerzahl. In Dortmund, Duisburg und Bochum
stellen sich die Verhältnisse anders dar: Hier war
die Einwohnerzahl doppelt so hoch wie die Anzahl
der Beschäftigten. Eine vergleichbare Entwicklung
gab es bei den Gewerbesteuereinnahmen. Wäh-
rend diese 1985 in München fast sieben Mal, in
Frankfurt am Main mehr als acht Mal so hoch
waren wie 1960, hatten sie sich in Duisburg,
Bochum und Gelsenkirchen im selben Zeitraum
gerade verdoppelt. Vergleichbare Ungleichheits-
verhältnisse weisen diese Städte in Bezug auf die
Arbeitslosenquote und die Kaufkraft in den Jah-
ren 1985 bzw. 1986 auf.

Dieses Bild ändert sich erst langsam seit 1991, als
die ersten Daten für Städte in den ostdeutschen
Bundesländern vorgelegt wurden. Jetzt rangieren
nicht mehr die Ruhrgebietsstädte am Ende der
Skala, sondern die strukturschwachen Gebiete in
Ostdeutschland. Zunächst war nur die Arbeitslo-
senquote in diesen strukturschwachen Regionen
am höchsten, inzwischen gilt dies auch für die
Sozialhilfedichte.

2. Die Polarisierung der Quartiere innerhalb
der Städte

Die Polarisierung der Quartiere ist insbesondere
in den Großstädten sehr stark. Als prägnantes Bei-

13 Von dem marginalisierten Quartier zu sprechen, ver-
kennt jedoch die Vielfalt. Deshalb ist es wichtig, zwischen
verschiedenen Typen marginalisierter Quartiere zu unter-
scheiden. Dabei kann man grob zwischen mindestens fünf
Typen differenzieren, auch wenn sich die Bewohnerschaft
zwischen den einzelnen Quartieren – strukturell betrachtet –
nicht sonderlich unterscheidet (zur Typologie marginalisier-
ter Quartiere und deren Problematik vgl. Markus Ottersbach,
Das Leben in marginalisierten Quartieren in der BRD, in:
Helmut Karpe/ders./Erol Yildiz, Urbanität zwischen Zerfall
und Erneuerung, Köln 2001 S. 108 ff.).

14 Vgl. Jens Dangschat, Entwicklung sozialer Problem-
lagen als Herausforderung für die soziale Stadt, in: Walter
Hanesch (Hrsg.), Überlebt die soziale Stadt? Konzeption,
Krise und Perspektiven kommunaler Sozialstaatlichkeit,
Opladen 1997, S. 89 f.
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spiel soll die Stadt Hamburg genannt werden, in
der – proportional betrachtet – die meisten Millio-
näre und zugleich die meisten Sozialhilfeempfän-
gerInnen wohnen. In fast allen Großstädten findet
man entsprechend sowohl sehr reiche Quartiere
als auch sehr arme Viertel.

Als Gründe für diese Polarisierung innerhalb der
Städte werden vor allem die Globalisierung der
Arbeitsmärkte, der Wohnungsmangel, die Pflege
des Wirtschaftsstandorts und die ethnisch bedingte
Segregation erwähnt.15 Mit der zunehmenden Glo-
balisierung ist ein Wegfall einfacher Arbeitsplätze
in der Bundesrepublik verbunden. Menschen, die
nur eine geringe schulische und berufliche Qualifi-
kation aufweisen, gehören deshalb zu den so
genannten Globalisierungsverlierern. Auch der
Wohnungsmarkt hat sich zu einer wichtigen Ursa-
che für Armut und soziale Ungleichheit entwi-
ckelt. Falsche Bedarfsprognosen, eine Verknap-
pungspolitik, die Bevorteilung der gewerblichen
gegenüber der privaten Nutzung von Gebäuden in
bestimmten städtischen Lagen und ungünstige
Rahmenbedingungen für den Bau von Wohnungen
(hohe Zinsen, hohe Baukosten etc.) führt Jens
Dangschat als Ursachen für das Dilemma auf dem
deutschen Wohnungsmarkt und die damit verbun-
dene Segregation der Quartiere an.16 Einen weite-
ren Grund für die Entstehung marginalisierter
Viertel sieht Dangschat in der steigenden Konkur-
renz der Städte um wirtschaftliche Güter bzw.
Dienstleistungen. Insbesondere der Wettbewerb
um moderne Industrien, Dienstleistungsbetriebe
und zahlungskräftige Konsumenten veranlasst die
Städte immer mehr dazu, ihre Investitionen an die
Erfordernisse der lokalen Wirtschaft anzupassen.
Dies verdeutlicht z. B. die Entwicklung der Innen-
städte zu Büro- und Freizeitzentren mit horrenden
Mieten, die nur noch finanzstarke Anbieter von
Dienstleistungen aufbringen können. Wirtschafts-
manager, Bänker und Kommunalpolitiker ziehen
dabei in der Regel am selben Strang. Um im inter-
nationalen Wettbewerb mithalten zu können, wer-
den deutliche Signale gefordert, was etwa die
Höhe der Mieten in erstklassigen Bürolagen
angeht, mit denen dann Werbung für den Standort
betrieben wird.17

Auch die hohe Konzentration von Nicht-Deut-
schen wird als ein Grund für die Vernachlässigung
dieser Quartiere genannt. Anfängliche, später aber
wieder aufgehobene Zugangsbeschränkungen für
MigrantInnen bei öffentlich geförderten Wohnun-
gen und eine einseitige Belegungspolitik haben die
Segregation und die räumliche Konzentration von
Nicht-Deutschen in wenig attraktiven Wohnvier-
teln gefördert; ihre Folgen sind heute noch zu
spüren.

3. Von der Polarisierung zur Marginalisierung

Von der Polarisierung zur Marginalisierung ist es
nur ein kleiner Schritt. Wird das Stadtbild in Bezug
auf die genannten Kriterien der ökonomischen
Inklusion, der politischen Partizipation und der
kulturellen und sozialen Anerkennung sehr hetero-
gen und wird diese Entwicklung noch medial aufbe-
reitet und verstärkt, bleibt eine Marginalisierung
bestimmter Quartiere nicht aus. Deren Bewohner-
Innen sind dann derart stigmatisiert, dass allein
schon ihr Wohnort einen ausreichenden Grund für
ihre Diskriminierung darstellt. Allein der Name
des Stadtteils bewirkt dann eine berufliche oder
soziale Ablehnung. Schon in der Schule oder sogar
im Kindergarten entscheiden Wohnorte mit über
das Ansehen der Kinder. Die Karrieren vieler
BewohnerInnen marginalisierter Quartiere verlau-
fen deshalb in sehr engen Bahnen.

Ein besonderer Fall von Marginalisierung liegt
dann vor, wenn das Quartier zusätzliche Stigmati-
sierung erfährt. Diese kann durch die Wissenschaft,
die Verwaltung oder die Politik geleitet sein und
über die Medien in die Öffentlichkeit transportiert
werden. Besonders verheerend sind solche negati-
ven Einflüsse von außen, wenn sich das Quartier
von innen nahezu alleine stabilisieren könnte.

Zwei Entwicklungsszenarien
für marginalisierte Quartiere

Die Entwicklung marginalisierter Quartiere ver-
läuft nicht immer einheitlich. In mancherlei Hin-
sicht gibt es durchaus Zeichen einer deutlichen
Verbesserung der Lebens- und Wohnqualität.
Diese findet man hauptsächlich in den Vierteln,
die von sozioökonomischen Umbrüchen betroffen
waren und aufgrund eines Gentrifikationsprozes-
ses18 den Status eines marginalisierten Quartiers

15 Vgl. ebd., S. 88 ff.
16 Vgl. ebd., S. 95.
17 Ein prägnantes Beispiel ist die Werbung um den Wirt-
schaftsstandort Köln mit dem neuen KölnTurm. So argu-
mentiert der Wirtschaftsdezernent der Stadt Köln, Karl O.
Fruhner, dass die Höhe der Miete des KölnTurms ein wich-
tiges Signal für die Weiterentwicklung bestimmter Standorte
ist: „Wir brauchen sie (die hohen Mieten, d. Verf.), um in drei
bis vier Jahren im Rechtsrheinischen richtig landen zu kön-
nen.“ Der Generalbevollmächtigte der Hypothekenbank Es-
sen AG, Eigentümerin des KölnTurms, fügt hinzu: „Köln
muss weg von den Billigmieten bei den Büroimmobilien.“
Ansonsten könne die Stadt im internationalen Wettbewerb

nicht mithalten. (Zitate entnommen aus: Kölner Stadtan-
zeiger vom 30.05.2001.)
18 Der Gentrifikationsprozess ist von Blasius und Dang-
schat als Form der Verdrängung alteingesessener Bevölke-
rungsgruppen durch jüngere, besser ausgebildete und meist
mit höherem Einkommen versehene Haushalte in innen-
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ablegen konnten. Gelingt die Aufwertung, identifi-
ziert sich die Bevölkerung stärker mit ihrem Vier-
tel. Zugleich wird jedoch in einigen Quartieren
eine Verbesserung verhindert oder gar blockiert.
Anhand zweier verschiedener Entwicklungsszena-
rien soll einerseits die Aufwertung und anderer-
seits die weitere Abwertung marginalisierter Quar-
tiere dargestellt werden.

1. Die Aufwertung eines ehemals marginalisierten
Viertels am Beispiel des Severinsviertels in der
Kölner Südstadt

Das Severinsviertel im Herzen der Südstadt von
Köln galt lange Zeit als ein so genanntes margina-
lisiertes Quartier.19 Im Zuge der Industrialisierung
hatten sich dort viele kleinere Unternehmen ange-
siedelt. Die Bevölkerung, vor allem ArbeiterInnen
und HandwerkerInnen, zog nach; es entstand eine
sehr dichte Wohnbebauung. Da die Südstadt im
Zweiten Weltkrieg kaum zerstört wurde, änderte
sich an der vorhandenen Bebauungsstruktur bis
weit in die Nachkriegszeit wenig. Insbesondere für
junge Familien waren die vorhandenen Wohnver-
hältnisse jedoch völlig ungeeignet. Es gab nur sehr
wenige Grünflächen, und die Infrastruktur war
schlecht. Auch fehlte es an Kindergärten, Alten-
heimen und Erholungsmöglichkeiten.

Aus einer Dokumentation der Stadt Köln20 geht
hervor, dass im Laufe der siebziger Jahre erste
Untersuchungen zu diesen Problemen entstanden.
Von Seiten der Stadt wurde schließlich ein Sanie-
rungskonzept entworfen, das der Prämisse „Erhal-
tung und Stärkung des Severinsviertels als relativ
preisgünstiges Wohngebiet mit hoher funktionaler
Mischung, gemischter Sozialstruktur und typi-
schem Milieu und Stadtbild“ folgte.

Mit dem Ziel der Sanierung der Häuser führte die
Stadt mit den betreffenden Hausbesitzern Gesprä-
che und informierte sie über mögliche Unterstüt-
zungsmaßnahmen. Dabei konnten die Hausbesit-
zer entweder öffentliche Fördermittel in Anspruch
nehmen und Sozialwohnungen bauen oder eine
privatfinanzierte Modernisierung wählen und die
Kosten später – entsprechend den gesetzlichen
Bestimmungen – auf die Miete umlegen. Im Zuge
der Sanierung wurden Häuser abgerissen, deren
Renovierung sich nicht mehr lohnte, und das alte

Gebäude der inzwischen in Köln-Porz angesiedel-
ten Fabrik der Firma Stollwerck wurde nach zähen
Auseinandersetzungen mit Hausbesetzern demon-
tiert. Zahlreiche Häuser wurden saniert, bis dahin
fehlende kulturelle und soziale Einrichtungen
gebaut, Verkehrsstraßen beruhigt und begrünt
und neue Grünanlagen und Kinderspielplätze
geschaffen.

Ein wichtiger Bestandteil des Konzepts war die
Bürgerbeteiligung: Es gab eine Informations- und
Beratungsstelle, öffentliche Veranstaltungen wur-
den durchgeführt und in einem eigens eingerich-
teten Forum konnten die BügerInnen aus dem
Viertel die Konzepte einsehen. Es wurde ein
Sanierungsbeirat gegründet, an dem 15 BürgerIn-
nen mit unterschiedlichem sozialen Status, ver-
schiedenen Alters und unterschiedlicher Nationali-
tät beteiligt waren. Dieser hatte die Aufgabe, den
Rat der Stadt Köln zu beraten. Seine Mitglieder
konnten Anfragen stellen und über die Bezirksver-
waltung Anträge in den Rat einbringen.

Das Viertel wurde stark aufgewertet, so dass sich
die Atmosphäre verbesserte und der Wohnwert
und die Lebensqualität enorm anstiegen. Trotz
zahlreicher Sanierungs- und Umbaumaßnahmen
konnte der Mietpreis relativ stabil gehalten wer-
den, so dass kaum Menschen gezwungen waren,
das Quartier zu verlassen. Der Anteil der Bevölke-
rung mit Migrationshintergrund ist in etwa gleich
geblieben. Zahlreiche neue Betriebe, Läden und
Geschäfte sind entstanden, die das Flair des Vier-
tels erheblich verbessert haben. Insgesamt ist hier
ein bereits vorher bestehendes multikulturelles
Viertel bewahrt worden, obwohl das Äußere des
Stadtteils teilweise nicht mehr wieder zu erkennen
ist.

2. Die weitere Abwertung eines marginalisierten
Viertels durch Stigmatisierung: das Beispiel
des Keupstraßenviertels in Köln-Mülheim

Auch das Keupstraßenviertel in Köln-Mülheim
durchlief im Laufe der Zeit mehrfach Margina-
lisierungsprozesse. Zunächst war es ein reines
Arbeiterquartier gewesen. Hier wohnten die
Beschäftigten der umliegenden Fabriken, insbe-
sondere der Firma Felten & Guillaume. Es gab
eine ganze Reihe Einzelhandelsgeschäfte, kleinere
Handwerksbetriebe und natürlich Arbeiterwoh-
nungen. In den fünfziger und sechziger Jahren
zogen die ersten MigrantInnen in das Viertel. Erst
später, im Zuge der Rezession und als die inzwi-
schen heruntergekommenen Häuser nicht mehr
den Ansprüchen der deutschen Bevölkerung ent-
sprachen, zogen immer mehr Deutsche entweder
ganz aus Mülheim fort oder in benachbarte Sied-
lungen. Die Wohnungen und Geschäfte wurden

stadtnahen Wohngebieten beschrieben worden (vgl. Jörg
Blasius/Jens Dangschat, Gentrification. Die Aufwertung in-
nenstadtnaher Wohnviertel, Frankfurt/M. 1990).
19 Vgl. hierzu Fritz Sack, Stadtgeschichte und Kriminal-
soziologie, in: Klaus Lüderssen/ders., Seminar Abweichendes
Verhalten I: Die selektiven Normen der Gesellschaft, Frank-
furt/M. 1982, S. 302, 309.
20 Vgl. Stadt Köln (Hrsg.), Stadterneuerung. Die Sanierung
des Severinsviertels 1974–1997. Eine Dokumentation, Köln
(o. J.).
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von den damaligen HausbesitzerInnen nicht
saniert, sondern gleich an die zugezogenen
MigrantInnen vermietet, teilweise sogar an sie ver-
kauft. So nahm sowohl die Wohn- als auch die
Geschäftsbevölkerung mit Migrationshintergrund
im Quartier deutlich zu.

Einige BewohnerInnen vertraten in Interviews die
Auffassung, dass das Viertel blüht.21 Es ist zu
einem großen Teil verkehrsberuhigt, der überwie-
gende Teil der Häuser saniert, es gibt zahlreiche
kleine Geschäfte (Reisebüros, Juweliere, Kaffee-
häuser, Imbissbuden, Restaurants, Gemüseläden)
und Handwerksbetriebe. Mit einem Wort – hier
hat sich ein echtes Szeneviertel etabliert.

Die Stimmung im Viertel ist jedoch geteilt. Schon
seit Jahren existiert eine so genannte Interessenge-
meinschaft (IG) Keupstraße, deren Mitglieder sich
über den hohen Anteil der „ausländischen“ Bevöl-
kerung beklagen: Inzwischen wohnten zu viele
MigrantInnen hier, so dass die kulturelle Identität
der deutschen Bevölkerung bedroht sei. Zudem
gäbe es zu viel Lärm, zu viel Schmutz und zu viel
Verkehr.

Auch im öffentlichen Diskurs, vor allem in den
Zeitungen und im Rundfunk, wurde lange Zeit vor
allem ein negatives Bild des Viertels vermittelt:
Es war die Rede von „massenhafter und illegaler
Einwanderung“, von Drogen, Kriminalität und
Gewalt. Nicht zuletzt aufgrund der Initiative die-
ser Interessengemeinschaft haben das Bezirksamt
Mülheim, die Stadt Köln und das Land Nordrhein-
Westfalen eine Dokumentation über die Situation
des Viertels publiziert, welche die Berichterstat-
tung der Medien und auch der im Viertel wohnen-
den Deutschen abbildet.22 Die alltägliche Situation
oder die Schwierigkeiten der MigrantInnen kom-
men darin jedoch nicht zur Sprache. Stattdessen ist
von „Problemen“, „Konflikten“ und „Auswirkun-
gen, Konsequenzen und Bewältigung der Einwan-
derung“ die Rede. Dabei werden auch einige
methodische Probleme offenbar: Obwohl mehr als
50 Prozent der Bevölkerung MigrantInnen sind,
wurden diese in der Dokumentation nicht berück-
sichtigt, und obwohl sie inzwischen mehr als die
Hälfte der Bevölkerung dieses Viertels stellen,
wird so getan, als ob die IG Keupstraße die Stim-
mung aller BewohnerInnen wiedergibt. Die Doku-
mentation der Stadt Köln nimmt die Argumente
der IG Keupstraße und der Medien auf und repro-
duziert deren Vorurteile. Die Folgen dieser Stig-

matisierung sind nicht zu unterschätzen: Sie produ-
ziert oder verschärft zumindest Konflikte. So
entsteht der Eindruck, dass die Stadt, das Bezirks-
amt und auch das Land NRW als Auftraggeber nur
hinter der deutschen Bevölkerung stehen und sich
um die – in diesem Fall sogar – Mehrheit der
BewohnerInnen dieser Straße nicht kümmern.
Anstatt die Situation der Bevölkerung offen zu
legen, zementiert die Dokumentation die tatsächli-
che soziale Ungleichheit, Diskriminierung, feh-
lende Partizipation, indem sie diese Schwierigkei-
ten regelrecht vertuscht bzw. sich auf Probleme
wie Verkehr, Lärm und Schmutz konzentriert und
die Verursacher ausschließlich in der eingewander-
ten Bevölkerung ausfindig macht.

Mit Hilfe der Labeling-Theorie23 könnte man auf-
zeigen, dass die Stigmatisierung der „primären
Devianz“ (dies wären in diesem Beispiel die auf-
grund der ökonomischen, rechtlichen und sozialen
Ungleichheit entstehenden abweichenden Verhal-
tensweisen der eingewanderten Bevölkerung) eine
„sekundäre Devianz“ provozieren kann (dies wäre
die Inkorporation der von außen erfolgten Schuld-
zuweisung, die zu verstärkter Apathie und Resig-
nation oder Gewalt und Kriminalität führen kann).

Schlussfolgerungen und Perspektiven

Das Beispiel des Severinsviertels in Köln verdeut-
licht, dass auch marginalisierte Quartiere aufge-
wertet werden können. Gerade in solchen Quartie-
ren findet man aufgrund des Engagements der
Bevölkerung und zielgerichteter politischer und
ökonomischer Maßnahmen eben auch die positi-
ven Errungenschaften postmoderner Gesellschaf-
ten wieder.

Das Beispiel des Keupstraßenviertels in Köln-
Mülheim zeigt, dass eine von außen gesteuerte
Stigmatisierung bereits begonnene positive Pro-
zesse (Sanierung, Entstehung kleiner Unterneh-
men, Realisierung kultureller Vielfalt) beeinträch-
tigen oder sogar blockieren kann.

Klaus Ronneberger, Stephan Lanz und Walther
Jahn24 haben nachgewiesen, dass solche Stigma-
tisierungsprozesse keine Einzelfälle sind. Die
diskursive Verschränkung von Verwahrlosung,
Gewalt, hohem Anteil der Bevölkerung mit
Migrationshintergrund und Armut lässt sich in
vielen Berichten über marginalisierte Quartiere

21 Vgl. Ilka Flören, Über Konfliktpotentiale in multikultu-
rellen Stadtquartieren am Beispiel der Keupstraße in Köln-
Mülheim, unveröffentlichte Diplomarbeit, Köln 2000.
22 Vgl. Stadt Köln u. a. (Hrsg.), Veränderungsprozesse und
Konfliktebenen in der Keupstraße. Dokumentation, Köln
(o. J.).

23 Vgl. hierzu z. B. Edwin M. Lemert, Der Begriff der se-
kundären Devianz, in: K. Lüderssen/F. Sack (Anm. 19),
S. 433 ff.
24 Vgl. Klaus Ronneberger/Stephan Lanz/Walther Jahn,
Die Stadt als Beute, Bonn 1999, S. 82 f.
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erkennen. Zu solchen einseitigen, überpointierten
und Angst einflößenden Schreckensszenarien tra-
gen sowohl die Medien und die Wissenschaft als
auch die Politik bei. Ein großes Problem ist, dass
solche – aus publizistischen, wissenschaftlichen
und politischen Aspekten bestehenden – „Verstär-
kerkreisläufe“25 auch die Legitimation für repres-
sive und ausgrenzende ordnungspolitische Maß-
nahmen liefern können, um die als „gefährlich“
etikettierten Orte zu befrieden, wie es Ronneber-
ger/Lanz/Jahn aufgezeigt haben. Deshalb ist es
wichtig, Stigmatisierungsprozesse dieser Art un-
bedingt zu vermeiden, die sog. „Selbsterhaltungs-
kräfte“26 der ansässigen Bevölkerung zu fördern
und für ein ausgewogenes Bild der Quartiere in
der Öffentlichkeit zu sorgen. Dies kann nur gelin-
gen, wenn die gesamte Bevölkerung in Erhebungs-
und auch in Gestaltungsprozesse einbezogen wird.
Gibt die Stadtplanung dagegen vor, doch „alles
besser zu wissen als die Betroffenen“, lässt sie
einen Teil der Bevölkerungsmeinung außer Acht
und riskiert, dass sich nur die Interessen einer
Gruppe durchsetzen und darüber hinaus – wie in
diesem Fall geschehen – eine Stigmatisierung des
Quartiers erfolgt.

Richtet man den Blick nun auf die Perspektiven
marginalisierter Quartiere in bundesdeutschen
Städten, dann müsste man zunächst einmal genau
schauen, inwiefern die Menschen von Marginali-
sierung betroffen oder bedroht sind, wie sie sich
mit ihrer Situation arrangieren und vor allem wel-
che Maßnahmen sie selbst ergreifen, um ihren All-
tag erträglich zu gestalten und sich gegen diese
Marginalisierung zu wehren.

Damit wird eine in der modernen Ethnographie27

schon längere Zeit diskutierte und praktizierte
Methodologie angewandt, bei der nicht über oder
für die Betroffenen gesprochen wird, sondern mit
ihnen. Kultur ist dann nicht mehr als etwas Fixes
oder Fixierbares aufzufassen, sondern als etwas
Prozesshaftes, Flexibles und Veränderbares, das
für sich selbst spricht und nicht der Repräsentation
bedarf.

Sind die Stärken der Menschen in diesen Quartie-
ren bekannt und bleiben Stigmatisierungen aus,
können in einem zweiten Schritt wirkungsvolle
Konzepte erschlossen werden, um eine Segre-
gation bzw. eine Marginalisierung städtischer
Wohnviertel zu verhindern. Hier ist erstens an
Konzepte zur Verbesserung der sozioökono-
mischen Inklusion, zweitens an eine Erhöhung
der kulturellen Anerkennung und drittens an
einen Ausbau der politischen Partizipation der
QuartiersbewohnerInnen auf kommunaler Ebene
zu denken. Wie sich am Beispiel der Keupstraße
in Köln gezeigt hat, wird im Rahmen von Hilfe
zur Selbsthilfe schon versucht, die ökonomische
Inklusion durch die Ansiedlung zahlreicher klei-
ner Unternehmen zu verbessern. Dadurch kann
Arbeitslosigkeit bereits reduziert werden. Sicher-
lich sind solche Betriebe kein Allheilmittel. Des-
halb müssen v. a. weitere Bildungsangebote und
eine frühe und nachhaltige Förderung von Schü-
lerInnen möglichst ohne spezifische, auf benach-
teiligte Gruppen beschränkte, wiederum stigmati-
sierende Maßnahmen initiiert werden. Zudem
sollte in ausreichendem Maße preisgünstiger
Wohnraum in möglichst vielen Quartieren vor-
handen sein, um die Segregation zu verhindern.
Auch die kulturelle Anerkennung sollte erhöht
werden, indem kulturelle Vielfalt endlich als ein
positiver Wert aufgefasst und im Alltag gelebt
wird. Vor allem gilt es, Kultur als einen Prozess
aufzufassen, nicht als etwas Statisches. Verschie-
dene Kulturen müssen als eine Bereicherung
interpretiert werden. Die Anerkennung verschie-
dener Lebensstile sollte im Zeitalter der Globa-
lisierung und der Postmoderne nicht mehr ein
unumgängliches Problem darstellen. Last but not
least sollte politische Partizipation z. B. durch
Stadtteilkonferenzen oder -foren forciert werden.
Solche Beteiligungsmöglichkeiten können nach-
weislich zu einer verbesserten Integration der
Zielgruppen beitragen. In Stadtteilforen können
Wünsche der BewohnerInnen gegenüber der
Stadt artikuliert, realistische Veränderungsmög-
lichkeiten diskutiert, aber auch Konflikte zwi-
schen den BewohnerInnen thematisiert und gelöst
werden. Gefragt ist hier allerdings weniger ein an
egoistischen Interessen als vielmehr ein an der
„Verantwortung für die Gesamtheit der Stadtge-
sellschaft“28 orientiertes bürgerschaftliches Enga-
gement.

25 Vgl. Sebastian Scheerer, Der politisch-publizistische
Verstärkerkreislauf. Zur Beeinflussung der Massenmedien im
Prozeß strafrechtlicher Normgenese, in: Kriminologisches
Journal, 10 (1978) 10.
26 Vgl. P. Bourdieu (Anm. 9).
27 Vgl. hierzu Martin Fuchs/Eberhard Berg, Phänomeno-
logie der Differenz. Reflexionsstufen ethnographische Re-
präsentation, in: Eberhard Berg/Martin Fuchs, Kultur, soziale
Praxis, Text. Die Krise der ethnographischer Repräsentation,
Frankfurt/M. 1995, S. 72.

28 Vgl. hierzu Helga Fassbinder: Die Produktion der Zu-
kunft – Stadtplanung in der Zivilgesellschaft, in: K. M.
Schmals/H. Heinelt (Anm. 7), S. 203 (kursiv i. Orig.).
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Heike Leitschuh-Fecht

Die lebenswerte Stadt ist möglich

Attraktive (Mobilitäts-)Konzepte für die Innenstädte

Die europäische Idee der Stadt verbindet viele
Funktionen in räumlich konzentrierter Form: Auf
relativ engem Raum befinden sich Behörden, Ein-
zelhandelsgeschäfte, Wohnungen, Kultureinrich-
tungen und viele Unternehmen. Doch an ihren
Rändern fransen die Städte immer weiter aus:
Noch immer entstehen vor den „Toren“ der Stadt
neue Wohn- und Gewerbegebiete sowie Einkaufs-
zentren auf der „grünen Wiese“. Damit müssen
die meisten Menschen immer längere Wege
zurücklegen zwischen Wohnung und Arbeitsstelle,
zum Einkaufen oder ins Kino. Die Gründe für
diese so genannte „Suburbanisierung“ sind vor
allem ein wenig nachhaltiges Flächenmanagement
sowie eine falsche Subventionspolitik. Hinzu
kommt, dass insbesondere Familien mit kleinen
Kindern zunehmend Wohnungen in verkehrsärme-
ren Gegenden suchen, weil ihnen die Stadt als
ungeeigneter Lebensraum erscheint. Die „Auto-
mobilität“ begünstigt diesen Trend. Denn trotz der
vielen Staus gelingt es noch immer, längere
Wegstrecken zu bewältigen, ohne mehr Zeit dafür
investieren zu müssen. Dass die Menschen für ein
Häuschen im Grünen einen längeren Arbeitsweg
in Kauf nehmen, ist jedoch nicht alleine auf das
technisch immer komfortablere Auto zurück-
zuführen: Auch die Ansiedelungspolitik der Um-
landgemeinden, die Subventionierung der Fahrten
zum Arbeitsplatz durch die völlig überhöhte Ent-
fernungspauschale sowie politisch abenteuerliche
Anreize in der Bau- und Bodenpolitik (Grund-
und Grunderwerbssteuer, Eigenheimzulage) indu-
zieren diesen Trend. Alle diese Faktoren zusam-
men lassen es für viele Menschen überhaupt erst
attraktiv erscheinen, aus der Stadt zu ziehen.

Drängende Themen:
Zersiedelung und Flächenfraß

Die Folgen des zunehmenden, meist motorisierten
Verkehrs in den Städten sind bekannt, doch die
Probleme haben sich verlagert: Schlechte Luft,

Umweltbelastungen und Gesundheitsgefährdun-
gen aufgrund von Auto- und Lkw-Abgasen sowie
Lärm, aber auch die Gesundheitsgefahren, die von
mangelnder Bewegung ausgehen, sind zwar nach
wie vor ein wichtiger Diskussionspunkt – insbeson-
dere die klimarelevanten Kohlendioxidemissio-
nen, wofür der Stadtverkehr zu 40 Prozent verant-
wortlich zeichnet. Andere Probleme sind aber
stärker in den Vordergrund gerückt. Individualver-
kehr beansprucht jede Menge Platz, der für andere
Funktionen der Stadt fehlt. Wo Autos fahren und
parken, ist kein oder nicht ausreichend Raum für
Fußgänger und Radfahrer, haben Kinder weniger
Spielmöglichkeiten, gibt es weniger Platz für
Ruheräume und Begegnungen. Straßen zerschnei-
den Städte, Autos erschweren häufig die Mobilität
anderer Verkehrsteilnehmerinnen und -teilneh-
mer. Die Innenstädte werden unattraktiver, nicht
nur für ihre Bewohner. Die Umwelt-, Wohn- und
Arbeitsqualität wird stark beeinträchtigt. Die
Folge: Die Bevölkerung, aber auch Unternehmen,
besonders der Einzelhandel und die Gastronomie,
kehren den Innenstädten den Rücken; mit verant-
wortlich dafür sind oft hohe Mieten. In den
Abend- und Nachtstunden sind viele Stadtzentren
menschenleer und öde, was sich mancherorts auch
zu einem Sicherheitsproblem auswächst. Die Zen-
tren verlieren weiter an Anziehungskraft. Gleich-
zeitig ufern die Ränder der Städte durch neue
Siedlungsstrukturen immer weiter aus, was wie-
derum deren Naherholungsfunktion verschlech-
tert. Alles dies erzeugt noch mehr Verkehr mit
hohen Energie- und Umweltbelastungen. Ein
Teufelskreis, der uns schon seit vielen Jahren
beschäftigt, ohne dass es bisher gelungen wäre, die
Richtung zu ändern.

Hoher Preis für Mobilität

Die vorherrschende Stellung des Autos kommt die
Gesellschaft teuer zu stehen: Der Unterhalt und
Neubau von Straßen, Parkplätzen, Lärmschutzvor-
richtungen etc. kostet jede Menge Geld, ganz zu
schweigen von den Kosten für die vielen unschö-
nen Begleiterscheinungen der „Automobilität“

Dieser Beitrag basiert auf dem Buch der der Autorin, Lust
auf Stadt – Ideen und Konzepte für urbane Mobilität, Bonn
2002.
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wie Unfälle. Hinzu kommen die vielfältigen sozia-
len und ökologischen Folgekosten. Das fängt
damit an, dass der Autoverkehr relativ gesehen
die meisten Klimagase zu verantworten hat, geht
über abgasbedingte Gesundheitsschäden der Men-
schen, Schäden an Pflanzen, Böden und Gewäs-
sern, aber auch an Gebäuden, den riesigen Flä-
chenverbrauch bis hin zu den immensen
Ressourcen, die ein Auto schon bei der Produk-
tion verschlingt, und zu den Problemen, die sich
stellen, wenn es ausrangiert werden soll. Alles das
wird nur allzu gern übersehen und ist deshalb auch
Bestandteil von Überlegungen, wie die externen
Kosten des Verkehrs den Verursachern in Rech-
nung gestellt werden können. Auch die Autobesit-
zer verdrängen, wie sehr ihr Gefährt die Haus-
haltskasse tatsächlich belastet: Vergleichen sie
eine Fahrt mit der Bahn und mit dem Auto, rech-
nen sie meist nur die Benzinkosten. Selbst das
kleinste und sparsamste Auto kostet jedoch im
Jahr mindestens 3000 Euro, wenn vom Wertverlust
über Wartung und Reparaturen bis zu Steuern und
Parkgebühren alles eingerechnet wird. Anderer-
seits ist dieser hohe Fixkostenblock auch das zen-
trale Hindernis dafür, sich eine Monatskarte für
den Öffentlichen Personen-Nahverkehr (ÖPNV)
zu kaufen.

Doch auch der öffentliche Verkehr kostet, und das
nicht zu wenig. Auch er verbraucht Ressourcen,
und ein ICE schneidet hinsichtlich des Energiever-
brauchs nur dann besser ab, wenn er mindestens
zur Hälfte besetzt ist. Die Öffnung der Verkehrs-
märkte könnte dazu beitragen, dass der öffentliche
Verkehr noch effizienter wird, was die Kosten und
den Verbrauch anbelangt. Idealerweise könnte
dies zu neuen Angeboten führen, insbesondere in
bislang unterversorgten Gebieten. Gleichzeitig
muss der Staat aber auch dafür sorgen, dass stets
eine Mindestversorgung gewährleistet bleibt.
Letztlich ist es also immer eine politische Ent-
scheidung, welche Verkehrsmittel der Staat unter-
stützen will, und ganz ohne Subventionen für die
öffentliche Infrastruktur und den ÖPNV wird es
wohl nicht gehen.

Erreichbarkeit und/oder
hohe Lebensqualität?

Die Innenstädte müssen erreichbar sein, keine
Frage, doch die Lebensqualität dort muss ebenfalls
erhalten bzw. noch verbessert werden. Besonders
in den Diskussionen zur nachhaltigen Entwicklung
auf lokaler Ebene (siehe Kasten) – in den so
genannten „Lokale Agenda 21-Prozessen“ – ist es

Nachhaltige Entwicklung der Verkehrspolitik1

Lokale Agenda 21:

Rund 2 500 Städte und Gemeinden (Stand
Mitte 2003) haben sich in Deutschland bislang
auf den Weg gemacht, um gemeinsam mit
Bürgerinnen und Bürgern, mit Unternehmen,
Vereinen und Verbänden ein Leitbild für eine
nachhaltige Kommune, die Lokale Agenda 21,
zu erarbeiten sowie Maßnahmen und Projekte
zu ihrer Umsetzung zu initiieren. Die Themen
Mobilität und Verkehr stehen in fast allen die-
sen Kommunen ganz weit oben auf der Tages-
ordnung. Denn die klimarelevanten Emissio-
nen des Straßenverkehrs sind eines der größten
Probleme, die Deutschland zu lösen hat, um
seine Kohlendioxid-Emissionen bis 2005 um
25 Prozent zu reduzieren. Außerdem erleben
die Bürgerinnen und Bürger den Verkehr
offensichtlich vielerorts als tagtägliche Belas-
tung. Doch auch in den Agenda-Prozessen ist
es schwer, sich auf gemeinsame Ziele und Pro-
jekte zu verständigen. Das Auto soll weitge-
hend raus aus der Stadt, sagen die einen. Das
Auto gehört zu einem urbanen Leben dazu,
sagen die anderen. Insbesondere der Einzel-
handel wehrt sich gegen Verkehrsbeschrän-
kungen und kämpft für mehr Parkplätze. Oft
wider besseres Wissen: Denn mehr Parkplätze
locken noch mehr Autofahrer in die Innen-
stadt, Fußgänger und Radfahrer fühlen sich
zunehmend unwohl, und wo man nicht mehr
gemütlich flanieren kann, macht auch das Ein-
kaufen wenig Spaß. Doch jenseits der alten
Grabenkämpfe gibt es auch neue Ideen: So
haben Agenda-Aktive im Kreis Kleve ein
Internet-gestütztes Pendlernetz aufgebaut, um
Berufspendlerinnen und -pendlern zu erleich-
tern, Fahrgemeinschaften zu bilden und damit
Geld zu sparen und die Umwelt zu schonen.
Inzwischen sind darin 20 Kreise und kreisfreie
Städte von Aachen bis zum Münsterland ange-
schlossen.

ein ganz zentrales Thema, wie die Zielkonflikte
zwischen Mobilitätsansprüchen einerseits und
Umwelt- und Lebensqualität andererseits bewäl-
tigt werden können. Für eine nachhaltige Entwick-
lung der Städte ist es besonders bedeutsam, dafür
innovative Lösungen zu entwickeln, zu erproben
und anzuwenden. Wichtig ist dabei, dass diese
Lösungen die bisweilen unterschiedlichen oder gar
gegensätzlichen sozialen, ökologischen und ökono-

1 Nachhaltig ist eine Entwicklung, die weder zu Lasten des
globalen Ökosystems noch der Entwicklungsländer, noch zu
Lasten künfiger Generationen geht.
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mischen Interessen in den Städten, die oft quer zu
den verschiedenen Gruppen liegen können,
berücksichtigen – ohne jedoch jede Entscheidung
von notorischen Bedenkenträgern abhängig zu
machen.

Diskurs stockt

Deutschland gehörte in puncto städtischer Mobili-
tät in der Vergangenheit sicher zu den fortschrittli-
cheren Ländern. Früh wurde hier vor allem mit
dem deutschen Markenzeichen, den Tempo-30-
Zonen, etwas für die Verkehrsberuhigung getan,
der Radverkehr gefördert, das öffentliche Ver-
kehrsnetz modernisiert. Doch inzwischen scheint
die Debatte um die Innenstädte erlahmt zu sein.
Auf die offenen Fragen finden sich selten interes-
sante Antworten, geschweige denn Strategien:

– Unklarheit besteht darüber, ob die Idee der
europäischen Stadt mit ihren dichten, gemisch-
ten und heterogenen Strukturen noch als Leit-
bild bestehen kann. Wenn die weitere Zersie-
delung der Landschaft aufgehalten werden soll,
wie können dann die Bedürfnisse, die die Men-
schen ins Eigenheim im Grünen ziehen, inner-
halb der Stadt befriedigt werden? Wir brau-
chen eine breite, nach vorne gerichtete
Diskussion über die Entwicklung der Innen-
städte – sowohl in Fachkreisen als auch in der
Politik –, um die bisher eher defensiven Pro-
blemdebatten, wie die über Angst vor sozialer
Entmischung und Ghettobildung oder über die
Krise des Einzelhandels, zu überwinden.

– Dementsprechend finden sich auch kaum ganz-
heitliche und innovative Ansätze für Umgestal-
tungsprozesse. Traut sich jemand, ein solches
Konzept zu entwerfen, dann bleibt er oder sie
in der Regel die Antwort auf die Frage schul-
dig, wie die „Verkehrswende“ realistisch ausse-
hen sollte.2

– Alle bekannten Beispiele, die sich vom „Main-
stream“ abheben und in der Fachwelt als unge-
wöhnlich bis vorbildlich gelten, beziehen sich
bislang immer nur auf Teilbereiche innerstädti-
scher Mobilität bzw. Stadtgestaltung. In ganz
Europa ist kein Beispiel bekannt, das als gelun-
genes universelles Gesamtkonzept gelten kann
– nicht einmal auf dem Papier.

– Es fällt auf, dass die Expertinnen und Experten
immer wieder die zum Teil schon seit Jahren
bekannten Beispiele bemühen. Wiederholt tau-
chen die Städtenamen Bologna, Freiburg, Gro-
ningen, Münster oder Zürich auf. Werden neue
Namen genannt, so handelt es sich in der Regel
um kleinere Städte, teilweise unter 30 000 Ein-
wohnern. Abgesehen davon, dass in mancher
ehemaligen Vorzeigestadt, wie zum Beispiel
Bologna, inzwischen ein verkehrspolitischer
Roll-Back eingesetzt hat, sind es derzeit offen-
sichtlich eher die kleineren Städte, die sich an
Neues heranwagen. Zum Teil vollziehen sich
hier die Innovationen im Zusammenhang mit
den Prozessen der Lokalen Agenda 21.

– Während sich in den Teilbereichen Fußgänger-
und Radverkehr, sowie ÖPNV mit neuen
Mobilitätskonzepten (z. B. Car-Sharing) und
vor allem mit den autoarmen oder -freien
Stadtteilen zwar nichts Revolutionäres, aber
dennoch etwas Spannendes tut,3 scheint es im
Bereich Lieferverkehr seit dem Scheitern bzw.
der Stagnation der meisten City-Logistik-Kon-
zepte kaum noch Neues zu geben.

– Ein Blick in die neuere Literatur zeigt, dass
zwar immer wieder interessante Bücher zur
„Mobilität von morgen“ erscheinen, es aber
offensichtlich sehr schwer ist, kommunale Ein-
zelprojekte sinnvoll zu generalisieren. Außer-
dem bleiben viele Ideen im normativen Appell
„man sollte und müsste“ stecken.

Chancen sehen statt jammern

Die finanziellen Spielräume der Städte sind sehr
begrenzt, und auf absehbare Zeit sind wohl kaum
neue Geldflüsse zu erwarten. Dies kann man
beklagen oder man kann die Dinge auch einmal
von einer anderen Warte betrachten: Teure kom-
munale Großinvestitionen in den öffentlichen Ver-
kehr sind wohl genauso wenig möglich wie neue
Straßenbauprojekte oder Parkhäuser, die nur neue
Verkehrsströme in die Innenstädte lenken würden.
Dagegen birgt der in vielen Städten beobachtbare
Rückgang der Wohnbevölkerung – ein Phänomen,
das es durchaus nicht nur im Osten Deutschlands
gibt – auch die Chance, städtebauliche Sünden ins-
besondere der siebziger Jahre zumindest teilweise
zu korrigieren: So könnten Straßen zurückgebaut,
Plätze und Naherholungsflächen sowie Bauflächen
für Familien mit Kindern und damit urbanes

2 Beispielsweise veröffentlichte Greenpeace 1994 die Stu-
die „Schwerin: Vision einer autofreien Stadt“.

3 Vgl. Sassa Franke, Car-Sharing, Vom Ökoprojekt zur
Dienstleistung, Berlin 2000.
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Ambiente neu entstehen, vielleicht sogar hässliche
Parkhäuser abgerissen werden.

Insgesamt könnte also auch in der Verkehrspolitik
die Krise als Chance verstanden und angenommen
werden. Wenn die Städte ihre Bevölkerung halten
wollen, müssen sie sich auch Gedanken um ihre
Attraktivität machen, und diese hängt nicht zuletzt
davon ab, wie man sich als Fußgängerin oder Rad-
fahrer, mit Einkaufstasche und Kinderwagen in
einer Stadt bewegen und wohl fühlen kann.

Untätigkeit wäre also auch in der Verkehrspolitik
fatal, doch geht es heute mehr denn je um pfiffige,
kostengünstige und effiziente Lösungen. Diese
Anforderungen sollten die Richtschnur für Aus-
schreibungen sein.

Belebung durch neue Ideen

Es finden sich durchaus vereinzelt Ideen, Visionen
und „konkrete Utopien“ mit praktischen Ansät-
zen, wie die Städte wieder lebens- und liebenswer-
ter, wie Natur und Umwelt besser integriert wer-
den könnten; deren Umsetzung wäre – auch in
finanzieller Hinsicht – möglich. Man findet sie in
Deutschland, Italien, in den Niederlanden oder
der Schweiz. Besonders spannend sind gerade jene
Konzepte, die quer zu dem liegen, was heute
üblich ist und deshalb schnell mit dem Satz „Das
geht doch alles nicht“ in den Schubladen der
Stadt- und Verkehrsplaner verschwindet.

Solche Beispiele können die Fantasie anregen,
Denkblockaden lockern und vielleicht sogar den
einen oder die andere motivieren, die Projekte der
Kolleginnen und Kollegen in anderen Städten
nachzuahmen und ebenfalls Neues zu versuchen.
Einige dieser Beispiele werden nachfolgend skiz-
ziert.

1. Veränderte Lebensformen und Leitbilder

Viele Projekte im Verkehrsbereich beziehen sich
derzeit auf technische Instrumente und Lösungen.
Diese scheinen jedoch nur sehr eingeschränkt
dazu beizutragen, positive Impulse zu setzen.
Technische Lösungen beziehen die Menschen als
Akteure meist nur passiv ein und sind in der Regel
auch nicht geeignet, Begeisterung für Veränderun-
gen auszulösen. Verkehrsleitsysteme z. B. mögen
sinnvoll sein, doch in der Regel sind sie teuer und
setzen nicht an den Grundfragen der Entstehung
bzw. der Neuorganisation von Mobilität an. Es
sind jedoch in den meisten Fällen solche techni-
schen Innovationen, auf welche die Kommunen
derzeit – dies ergab die Auswertung der Beiträge

eines Städtewettbewerbs des ADAC im Jahr 2001
– besonderen Wert legen.

Viel interessanter sind dagegen neue Lebensfor-
men, Arbeits- und Verkehrsorganisationen, andere
Siedlungsstrukturen, Managementsysteme, dezen-
trale Produktions- und Konsumstrukturen, die
weniger verkehrsintensiv sind, ohne grundlegende
Freiheitsrechte oder marktwirtschaftliche Grund-
sätze zu verletzen. Denn: Die bisherige Diskussion
um nachhaltige Entwicklung hat sehr deutlich
gezeigt, dass durchgreifende Effekte nur erzielbar
sind, wenn sich vor allem Strukturen und Haltun-
gen ändern.

Es ist zum Beipiel die Sehnsucht nach mehr und
besseren gutnachbarschaftlichen und verkehrsbe-
ruhigten Wohnformen, die viel Raum für eigene
Gestaltung lassen, welche die Menschen gerne im
neuen Freiburger Stadtteil Vauban leben lässt. Hier
hat die Stadt ein mutiges Experiment gewagt: Eine
ehemalige Garnison soll sich zu einem autoarmen
Quartier entwickeln, in dem so ökologisch wie
möglich gebaut wird, Wohnen, Arbeiten und Ein-
zelhandel integriert werden und die Bewohnerin-
nen und Bewohner die Planungen mitgestalten.
Dies stellt neue Anforderungen an die Stadt, die
sich dem Prinzip einer „lernenden Planung“ ver-
schrieben hat, und könnte ein Lehrexempel für
nachhaltige Stadtentwicklung sein.

Das Ziel, in den Städten wieder ein lebendiges,
gesundes Leben und Arbeiten zu ermöglichen, ist
eine Querschnittsaufgabe: Städtebauliche Aspekte
sind genauso gefragt wie die Struktur der lokalen
Ökonomie, besonders des Einzelhandels. Das
zeigt das Beispiel der „Slow City“ im italienischen
Greve, wo man sich ganz bewusst darauf konzen-
triert, das typische, unverwechselbare lokale Profil
zu erhalten. Dieses Konzept, das sich die Bürger-
meister von Orvieto und von Greve im Chianti
ausgedacht und dem sich inzwischen rund 50 meist
kleinere und mittlere italienische Städte ange-
schlossen haben, wird als eine Strategie betrachtet,
um dem Druck der Globalisierung und ihrer Ten-
denz zur Vereinheitlichung zu begegnen. Das Ziel:
Die Städte sollen sich auf ihre jeweiligen und
unverwechselbaren Eigenheiten besinnen und
diese zum Wettbewerbsfaktor ausbauen. Dies
betrifft vor allem die lokalen und regionalen Pro-
dukte, Angebote sowie Handwerke.

2. Neues Verhalten, neue Rhythmen

Da in der Stadt viele Akteure zum Gelingen neuer
Konzepte beitragen müssen, sind vor allem solche
Ideen und Visionen interessant, die gemeinschaft-
liches Handeln der Akteure ermöglichen bzw. die-
ses voraussetzen. Gerade die Unternehmen einer
Kommune, sei es im Einzelhandel, in der Gastro-
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nomie oder auch im produzierenden Gewerbe,
spielen dabei eine zentrale Rolle – und zwar in
mehrfacher Hinsicht (Erreichbarkeit für Kunden
und Beschäftigte, attraktives Umfeld etc.). Einer-
seits leiden die Unternehmen selbst unter übermä-
ßigem Verkehr und der schwindenden Attraktivi-
tät der Städte, andererseits sind sie oft Teil des
Problems. In einigen lokalen Agenda-Prozessen
konnten gute Erfahrungen in der Zusammenarbeit
zwischen Stadtverwaltungen, Wirtschaft, Vereinen
und Bürgern gesammelt werden.

Will man Städte wieder lebenswerter machen, so
müssen eine Menge komplexer Einzelaspekte
beachtet sowie viele Akteure (Stadt- und Ver-
kehrsplanung, lokale Wirtschaft, öffentliche Ver-
kehrsträger, Verbände und nicht zuletzt Bürgerin-
nen und Bürger) einbezogen werden. Nur dann
können die Veränderungen dauerhaft erfolgreich
sein. Dauerhafte, also nachhaltig wirksame Lösun-
gen sind eher im Bereich sozialer und organisatori-
scher Innovationen zu suchen. Dies zeigt sehr
anschaulich das Beispiel der Kleinstadt Burgdorf
in der Schweiz, wo es (drei sehr unterschiedlichen
Menschen) gelungen ist, mit der „Flanierzone“ auf
ungewöhnliche Weise Fußgänger und Autos mit-
einander zu versöhnen. In der 15 000-Einwohner-
Stadt gab es dieselben Auseinandersetzungen, wie
sie fast überall anzutreffen sind: Einzelhandel und
Bürger stritten sich darum, wie viel Autoverkehr
in der Innenstadt nötig bzw. verkraftbar ist. Doch
entgegen der weit verbreiteten Alles-oder-nichts-
Haltung, die nur zwischen den Polen „Autos
raus!“ oder „autogerechte Stadt“ pendelt, einigte
man sich in Burgdorf auf ein Kompromissmodell,
das zeitgemäßer erscheint als die üblichen Fußgän-
gerzonen. In der „Flanierzone“, die auch eine viel
befahrene Hauptstraße umfasst (!), darf der moto-
risierte Verkehr nur Tempo 20 fahren, und Fuß-
gänger haben stets Vorfahrt. Damit sind alle Ver-
kehrsteilnehmer zu gegenseitiger Rücksichtnahme
gezwungen. Und: Die Flanierzone ist ein ausge-
sprochenes Low-Budget-Projekt. Das Modellpro-
jekt ist erfolgreich, wurde inzwischen sogar in
nationales schweizerisches Recht überführt und
von anderen Kommunen nachgeahmt.

Soziale und querschnittsorientierte Innovationen
sind auch erforderlich, wenn es um die Frage geht,
ob die Öffnungszeiten des Einzelhandels sowie
lokaler und kultureller Einrichtungen eigentlich
noch zu den Lebensgewohnheiten der Bürgerin-
nen und Bürger passen. In Bremen und Hanau
wird mit den Projekten „Zeiten der Stadt“ ver-
sucht, die Öffnungszeiten von Ämtern, Kinder-
gärten etc. und die Zeitpläne der öffentlichen
Verkehrsmittel sowie die Arbeitszeiten der Unter-
nehmen mit den Lebensbedingungen der Bevölke-
rung zu koordinieren. Entscheidend ist jedoch,

dass die Planungen integriert, also aufeinander
abgestimmt werden. Das ist ein interaktiver Pro-
zess, der nicht von oben verordnet werden kann.
Dazu müssen alle Akteure an einen Tisch und
ihre unterschiedlichen Interessen darlegen und
Lösungsmodelle aushandeln.

3. Innovative Angebote

Die Mobilitätsangebote müssen sich veränderten
Bedürfnissen anpassen. Neue Wege geht hier die
Volkswagen AG mit ihrem „Mietermobil“ in
Wolfsburg. Es will das Car-Sharing komfortabler
und für die Nutzerinnen und Nutzer so einfach wie
irgend möglich machen, indem dieses eng mit
einer Wohnanlage gekoppelt wird. Die bisherigen
Car-Sharing-Modelle haben (mindestens) einen
dicken Haken: Die Autos stehen oft weit weg von
der eigenen Wohnung. Nicht so beim „Mietermo-
bil“. Hier können die Nutzer quasi vom Küchen-
fenster aus sehen, ob ein Wagen verfügbar ist, und
sich auch mal spontan zu einer Fahrt entschließen.
Der Ausleihvorgang erfolgt einfach und sicher
über moderne Technologie am Service-Automat
im Hauseingang, die Rechnung wird monatlich mit
der Miete abgebucht. Dieses Projekt könnte den
nur langsam wachsenden Car-Sharing-Markt bele-
ben und ist zudem interessant für Immobilienfir-
men, die immer mehr um Mieter werben müssen.

Oder Call a Bike mit einem völlig neuen Typus des
Fahrradverleihs in München, Frankfurt und Berlin:
Die hochmodernen Räder sind überall in der Stadt
verteilt und können spontan und per Telefon ent-
liehen werden. Braucht man das Rad nicht mehr,
lässt man es einfach irgendwo stehen und gibt über
Telefon den Standort an die Zentrale durch. Was
ursprünglich die Idee eines kleinen Start-Up-
Unternehmens war, wurde jetzt von der Deutschen
Bahn AG übernommen. Diese prüft derzeit, ob
sich das Modell im Großversuch bewährt und sich
gegebenenfalls auch in anderen Großstädten ein-
setzen lässt.

Oder nehmen wir das Projekt „Cash Car“ in Ber-
lin, das die Idee des Car-Sharing auf den Kopf
stellt. Für Leute, die regelmäßig ein Auto brau-
chen, ist Car-Sharing keine Alternative. Da hatten
zwei Brüder, die Gründer von „StattAuto Berlin“,
eine neue Idee: Cash Car, das geleaste Auto, das
weitervermietet werden kann, wenn es nicht
gebraucht wird, und so noch Geld verdient. Dieses
Konzept ist vor allem für gewerbliche und insti-
tutionelle Kunden interessant (business-car). Das
Wissenschaftszentrum Berlin (WZB), die Audi
AG, die Berliner StattAuto Car Sharing AG sowie
die Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) schoben das
Projekt an und gründeten die Choice mobilitäts-
providing GmbH. Ein Feldversuch sollte zeigen,
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ob sich diese visionäre Form der Autonutzung
durchsetzen kann. Inzwischen verfolgt die Deut-
sche Bahn AG, die mit ihrer DB Rent bundesweit
daran arbeitet, Car-Sharing als Franchising aufzu-
bauen, das Projekt in eigener Regie. Wesentliche
Elemente von Cash Car wie einfache Nutzung,
einheitliche Tarife, bequemer Zugang zu den Fahr-
zeugen, Kombination mit ÖPNV und Fernverkehr
wurden dabei übernommen.

4. Reizvolle Images

Die Entscheidung für ein Verkehrsmittel ist aber
nur zum Teil – und vielleicht sogar zum kleineren
Teil – eine rationale Abwägung zwischen Kosten,
Fahrtzeit, Bequemlichkeit oder gar Umweltaspek-
ten. Die Menschen haben bei der Wahl ihrer Ver-
kehrsmittel feste Gewohnheiten. Diese Routine zu
durchbrechen ist nicht einfach. Auch emotionale
Gründe spielen dabei eine maßgebliche Rolle: Ein
Auto kann das Selbstwertgefühl seines Fahrer
oder seiner Fahrerin heben, die Art des Autos
unterstreicht möglicherweise das Image, das man
gerne von sich verbreiten würde: cool, rasant,
draufgängerisch, elegant, nobel oder völlig unkon-
ventionell. Das Auto gibt vielen Menschen ein
Gefühl von Freiheit und Unabhängigkeit, das sie
vielleicht im Alltag vermissen. Die Anzahl der PS
übertragen manche Zeitgenossen auf ihre persönli-
che Kraft oder gar ihre erotische Ausstrahlung.
Mit anderen Verkehrsmitteln sind solche Neben-
produkte der Mobilität weit schwerer zu erreichen.
Doch der öffentliche oder der Radverkehr kann
im Wettbewerb mit dem Auto nur sehr bedingt
Punkte sammeln, wenn sich solche Dinge nicht
auch im Marketing niederschlagen.

Die Essener Verkehrs-AG (EVAG) hat dies
erkannt und überrascht ihre Kundinnen und Kun-
den und solche, die es noch werden können,
immer wieder mit ihrer frechen, Aufsehen erregen-
den Werbung. Es mag eine Reihe von Verkehrsbe-
trieben geben, die in Sachen „Hardware“ mehr zu
bieten haben. Doch in der Kommunikation kön-
nen sich alle etwas von den Essenern abschauen.
Mit ihren ungewöhnlichen Kampagnen haben sie
es geschafft, der EVAG zu einem sensationellen
Bekanntheitsgrad von 99 Prozent zu verhelfen.

Und in Bozen – nicht gerade das Mekka der Rad-
fahrer – weiß man, dass insbesondere jugendliche
Italiener nur dann für das Radeln zu begeistern
sind, wenn damit auch ein für sie attraktives
Lebensgefühl transportiert wird, wenn Radfahren
ein Bestandteil des „ökologischen Wohlstands“
wird. Dieses soll nun mit einer Imagekampagne,
aber auch mit Verbesserungen in der Infrastruktur
erreicht werden.

Eine Straßenbahn wird es sicher nur selten schaf-
fen, Menschen so in ihren Bann zu ziehen wie ein
schickes, schnelles Auto. Doch es müsste zumin-
dest möglich sein, die verschiedenen umwelt- und
sozialverträglicheren Formen der Mobilität gesell-
schaftlich attraktiver zu machen – was sicher nicht
allein, aber auch eine Frage des Images ist. Die
Beispiele von Großstädten in der Schweiz oder
auch aus Straßburg, Freiburg, Karlsruhe und Saar-
brücken lassen hoffen.

5. Aus Problemen Chancen machen

Wer genau hinschaut, findet im Bereich der
Mobilität in manchen Städten Ungewöhnliches,
Sperriges und Querliegendes. Die hier genannten
Beispiele behandeln immer nur einen Teilbereich
der kommunalen Problempalette. Den großen
Wurf scheint es nicht zu geben, und vielleicht
wäre der auch gar nicht realisierbar. Doch viele
einzelne Puzzlesteine ergeben irgendwann auch
ein Bild.

Es gibt aber auch solche Beispiele, bei denen
Städte sich einem großen, neuen Problem gegen-
übersehen und darin die Chance erkennen, Dinge
zu verbessern. So galt Groningen in den Niederlan-
den zum Beispiel lange Zeit als das Vorzeigepro-
jekt umweltfreundlicher Innenstadtentwicklung
und steht nun vor der schweren Aufgabe, diesen
Ruf zu bewahren. Der Druck des Einzelhandels
wächst, die großflächig autofreie Innenstadt wie-
der für den motorisierten Verkehr zu öffnen. Doch
auch die Bürgerinnen und Bürger machen Druck.
In dieser Situation setzt die Stadt in einem breit
angelegten Beteiligungsverfahren auf die Möglich-
keit, zu konsensualen Lösungen zu gelangen.

Leipzig, eine Stadt, deren Einwohnerzahl im ver-
gangenen Jahrzehnt in der Kernstadt stark gesun-
ken ist,4 hat eigentlich noch keine ausgefeilten
Lösungen, mit dieser Entwicklung umzugehen.
Doch anstatt das Problem zu verdrängen, stellt
sich die Stadtverwaltung ihm und sieht darin – wie
oben beschrieben – auch die Chance, durch Rück-
bau die Qualität des Stadtbilds zu verbessern.

Die Herausforderungen für die Städte sind
immens: Das Auto hat nichts von seiner enormen
Anziehungskraft eingebüßt – es konnte im Gegen-
teil seine dominante Stellung bislang spielend
behaupten. Um die Umwelt- und Lebensqualität
in den Innenstädten zu verbessern, sollte der
motorisierte Individualverkehr gleichwohl zurück-
gedrängt werden. Andererseits haben alle ver-
schiedenen Mobilitätsformen je nach Raum und

4 Anmerkung der Redaktion: Siehe auch den Beitrag von
Wolfgang Kil, Marta Doehler und Michael Bräuer in diesem
Heft.
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Zeit ihre Berechtigung. Es zeichnet sich ab, dass es
in Zukunft vor allem darauf ankommen wird, die
verschiedenen Möglichkeiten der Fortbewegung
stärker sinnvoll miteinander zu verknüpfen. Doch
noch gibt es keine Anbieter für integrierte, inter-
modale Verkehrsdienstleistungen, also solche, bei
denen man zum Beispiel bei einer Fahrt von
einem Ort im Bergischen Land in einen Randbe-
zirk Frankfurts alle Infos und Tickets der dafür
benötigten Verkehrsmittel „aus einer Hand“
bekommt: Bus, ICE, U-Bahn, Mietwagen, Taxi
oder Fahrrad.

Die Ratlosigkeit bei Verkehrspolitikerinnen und
-politikern ist allenthalben groß. In kaum einem
anderen politischen Gestaltungsbereich schlagen
die Wogen so schnell und so heftig hoch, sobald
jemand auch nur kleine Korrekturen am Status
quo vorzunehmen versucht. Sofort stehen die
(laut)starken Gegner auf der Matte und dominie-
ren die Diskussion, besonders gerne mit dem

Argument des Arbeitsplatzverlustes. Und Wahlen
lassen sich so schon mal gar nicht gewinnen. Wer
vor allen diesen Schwierigkeiten nicht den Kopf
einzieht, braucht Mut, Geschick und Durchhalte-
vermögen. Es wäre schön, wenn die Bürgerinnen
und Bürger diese Eigenschaften – besonders bei
Wahlen – stärker honorierten.

Internetverweise der Autorin:

www.umbau.de, www.form-umbau.de
www.cittaslow.stratos.it
www.modelcity.ch, www.burgdorf.ch

www.zeiten-der-stadt.de
www.volkswagen-umwelt.de
www.callabike.de, www.dbrent.de
www.choise.de
www.evag.de
www.ecoistituto.it
www.groningen.nl
www.leipzig2030.de, www.stadt2030.de
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Wolfgang Tiefensee Essay
Stadtentwicklung zwischen Schrumpfung und
Wachstum
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/2003, S. 3–6

� Leipzig verfolgt eine städtebauliche Strategie, die
Schrumpfung und Wachstum gleichzeitig gestaltet. Ziel
ist die Stabilisierung und Aufwertung problembehafteter
Wohnquartiere mit Hilfe von flexiblen, ressortübergreifen-
den Konzepten. Eine effektive Umsetzung dieser Kon-
zepte erfordert auch eine Veränderung der bundespoli-
tischen Rahmenbedingungen, vor allem Reformen im
Fördersystem.

Herbert Schmalstieg Essay
Der Umbau des Sozialstaates und
die Funktionen der Städte
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/2003, S. 7–8

� Vor dem Hintergund der aktuellen Debatte um den
Umbau des Sozialstaates wird vom Autor für eine stärkere
Beachtung der sozialen Funktion der Stadtgesellschaft plä-
diert. Der Oberbürgermeister der niedersächsischen Lan-
deshauptstadt Hannover fordert den Abbau von steuer-
lichen Anreizen für das Wohnen im Umland von
Großstädten. Die Europäischen Union müsse sich mehr bei
der Lösung der vielfältigen urbanen Probleme engagieren.

Albrecht Göschel
Der Forschungsverbund „Stadt 2030“
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/2003, S. 9–15

� Seit dem Jahr 2001 fördert das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung (BMBF) das Forschungsprogramm
„Bauen und Wohnen“. Der Forschungsverbund „Stadt
2030“ bildete den Auftakt. Er umfasst 21 Projekte für dieses
Programm und 33 Städte sowie 54 Forschungsinstitute; Ziel
der Aktivitäten sind langfristige städtische und regionale
Entwicklungskonzepte. In den Themenfeldern Integration,
Identität und Regionalisierung werden Stadtentwicklungs-
modelle – jeweils unter den Bedingungen städtischen
Wachstums, aber auch der immer häufigeren Stadt-
schrumpfung – erarbeitet. Bei diesen Modellen sollen sich
langfristige Zielsetzungen mit plausiblen kurzfristigen
Schritten der Umsetzung verbinden.

Christine Hannemann
Schrumpfende Städte in Ostdeutschland –
Ursachen und Folgen einer Stadtentwicklung
ohne Wirtschaftswachstum
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/2003, S. 16–23

� Der Beitrag analysiert aktuelle städtische Entwicklungs-
prozesse, die neuerdings unter dem Stichwort „schrump-
fende Städte“ subsumiert werden. Dieser Begriff hat sich
insbesondere zur Kennzeichnung der Stadtentwicklung in
Ostdeutschland eingebürgert. Schlagworte wie Finanznot,
Deindustrialisierung, Bevölkerungsrückgang und Subur-
banisierung beschreiben die aktuelle Problematik. Ost-

deutsche Städte stehen für eine allgemeine Entwicklungs-
option, für die es in Deutschland keine hergebrachten,
erprobten und belastbaren Bewältigungsstrategien gibt.

Wolfgang Kil/Marta Doehler/Michael Bräuer
Zukunft der Städte und Stadtquartiere
Ostdeutschlands
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/2003, S. 25–31

� Die nach der Wiedervereinigung eingetretene Ver-
änderung der Existenzbedingungen in Ostdeutschland hat
die Städte und Siedlungen erreicht. Deökonomisierung,
Arbeitsmarkteinbrüche, Abwanderung aktiver Bevölke-
rungsschichten, demographische Entwicklungen sowie
globalisierungsbedingte Leistungseinbrüche der Gesell-
schaft ergeben einen Strukturbruch, der bis in die Bau-
substanz durchschlägt. Leerstand, Abriss, Rückbau,
Marktbereinigung – „Stadtumbau“ genannt – gilt es als
Chance für neue Qualitäten zu nutzen. Die dem Vorgang
innewohnende Ambivalenz zwischen Wertevernichtung
und Zukunftsfähigkeit ist die Herausforderung der nächs-
ten Jahre.

Markus Ottersbach
Die Marginalisierung städtischer Quartiere in
Deutschland als theoretische und praktische
Herausforderung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/2003, S. 32–39

� In der stadtsoziologischen Diskussion in Deutschland
werden seit einigen Jahren zwei Positionen vertreten:
Einerseits wird eine Krise der Stadt reklamiert, anderer-
seits werden die Stärken der Städte bzw. ihrer Bewoh-
nerInnen aufgezeigt. Aus wissenschaftlicher Perspektive
ist es wichtig, beide Perspektiven zu berücksichtigen, d. h.
nicht nur die Probleme, sondern auch die Ressourcen der
Städte und ihrer BewohnerInnen darzustellen. Zwei Bei-
spiele aus Köln sollen verdeutlichen, dass die Aufwertung
eines ehemals marginalisierten Quartiers gelingen, aber
auch blockiert werden kann und dann eine weitere
Abwertung des Viertels droht.

Heike Leitschuh-Fecht
Die lebenswerte Stadt ist möglich
Attraktive (Mobilitäts-)Konzepte für die Innenstädte
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/2003, S. 40–46

� Der individuelle Autoverkehr wächst und nimmt immer
mehr BürgerInnen die Lust, in der Stadt zu wohnen: Die
Infrastruktur für die Mobilität, die sich alle wünschen,
steht im Konflikt mit anderen Bedürfnissen. Innovative
Verkehrskonzepte sind rar, ganzheitliche sehr selten zu
finden. Die Städte müssen attraktiver werden, wenn sie
ihre BürgerInnen halten wollen, und es gibt Beispiele, wie
dies gelingen kann. Dabei geht es nicht nur um Autos,
Busse, Bahnen oder Rad: Sozial-ökologische Innovationen
sind auf vielen Gebieten gefragt. Knappe Mittel können
dabei manchmal sogar helfen, effizienten Konzepten eine
Chance zu geben.
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